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Die Folgen von Wirecard – 
das „Gesetz zur Stärkung der Finanzmarktintegrität“

Liebe Leserinnen und Leser,

die täglichen Schlagzeilen werden seit mittlerweile 
einem ganzen Jahr durch die Corona-Pandemie be-
herrscht. Die Pandemie darf aber nicht dazu führen, 
dass einem der größten deutschen Wirtschafts-
Skandale keine ausreichende Aufmerksamkeit 

gewidmet wird.

Wirecard war vielen vor einem Jahr als erfolgreiches 
Dax-Unternehmen bekannt. Heute verbindet man 

damit einen der größten Wirtschafts-Skandale der Bundesrepublik 
Deutschland um den sich immer noch zahlreiche ungeklärte Fragen 
ranken. Nur zwei ganz wesentliche davon: 

Wieso hat niemand reagiert, als schon vor einigen Jahren erste 
Vorwürfe aufkamen, ein Teil des Geschäfts sei frei erfunden? 

Warum fehlten letztendlich € 2 Mrd. auf Konten, die in der Bilanz 
ausgewiesen waren?

Das sind Fragen, die nach heutigem Stand der langjährige Wirtschafts-
prüfer von Wirecard vor Gericht beantworten muss. Letztendlich ist 
damit (wieder einmal) ein neuralgisches Thema angesprochen: Die Un-
abhängigkeit des Wirtschaftsprüfers. Vielfach werden nämlich nicht nur 
die Bilanzen geprüft. Es werden daneben auch zahlreiche Beratungsleis-
tungen erbracht. 

Unter anderem diesen Punkt greift der Gesetzgeber nun auf. Das „Ge-
setz zur Stärkung der Finanzmarktintegrität“, kurz FISG, sieht zahlreiche 
Maßnahmen bezogen auf Unternehmen, Aufsichtsräte, Wirtschaftsprü-
fer und andere Kontrollinstanzen vor, mit denen Bilanzskandale wie 
Wirecard künftig verhindert werden sollen. Hier seien exemplarisch nur 
zwei Maßnahmen aus dem Regierungsentwurf genannt: 

Zum einen soll die Trennung von Wirtschaftsprüfung und Beratung bei 
Unternehmen von öffentlichem Interesse, also insbesondere bei ka-
pitalmarktorientierten Unternehmen i.S. von § 264d HGB, vollständig 
umgesetzt werden. Durch die geplante Streichung von § 319a HGB soll 
die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers gestärkt werden, indem es 
ihm künftig  untersagt sein soll, jegliche Steuerberatungsleistungen 
und sonstige Bewertungsleistungen zu erbringen, auch wenn sich diese 
nicht unmittelbar oder nicht wesentlich auf den zu prüfenden Abschluss 
auswirken. Auch wenn sich diese Änderung an sich nur auf Unterneh-
men von öffentlichem Interesse erstrecken soll, ist doch zu erwarten, 
dass diese Streichung von den übrigen Unternehmen als Signal verstan-
den wird, künftig eine weitgehende Trennung von Prüfung und Bera-
tung anzustreben. 

StB Daniel Blöchle, 
WTS Partner

RA/StB Dr. Klaus Dumser,  
WTS Partner
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Zum anderen sollen – so der Entwurf des FISG – auch die internen Kon-
trollen in den Unternehmen verstärkt werden. Beispielsweise soll 
(zumindest) für börsennotierte Unternehmen ein internes Kontroll- und 
Risikomanagementsystem gesetzlich vorgeschrieben werden. Zwar 
müssen bereits nach derzeitiger Rechtslage kapitalmarktorientierte 
Kapitalgesellschaften in ihrem Lagebericht die wesentlichen Merkmale 
des IKS und des RMS im Hinblick auf den Rechnungslegungsprozess be-
schreiben. Unabhängig davon besteht aber keine gesetzliche Verpflich-
tung zur Errichtung eines formalen und umfassenden RMS oder IKS. 
Vielmehr steht es aktuell im pflichtgemäßen Ermessen des Vorstands, 
ein solches IKS und/oder RMS einzurichten.

Dies soll sich künftig ändern. Der Regierungsentwurf des FISG will durch 
§ 91 Abs. 3 AktG-E Vorstände börsennotierter Gesellschaften verpflich-
ten, „ein im Hinblick auf den Umfang der Geschäftstätigkeit und die 
Risikolage des Unternehmens angemessenes und wirksames internes 
Kontrollsystem und Risikomanagementsystem einzurichten“. Ausweis-
lich der Begründung des Gesetzentwurfs verbleibt den Vorständen dann 
nur noch hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung des IKS und RMS ein 
Ermessen, das zur Vermeidung etwaiger Haftungsansprüche nach den 
Grundsätzen der Business Judgement Rule ausgeübt werden muss. 

Um das Vertrauen der Investoren in den deutschen Finanzmarkt nach 
dem Wirecard-Skandal wieder herzustellen und dauerhaft zu stärken, 
sind die vorgestellten Maßnahmen des FISG nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung unabdingbar. Gleichwohl bedeuten sie für zahlreiche 
Un ternehmen weitere Veränderungen und stellen diese damit vor gro-
ße Herausforderungen. Mit unserer unabhängigen Beratung helfen wir 
Ihnen gerne, auch diese Aufgaben zu meistern!

Bleiben Sie gesund und kommen Sie gut durch den Lockdown!

Ihr Daniel Blöchle           &           Ihr Klaus Dumser



Der Koalitionsausschuss hatte am 
03.02.2021 beschlossen, unter anderem 
auch weitere steuerliche Corona-Hilfen 
auf den Weg zu bringen bzw. bestehende 
zu verlängern. Bereits am 26.02.2021 hat 
dann der Bundestag den von den Koali-
tionsfraktionen (CDU/CSU und SPD) ins 
Gesetzgebungsverfahren eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Um-
setzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen 
zur Bewältigung der Corona-Krise (Drittes 
Corona-Steuerhilfegesetz) in der Fassung 
der Beschlussempfehlung seines Finanz-
ausschusses beschlossen.

Der Bundesrat hat dem Gesetz am
05.03.2021 final zugestimmt.

Das Gesetz enthält im Wesentlichen fol-
gende Maßnahmen:

 → Anhebung der Höchstbetragsgrenze 
beim Verlustrücktrag für die Veranla-
gungszeiträume 2020 und 2021 
 
Mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfe-
gesetz wurde der für die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer geltende 
Verlustrücktrag (§ 10d EStG) für die 
Veranlagungszeiträume 2020 und 
2021 bereits auf € 5 Mio. bzw. € 10 Mio.  
(bei Zusammenveranlagung) erwei-
tert. Ergänzt wurde diese Ausweitung 
durch neue Regelungen, die den 
Verlustrücktrag aus dem Veranla-
gungszeitraum 2020 pauschaliert 
unmittelbar finanzwirksam schon 
über die Vorauszahlungen bzw. die 

Steuererklärung für den Veranlagungs-
zeitraum 2019 nutzbar machen. So 
können zum einen nach § 110 EStG 
auf Antrag Vorauszahlungen für den 
Veranlagungszeitraum 2019 pauschal 
gemindert werden. Zum anderen kann 
nach § 111 EStG ebenfalls auf Antrag 
ein pauschal berechneter vorläufiger 
Verlustrücktrag aus 2020 bei der Steu-
erfestsetzung für den Veranlagungs-
zeitraum 2019 abgezogen werden. 
Beide Regelungen setzen voraus, dass 
die Vorauszahlungen für den Veran-
lagungszeitraum 2020 auf null Euro 
herabgesetzt wurden. Im Rahmen der 
Veranlagung 2020 wird der vorläufi-
ge Verlustrücktrag überprüft und die 
Veranlagung für den Veranlagungs-
zeitraum 2019 entsprechend korrigiert 
(vgl. WTS Journal 03/2020). 
 
Nunmehr wird der steuerliche Ver-
lustrücktrag für die Veranlagungszeit-
räume 2020 und 2021 nochmals erwei-
tert und auf € 10 Mio. bzw. € 20 Mio. 
(bei Zusammenveranlagung) angeho-
ben werden. Die Höchstbetragsgrenzen 
in §§ 110, 111 EStG für die pauschale 
Berücksichtigung des Verlustrücktrags 
aus 2020 bereits in 2019 werden ent-
sprechend angehoben werden.  
 
Verfahrensrechtlich wird auch § 111  
Abs. 8 EStG geändert, um insoweit wie-
der bereits bestandskräftige Bescheide 
der Veranlagung für das Jahr 2019 
ändern zu können. Wird der Steuerbe-
scheid für 2019 vor dem zwei Wochen 
nach der Gesetzesverkündung fol-
genden Tag bestandskräftig, kann ein 
erstmaliger oder geänderter Antrag bis 
zu dem einen Monat nach der Gesetzes-
verkündung folgenden Tag nachträglich 
gestellt werden. 
 
Inhaltlich ist anzumerken, dass die 
Verlustrücktragsmöglichkeit in zeitli-
cher Hinsicht unverändert bleibt. Ein 
Verlustrücktrag ist damit weiterhin nur 
in den unmittelbar vorangegangenen 
Veranlagungszeitraum möglich. Sollte 
also bereits im Veranlagungsjahr 2020 
ein steuerlicher Verlust zu beklagen 

Gesetzentwurf der  
Koalitionsfraktionen

Bundestag

Bundesrat

Wesentlicher Inhalt

a   | Drittes Corona-Steuerhilfegesetz   |    
Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

TAX  LEGAL  FINANCIAL ADVISORY  
Steuerpolitik
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sein, läuft die Verlustrücktragsmög-
lichkeit aus 2021 ins Leere. Dies liegt 
daran, dass der Verlustabzug nach § 10d  
EStG bei der Ermittlung des zu versteu-
ernden Einkommens erst nach dem 
Gesamtbetrag der Einkünfte erfolgt. Die 
nunmehrige Anhebung der Höchstbe-
tragsgrenze beim Verlustrücktrag aus 
dem Veranlagungszeitraum 2021 bleibt 
somit bei bereits im Veranlagungs-
zeitraum 2020 besonders Betroffenen 
ohne jede Auswirkung.  

 → Berücksichtigung eines vorläufigen 
Verlustrücktrags aus 2021 bei der Steu-
erfestsetzung für 2020. 
 
Über den ursprünglichen Gesetzent-
wurf hinaus hat der Bundestag die Re-
gelung zum vorläufigen Verlustrücktrag 
ausgeweitet (§ 111 Abs. 9 EStG n.F.). So 
wird auch die Berücksichtigung eines 
vorläufigen Verlustrücktrags aus 2021 
bei der Steuerfestsetzung für 2020 
möglich. Voraussetzung dafür ist, dass 
die Vorauszahlungen für 2021 auf null 
Euro herabgesetzt wurden. 

 → Verlängerung des ermäßigten Umsatz-
steuersatzes für die Gastronomie 
 
Der coronabedingt ermäßigte Um-
satzsteuersatz für die Gastronomie gilt 
derzeit bis Ende Juni 2021. Wegen der 
besonderen Betroffenheit dieser Bran-
che wird diese Maßnahme mit identi-
schem Anwendungsbereich schlicht bis 
Ende 2022 verlängert. Der reduzierte 
Umsatzsteuersatz gilt für Restaurant- 
und Verpflegungsdienstleistungen mit 
Ausnahme der Abgabe von Getränken. 

 → Weiterer einmaliger Kinderbonus im 
Jahr 2021 
 
Auch Familien bekommen eine zusätz-
liche Hilfe. So wird für jedes Kind, 
für das für den Monat Mai 2021 ein 
Anspruch auf Kindergeld besteht, ein 
weiterer Kinderbonus als Zuschlag auf 
das  Kindergeld in Höhe von einmalig  
€ 150 gewährt. Er wird mit dem steu-
erlichen Kinderfreibetrag verrechnet, 
aber nicht auf die Grundsicherung an-
gerechnet. Der entsprechende Kinder-
bonus des vorigen Jahres betrug € 300.

TAX  LEGAL  FINANCIAL ADVISORY  
Steuerpolitik

RA/StB Dr. Martin 
Bartelt, München, 
martin.bartelt@
wts.de

Ihr Kontakt
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Regierungsentwurf  
vom 20.01.2021 

Wesentlicher Inhalt 

Änderungen gegenüber 
dem Referentenentwurf

b   | Regierungsentwurf eines Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetzes   |    
Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

RA/StB Dr. Martin 
Bartelt, München, 
martin.bartelt@
wts.de

Ihr Kontakt

Am 20.01.2021 hat das Bundeskabinett 
den Regierungsentwurf für ein „Gesetz 
zur Modernisierung der Entlastung von 
Abzugsteuern und der Bescheinigung der 
Kapitalertragsteuer“ (Abzugsteuerentlas-
tungsmodernisierungsgesetz – AbzStEnt-
ModG) beschlossen. 

Der Gesetzentwurf enthält im Wesentli-
chen die folgenden Regelungen:

 → Neufassung der Vorschriften zum 
Verfahren der Entlastung ausländischer 
Steuerpflichtiger von Abzugsteuern  
(§ 50c EStG-E).

 → Neuregelung der sog. Anti-Treaty-Shop-
ping-Regelung, § 50d Abs. 3 EStG-E 
(siehe hierzu gesonderter Beitrag in 
diesem Heft, S. 43 f.).

 → Kapitalertragsteuer - Ausweitung der 
Angaben zu Steuerbescheinigungen 
und zum Steuerabzug, der Übermitt-
lungspflichten an das BZSt (§ 45a  
Abs. 2a, § 45b, § 45c EStG-E) sowie der 
Haftung bei fehlerhaften Steuerbe-
scheinigungen (§ 45a Abs. 7 EStG-E).

 → Änderung des Investmentsteuergeset-
zes (§ 7 Abs. 4 Satz 3, § 7 Abs. 5 Satz 1 
sowie § 11 Abs. 1 Satz 3 und 4 InvStG-E).

 → Umwandlungssteuer - Verlustver-
rechnungsverbot für Verlustpotential 
aus Rückwirkungszeitraum bei be-
stimmten Gestaltungen mit Finanzinst-

rumenten und Beteiligungen (§ 2 Abs. 5 
UmwStG-E).

 → Änderung der Grundsätze zu Verrech-
nungspreisen, §§ 1, 1a AStG-E (siehe 
hierzu gesonderter Beitrag in diesem 
Heft, S. 44 ff.).

 → Neue Rechtsgrundlage für Vorabver-
ständigungsverfahren, § 89a AO-E 
(siehe S. 44 ff.).

Im Vergleich zum Referentenentwurf vom 
November 2020 sind einerseits die beiden 
letzten Punkte neu bzw. aus dem bisher 
nicht beschlossenen ATAD-UmsG über-
nommen worden. Andererseits wurde 
die im Referentenentwurf vorgesehene 
Streichung der beschränkten Steuerpflicht 
bei Rechteüberlassung aufgrund bloßer 
Eintragung des Rechts in einem inländi-
schen Register wieder herausgenommen. 
Die Finanzverwaltung gewährt hier nun 
mit BMF-Schreiben vom 11.02.2021 Ver-
einfachungen in allen offenen, materiell 
unstreitigen DBA-Fällen (vgl. hierzu ge-
sonderter Beitrag in diesem Heft, S. 46 f.). 

Der Bundesrat hat seine Stellungnah-
me zu dem Regierungsentwurf am 
05.03.2021 abgegeben. Voraussichtlich 
am 07.05.2021 soll der Bundestag das Ge-
setz beschließen. Die finale Zustimmung 
des Bundesrats ist momentan für den 
28.05.2021 geplant.

wts journal  |  # 1  |  März 20218
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Bundestagsbeschluss 

Bundesrat

Verlängerung der  
Steuererklärungsfrist  

in beratenen Fällen  
für den VZ 2019

Verlängerung der  
zinsfreien Karenzzeit  
für den VZ 2019

Ergänzungen gegenüber 
ursprünglichem Gesetz-
entwurf

c   | Verlängerung der Steuererklärungsfrist in beratenen Fällen und der zinsfreien 
Karenzzeit für den VZ 2019   |   Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

RA/StB Dr. Martin 
Bartelt, München, 
martin.bartelt@
wts.de

Ihr Kontakt

Am 28.01.2021 hat der Bundestag den 
„Gesetzentwurf zur Verlängerung der Aus-
setzung der Insolvenzantragspflicht und 
des Anfechtungsschutzes für pandemie-
bedingte Stundungen sowie zur Verlänge-
rung der Steuererklärungsfrist in berate-
nen Fällen und der zinsfreien Karenzzeit 
für den Veranlagungszeitraum 2019“ in 
der Fassung der Beschlussempfehlung 
seines Finanzausschusses beschlossen. 

Aufgrund der Einbringung des Gesetz-
entwurfs durch die Koalitionsfraktionen 
im Bundestag anstelle einer Einbringung 
durch die Bundesregierung war nur ein 
Durchgang im Bundesrat erforderlich. Die 
Zustimmung erhielt das Gesetz hier am 
12.02.2021. 

Die regulär mit Ablauf des Monats Februar 
2021 endende Steuererklärungsfrist nach 
§ 149 Abs. 3 der AO für den Besteuerungs-
zeitraum 2019 wird um sechs Monate 
verlängert, soweit im Einzelfall nicht eine 
Anordnung nach § 149 Abs. 4 AO ergangen 
ist. 

Gleichzeitig wird die – regulär 15-mona-
tige – zinsfreie Karenzzeit des § 233a Abs. 
2 Satz 1 AO für den Besteuerungszeitraum 
2019 um sechs Monate verlängert. Dies 
betrifft gleichermaßen Erstattungs- wie 
Nachzahlungszinsen.

Gegenüber dem von den Koalitionsfrak-
tionen (CDU/CSU und SPD) ins Gesetzge-
bungsverfahren eingebrachten ursprüng-
lichen Gesetzentwurf hat der Bundestag 
folgende Ergänzungen aufgenommen:

 → Die im Gesetzentwurf vorgesehene Ver-
längerung der Steuererklärungsfrist in 
beratenen Fällen (vgl. § 149 Abs. 3 AO) 
bis zum 31.08.2021 wird im Grundsatz 
auch auf beratene Land- und Forstwirte 
erstreckt, die ihren Gewinn nach einem 
vom Kalenderjahr abweichenden 
 Wirtschaftsjahr ermitteln (§ 149 Abs. 2  
Satz 2 AO). In diesen Fällen wird die 
Erklärungsfrist allerdings nur um fünf 
Monate verlängert. Auf Grund der 
fünfmonatigen Verlängerung der Erklä-
rungsfrist wird auch die 23-monatige 
zinsfreie Karenzzeit des § 233a Abs. 2 
Satz 2 AO für den Besteuerungszeit-
raum 2019 um fünf Monate verlängert. 

 → Außerdem wurden im neuen Art. 1 
Änderungen am COVID-19 Insolvenz-
aussetzungsgesetz (COVInsAG) neu 
ergänzt. Hinsichtlich der gegenständ-
lichen Verlängerung der Aussetzung 
der Insolvenzantragspflicht und des 
Anfechtungsschutzes ist ein rückwir-
kendes Inkrafttreten zum 01.02.2021 
bzw. 01.01.2021 vorgesehen.

 
      Key Facts 

 → Verlängerung der Steuererklärungs-
frist in beratenen Fällen für den Ver-
anlagungszeitraum (VZ) 2019. Diese 
wird im Grundsatz auch auf beratene 
Land- und Forstwirte erstreckt.

 → Verlängerung der zinsfreien Karenz-
zeit für den VZ 2019.

 → Verlängerung der Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht und des 
Anfechtungsschutzes.
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Am 20.01.2021 hat das Bundeskabinett 
den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung des Fondsstandorts Deutschland 
und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2019/1160 zur Änderung der Richtlinien 
2009/65/EG und 2011/61/EU im Hinblick 
auf den grenzüberschreitenden Vertrieb 
von Organismen für gemeinsame Anlagen 
(Fondsstandortgesetz – FoStoG) beschlos-
sen. Mit dem Gesetz sollen vor allem 
aufsichtsrechtliche, aber auch steuerliche 
Maßnahmen zur Stärkung des Fondsstand-
orts Deutschlands gebündelt werden.

Der Gesetzentwurf enthält folgende steu-
erliche Regelungen:

 → Nationale Rechtsänderung im Umsatz-
steuergesetz, mit der die Umsatzsteu-
erbefreiung auf die Verwaltung von 
Wagniskapitalfonds ausgedehnt wird 
(§ 4 Nr. 8h UStG-E).

 → Im Einkommensteuergesetz wird der 
steuerfreie Höchstbetrag für Mitarbei-
terkapitalbeteiligungen von derzeit  
€ 360 auf € 720 p.a. angehoben, um 
hier die Attraktivität zu erhöhen (§ 3  
Nr. 39 EStG-E). 

 → Zudem wird eine steuerliche Regelung 
zur weiteren Förderung von Mitarbei-
terkapitalbeteiligungen insbesondere 
bei Startup-Unternehmen aufgenom-
men (§ 19a EStG-E). Danach werden 
die Einkünfte aus der Übertragung von 

Vermögensbeteiligungen am Unter-
nehmen des Arbeitgebers erst zu einem 
späteren Zeitpunkt besteuert, in der 
Regel im Zeitpunkt der Veräußerung, 
spätestens nach zehn Jahren oder 
bei einem Arbeitgeberwechsel. Die 
Sonderregelung vermeidet, dass schon 
die Übertragung einer Beteiligung zu 
steuerpflichtigem Arbeitslohn (Sachbe-
zug) bei der Arbeitnehmerin bzw. beim 
Arbeitnehmer führt, ohne dass liquide 
Mittel zugeflossen sind (sog. „trocke-
nes“ Einkommen – „dry income“). Die 
Regelung soll die Mitarbeitergewin-
nung fördern und die Mitarbeiterbin-
dung stärken. Auch Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer von Kleinstunter-
nehmen sowie KMU werden in die 
steuerliche Förderung einbezogen.

Der Bundesrat hat seine Stellungnahme 
zum Regierungsentwurf am 05.03.2021 
beschlossen. Der Bundesrat fordert u.a., 
die Anwendung von § 19a EStG-E auf 
Unternehmen zu erweitern, die bis zu 
499 Mitarbeiter beschäftigen und deren 
Gründung nicht länger als fünfzehn Jahre 
zurückliegt. Verabschiedet hat der Bundes-
rat zudem eine an die Bundesregierung 
gerichtete Prüfbitte zu der Frage, ob im 
Kontext der Vermeidung der dry-income-
Besteuerung eine einheitliche Vorgehens-
weise im Steuer- und Sozialversicherungs-
recht bei der Erfassung des geldwerten 
Vorteils möglich ist.

Regierungsentwurf  
vom 20.01.2021 

Steuerliche Regelungen 
im Einzelnen 

Bundesratsstellung-
nahme vom 05.03.2021

d   | Regierungsentwurf eines Fondsstandortgesetzes – FoStoG    |    
Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

RA/StB Dr. Martin 
Bartelt, München, 
martin.bartelt@
wts.de

Ihr Kontakt

Fondsstandort-Fondsstandort-
gesetzgesetz
FoStoGFoStoG
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Die Finanzverwaltung hatte mit BMF-
Schreiben vom 09.04.2020 Verwaltungs-
regelungen zur Förderung und Unter-
stützung des gesamtgesellschaftlichen 
Engagements bei der Hilfe für von der 
Corona-Krise Betroffene erlassen (vgl. 
ausführlich WTS Journal 02/2020). Mit 
BMF-Schreiben vom 26.05.2020 hatte 
die Finanzverwaltung dieses Schreiben 

hinsichtlich der „Mittelverwendung steu-
erbegünstigter Organisationen“ nochmals 
ergänzt. Die besonderen Verwaltungsre-
gelungen galten zunächst aber nur für da-
von erfasste Unterstützungsmaßnahmen, 
die vom 01.03.2020 bis längstens zum 
31.12.2020 durchgeführt wurden.

Die anhaltende Situation der COVID-
19-Pandemie erforderte auch die 
Verlängerung des zeitlichen Anwen-
dungsbereichs dieser Verwaltungs- und 
Vollzugserleichterungen. So gelten sie 
nun laut BMF-Schreiben vom 18.12.2020 

für alle Maßnahmen, die bis 31.12.2021 
durchgeführt werden.

Zusätzlich enthalten sind Erweiterungen 
in Bezug auf Abschnitt „VII. Hilfeleistung 
zur Bewältigung der Corona-Krise“ des 
ursprünglichen BMF-Schreibens:

 → Umsatzsteuerbefreite Krankenhäuser, 
Ärzte, Alten- und Pflegeheime, Wohl-
fahrtsverbände, Versorgungseinrichtun-
gen für Jugendliche durften sich bislang 
untereinander, z.B. im Bereich Sozial-
fürsorge oder zur Versorgung Betroffe-
ner der Corona-Krise, umsatzsteuerfrei 
Sachmittel, Räume und Arbeitnehmer 
überlassen. Die Steuerbefreiung soll 
nunmehr nur noch für die Überlassung 
zwischen Einrichtungen Anwendung 
finden, deren Umsätze nach der glei-
chen Vorschrift steuerbefreit sind, also 
z. B. für Überlassungen zwischen den in 
§ 4 Nr. 16 UStG genannten Einrichtun-
gen. Hingegen soll für die Anwendung 
der genannten Umsatzsteuerbefreiun-
gen eine Anerkennung als gemeinnüt-
zige Einrichtung nicht mehr erforderlich 
sein. 

 → Kostenlose Bereitstellungen von 
medizinischem Bedarf und Personal, 
u. a. an Krankenhäuser, Kliniken, Arzt-
praxen, Rettungsdienste, Pflege- und 
Sozialdienste, Alten- und Pflegeheime 
sowie Polizei und Feuerwehr, sollten 
schon zwischenzeitlich nicht mehr als 
unentgeltliche Wertabgaben besteuert 
werden. Die Finanzverwaltung führt 
nunmehr aus, dass in den Fällen, in 
denen ein Unternehmer bereits beim 
Leistungsbezug beabsichtigt, diese 
ausschließlich und unmittelbar für 
solche Verwendungen zu nutzen, der 
Abzug der Vorsteuerbeträge aus diesen 
Leistungsbezügen im Billigkeitswege 
– unter den übrigen Voraussetzungen 
des § 15 UStG – zulässig sein soll. Die 
nachfolgende unentgeltliche Wertab-
gabe soll – ebenfalls im Billigkeitswege 
– nicht besteuert werden.

BMF vom 09.04.2020  
und vom 26.05.2020

BMF vom 18.12.2020

Erweiterungen

Umsatzsteuerfreie Über-
lassungen zwischen den 
Einrichtungen

Nichtbesteuerung von 
unentgeltlichen Wert-
abgaben und Vorsteuer-
abzug

e   | Steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Hilfe für von der Corona-Krise 
 Betroffene   |   Autorin: Jasmin Anger, München

 
      Key Facts 

 → Verlängerung der Verwaltungs- und 
Vollzugserleichterungen bis zum 
31.12.2021.

 → Daneben Erweiterungen in Bezug 
auf umsatzsteuerfreie Überlassun-
gen zwischen umsatzsteuerbefrei-
ten Einrichtungen und zum Thema 
Nichtbesteuerung von unentgeltli-
chen Wertabgaben und Vorsteuer-
abzug.

RA/StB Dr. Martin 
Bartelt, München, 
martin.bartelt@
wts.de

Ihr Kontakt



TAX  LEGAL  FINANCIAL ADVISORY  
1   Ertragsteuern

Im Nachgang des Beschlusses der Minister-
präsidentenkonferenz vom 19.01.2021 hat 
die Finanzverwaltung das angekündigte 
BMF-Schreiben zur „Nutzungsdauer von 
Computerhardware und Software zur Da-
teneingabe und -verarbeitung“ veröffent-
licht. Konkret kann danach für die in Rz. 3 ff. 
des BMF-Schreibens aufgeführten materiel-
len Wirtschaftsgüter „Computerhardware“ 
sowie die in Rz. 5 näher bezeichneten im-
materiellen Wirtschaftsgüter „Betriebs- und 
Anwendersoftware zur Dateneingabe und 
-verarbeitung“ eine betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer von einem Jahr zugrunde 
gelegt werden. Dies ist nun bewusst als 
Wahlrecht formuliert worden, insbesonde-
re um ggf. mögliche Unterschiede zwischen 
Handelsbilanz und Steuerbilanz vermeiden 
zu können. Auch hinsichtlich der Frage der 
Zurechnung von Leasinggegenständen 
hätte eine zwingende Regelung erhebliche 
Folgen haben können.

Der Begriff „Computerhardware“ umfasst 
Computer, Desktop-Computer, Note  book-
Computer, Desktop-Thin-Clients, Worksta-
tions, Dockingstations, externe Speicher- 
und Datenverarbeitungsgeräte (Small-
Scale-Server), externe Netzteile sowie 
Peripheriegeräte. Der Begriff „Software“ 
im Sinne dieses Schreibens erfasst die 
Betriebs-und Anwendersoftware zur 
Dateneingabe und -verarbeitung. Dazu 
gehören auch die nicht technisch physi-
kalischen Anwendungsprogramme eines 
Systems zur Datenverarbeitung, sowie ne-
ben Standardanwendungen auch auf den 
individuellen Nutzer abgestimmte Anwen-
dungen wie ERP-Software, Software für 
Warenwirtschaftssysteme oder sonstige 
Anwendungssoftware zur Unternehmens-
verwaltung oder Prozesssteuerung.

Damit können die Anschaffungs- und Her-
stellungskosten für diese Wirtschaftsgüter 
im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
in voller Höhe als Betriebsausgaben (§ 4 
Abs. 4 EStG) oder Werbungskosten (§ 9 
Abs. 1 Satz 1 EStG) abgezogen werden. 

Das BMF-Schreiben findet erstmals An-
wendung in Gewinnermittlungen für Wirt-
schaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 
enden. In dieser Gewinnermittlung kön-
nen Restbuchwerte von entsprechenden 
Wirtschaftsgütern, die in früheren Wirt-
schaftsjahren angeschafft oder hergestellt 
wurden und bei denen eine andere als 
die einjährige Nutzungsdauer zugrunde 
gelegt wurde, vollständig abgeschrieben 
werden. 

BMF vom 26.02.2021

1a  | Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur Dateneingabe und 
- verarbeitung  |   Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

 
      Key Facts 

 → Einführung eines Wahlrechts zur 
Sofortabschreibung digitaler Wirt-
schaftsgüter.

 → Neue Regelung gilt für näher 
definierte Computerhardware und 
Betriebs- und Anwendersoftware zur 
Dateneingabe und -verarbeitung. 

 → Erstmalige Anwendung in Gewinner-
mittlungen für nach dem 31.12.2020 
endende Wirtschaftsjahre. Auch 
Restbuchwerte von entsprechenden 
Wirtschaftsgütern können vollstän-
dig abgeschrieben werden. 

Begriffsbestimmung

Sofortabzug

RA/StB Dr. Martin 
Bartelt, München, 
martin.bartelt@
wts.de

Ihr Kontakt
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Wird ein Mitunternehmeranteil unent-
geltlich übertragen, geschieht dies nach 
§ 6 Abs. 3 Satz 1 EStG zu Buchwerten. 
Es erfolgt keine steuerpflichtige Aufde-
ckung stiller Reserven. Die unentgeltliche 
Übertragung eines Mitunternehmeranteils 
nach § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG setzt aber die 
Übertragung des gesamten Mitunterneh-
meranteils, mithin des Gesellschaftsanteils 
inklusive sämtlicher funktional wesentli-
cher Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebs-
vermögens (SBV) voraus. 

Der BFH hatte nun zu entscheiden, ob 
eine unentgeltliche Übertragung eines 
Mitunternehmeranteils auch dann steuer-
neutral möglich ist, wenn zeitgleich mit 
der unentgeltlichen Übertragung des Ge-
sellschaftsanteils funktional wesentliche 
Wirtschaftsgüter des SBV bspw. an Dritte 
veräußert werden.

Nach Auffassung des BFH ist es für die 
Anwendung des § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG un-
schädlich, wenn eine (funktional) wesent-
liche Betriebsgrundlage an einen Dritten 
veräußert wird, bevor der (verbliebene, 

verkleinerte) ganze Mitunternehmeranteil 
unentgeltlich übertragen wird. Wer-
den hingegen (funktional) wesentliche 
Wirtschaftsgüter des SBV zeitgleich oder 
kurz nach Übertragung des Mitunterneh-
meranteils an Dritte veräußert oder in das 
Privatvermögen überführt, sei nicht mehr 
der Tatbestand des § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG, 
sondern vielmehr der Aufgabetatbestand 
nach § 16 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 EStG erfüllt, d.h. alle im Mitunterneh-
meranteil befindlichen stillen Reserven 
wären zu versteuern. 

Entgegen der Ansicht der Finanzverwal-
tung ist die taggleiche Veräußerung der 
funktional wesentlichen Betriebsgrund-
lage nicht automatisch schädlich. Die 
Veräußerung muss allerdings, so der BFH, 
zeitlich vor der Übertragung des Mitun-
ternehmeranteils erfolgen. Entscheidend 
kommt es darauf an, wann das wirtschaft-
liche Eigentum (§ 39 Abs. 2 Nr. 1 AO) über-
geht, wobei dies nach dem Gesamtbild der 
tatsächlichen Verhältnisse im jeweiligen 
Einzelfall zu beurteilen sei. 

Konsequenz aus dem Urteil ist, dass es bei 
einer geplanten unentgeltlichen Übertra-
gung von Mitunternehmeranteilen, bspw. 
im Wege einer vorweggenommenen Erb-
folge, möglich bleibt, einen Mitunterneh-
meranteil steuerneutral zu übertragen, 
auch wenn in diesem Zusammenhang 
funktional wesentliche Wirtschaftsgü-
ter des SBV an nicht an der Übertragung 
beteiligte Dritte veräußert werden sollen. 
Ist dies beabsichtigt, muss aber nach der 
Entscheidung des BFH im Rahmen der ver-
traglichen Gestaltung sichergestellt wer-
den, dass Veräußerungen oder Entnahmen 
von SBV der unentgeltlichen Übertragung 
stets zeitlich vorgeschaltet erfolgen, also 
das wirtschaftliche Eigentum insoweit vor 
der Übertragung des Mitunternehmeran-
teils übergegangen ist. 

Hintergrund

BFH vom 10.09.2020  
(AZ: IV R 14/18)

Veräußerung zeitlich vor 
unentgeltlicher Übertra-

gung des Mitunterneh-
meranteils unschädlich

Taggleiche Veräußerung  
nicht automatisch 
schädlich

Urteil relevant für 
Planung vorwegge-
nommener Erbfolge

1b  | Keine Buchwertfortführung bei unentgeltlicher Übertragung des Mitunter-
nehmeranteils und zeitgleicher Veräußerung funktional wesentlichen 
 Sonderbetriebsvermögens   |   Autoren: RA/StB Dr. Klaus Dumser, Nürnberg, und  
Dr. Ariane Steinegger, Stuttgart

 
      Key Facts 

 → Keine steuerneutrale unentgeltliche 
Übertragung eines Mitunternehmer-
anteils bei zeitgleicher Veräußerung 
von funktional wesentlichem Son-
derbetriebsvermögen.

 → Steuerneutrale unentgeltliche 
Übertragung eines Mitunterneh-
meranteils bleibt aber bei zeitlich 
vorgelagerter Veräußerung von 
funktional wesentlichem Sonderbe-
triebsvermögen möglich.

 → Entscheidend kommt es darauf an, 
wann das wirtschaftliche Eigentum 
an dem Sonderbetriebsvermögen 
übergeht.

RA/StB Klaus 
Dumser, Nürnberg, 
klaus.dumser@
wts.de

Ihr Kontakt
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Mit Urteil vom 13.06.2018 hat der BFH zu 
den Folgen einer verdeckten Einlage (vE) 
bzw. einer verdeckten Gewinnausschüt-
tung (vGA) in Dreieckskonstellationen 
entschieden (vgl. WTS Journal 05/2018 
S. 38 f.). 

Die unbeschränkt steuerpflichtige Klägerin 
(KapG) war über eine in den Niederlanden 
ansässige Tochtergesellschaft (B B.V.) an 
der auf Zypern ansässigen C Ltd. zu 100 % 
mittelbar beteiligt. Hauptaufgabe der 
C Ltd. war das Einholen von Lizenzen an 
Urheberrechten sowie die Unterlizenzie-
rung an andere Tochtergesellschaften der 
Klägerin. 

Die aus dieser Konstellation an die C Ltd. 
geleisteten Lizenzzahlungen der anderen 
Konzerngesellschaften seien aufgrund 
fehlender Fremdüblichkeit als vGA an die 

Klägerin als inländische Muttergesellschaft 
zu werten, die alsdann von der Klägerin 
im Wege der verdeckten Einlage über die 
B B.V. in das Vermögen der C Ltd. geleistet 
wurden.

In Bezug auf die Auswirkung auf die vE 
beziehungsweise der vGA stellt der BFH 
im zweiten Leitsatz fest, dass es an einer 
Nichtberücksichtigung der vGA i. S. v. § 8 
Abs. 3 Satz 5 KStG fehlt, wenn diese bei 
der Veranlagung des Gesellschafters zwar 
nicht erfasst worden ist, jedoch nach Maß-
gabe von § 8b Abs. 1 KStG ohnehin hätte 
außer Ansatz bleiben müssen. 

Hierzu vertritt die Finanzverwaltung wei-
terhin eine andere Rechtsauffassung und 
hat mit BMF-Schreiben vom 18.11.2020 
angeordnet, dass die o. g. Grundsätze des 
BFH-Urteils nicht über den entscheidenden 
Einzelfall hinaus anzuwenden sind (sog. 
Nichtanwendungserlass). Vielmehr sei 
eine vGA bei der Besteuerung eines Ge-
sellschafters als nicht berücksichtigt 
i. S. v. § 8 Abs. 3 Satz 5 KStG anzusehen, 
wenn sie im Rahmen seiner Veranlagung 
bei der Einkommensermittlung tatsäch-
lich nicht angesetzt worden ist. Bei dieser 
Prüfung habe unberücksichtigt zu bleiben, 
ob diese vGA steuerfrei gestellt werden 
und sich damit tatsächlich nicht auf das zu 
versteuernde Einkommen auswirken wür-
de. Eine rein hypothetische Erfassung und 
Steuerfreistellung der vGA nach § 8b Abs. 1 
KStG erfülle das Tatbestandsmerkmal der 
Nichtberücksichtigung i. S. v. § 8 Abs. 3 
Satz 5 KStG.

Aufgrund dieser Sichtweise der Finanz-
verwaltung ist darauf zu achten, dass 
verdeckte Gewinnausschüttungen im Kör-
perschaftsteuerbescheid zutreffend erfasst 
und ausgewiesen werden, auch wenn sie 
nach § 8b Abs. 1 KStG steuerfrei gestellt 
werden unter Berücksichtigung von 5 % 
pauschal nichtabziehbaren Betriebsaus-
gaben.

BFH vom 13.06.2018  
(AZ: I R 94/15)

Urteilsfall

Einkünfteermittlung: 
Zusammenspiel vGA und 

verdeckte Einlage

Bedeutung des § 8b  
Abs. 1 Satz 1 KStG 

BMF vom 18.11.2020 

1c  | Einkommenserhöhung durch eine verdeckte Einlage bei Nichtberücksichtigung 
einer verdeckten Gewinnausschüttung   |   Autor: Christoph Samen, Köln

 
      Key Facts 

 → Der BFH entschied, dass es an einer 
Nichtberücksichtigung der verdeck-
ten Gewinnausschüttung i. S. v. § 8 
Abs. 3 Satz 5 KStG fehlt, wenn diese 
bei der Veranlagung des Gesellschaf-
ters nach Maßgabe des § 8b Abs. 1 
KStG ohnehin außer Ansatz geblie-
ben wäre.

 → Demgegenüber verlangt die Finanz-
verwaltung, dass eine verdeckte 
Gewinnausschüttung bei der Be-
steuerung eines Gesellschafters im 
Rahmen seiner Veranlagung bei der 
Einkommensermittlung tatsächlich 
angesetzt worden ist, unabhängig 
davon, ob sie sich auf das Einkom-
men auswirkt. Wenn der Ansatz 
unterblieben ist, wird sie von der 
Finanzverwaltung als nicht berück-
sichtigt angesehen.

 → Die Finanzverwaltung hat sich zu 
dem BFH-Urteil mit einem sog. 
Nichtanwendungserlass geäußert.

StB Jens Krechel, Köln, 
jens.krechel@wts.de

Ihr Kontakt
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In seinem Urteil vom 19.08.2020 hatte 
sich der BFH mit der Frage zu befassen, 
welche Folgen die Erklärung eines Rang-
rücktritts, nach welchem die Forderung 
nur aus entstehenden Jahresüberschüssen, 
einem Liquidationsüberschuss oder aus 
einem die sonstigen Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft übersteigenden sonstigen 
freien Vermögen zu bedienen sind, auf die 
Passivierung von Verbindlichkeiten hat.

Im Streitfall verzichtete die Gesellschaf-
terin auf diverse Forderungen gegen-
über der Klägerin, welche ihre operative 
Geschäftstätigkeit im Wesentlichen 
eingestellt hatte. Sie gab zudem eine 
Rangrücktrittserklärung ab, nach der 
die noch bestehenden Forderungen nur 
aus entstehenden Jahresüberschüssen, 
einem Liquidationsüberschuss oder aus 
einem die sonstigen Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft übersteigenden sonstigen 
freien Vermögen zu bedienen waren. Das 
Finanzamt war der Ansicht, dass aufgrund 
der fehlenden operativen Geschäftstä-
tigkeit und der Vermögenslosigkeit der 
Klägerin eine Rückzahlung der Verbind-
lichkeiten gegenüber der Gesellschafterin 
mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit nicht zu erwarten sei. Aus diesem 
Grunde sei die Klägerin aus der Verpflich-

tung wirtschaftlich nicht belastet, so dass 
die Verbindlichkeiten gewinnerhöhend 
aufzulösen seien. Nach erfolglosem Ein-
spruch gab das FG Münster der erstinstanz-
lichen Klage statt.

Der BFH hat die Revision des Finanzamts 
zurückgewiesen. In seiner Urteilsbe-
gründung hat der XI. Senat dargelegt, 
dass der Umstand, dass Verbindlichkei-
ten nur aus zukünftigen Gewinnen oder 
Einnahmen oder aus sonstigem freien 
Vermögen zu befriedigen seien, selbst 
dann kein handels- oder steuerbilanzielles 
Passivierungsverbot auslöse, wenn der 
Schuldner mangels operativer Geschäfts-
tätigkeit zum Bilanzstichtag nicht in der 
Lage sei, freies Vermögen zu generieren 
und eine tatsächliche Belastung daher 
voraussichtlich nicht eintreten werde. Es 
komme allein auf den rechtlichen Gehalt 
der Durchsetzungssperre des Rangrück-
tritts an. Das wirtschaftliche Unvermögen 
sei unerheblich. Durch den Rangrücktritt 
werde lediglich die Rangfolge, nicht aber 
der Bestand der Forderung geändert. Die 
Verbindlichkeit bleibe rechtlich bestehen. 
Dies bewirke im Regelfall eine wirtschaft-
liche Belastung und rechtfertige mithin 
eine Passivierung der Verbindlichkeit. Ein 
Rangrücktritt führe im Gegensatz zu einem 
Forderungsverzicht gerade nicht dazu, 
dass die betreffende Verbindlichkeit er-
lösche oder sich im Bestand mindere. Der 
Vorsichtsgrundsatz und das Gebot des voll-
ständigen Ausweises aller Risiken gebiete 
auch die Passivierung subordinierter, aber 
dennoch rechtlich weiterhin bestehender 
Verbindlichkeiten. 

Das Passivierungsverbot gemäß § 5 
Abs. 2a EStG sei auf Rangrücktrittsver-
einbarungen nicht anwendbar, wenn 
die Verbindlichkeiten auch aus dem sog. 
freien Vermögen zu tilgen seien. Die Norm 
stelle nicht darauf ab, ob freies Vermögen 
zum maßgeblichen Bilanzstichtag bereits 
vorhanden sei oder zukünftig geschaffen 
werden könne.

BFH vom 19.08.2020 
(AZ: XI R 32/18)

Urteilsfall

1d  | Zur Passivierung von Verbindlichkeiten im Rahmen eines Rangrücktritts   |    
Autor: RA/StB Tobias Sauerteig, Hamburg

 
      Key Facts 

 → Eine die Erfüllung einer Verbind-
lichkeit auch aus sonstigem freien 
Vermögen vorsehende Rangrück-
trittserklärung löst weder ein han-
delsbilanzielles noch ein steuerbi-
lanzielles Bilanzierungsverbot aus.

 → Nicht das wirtschaftliche Unvermö-
gen des Schuldners, sondern das 
rechtliche Bestehen der Verpflich-
tung entscheidet über die Passivie-
rungsfähigkeit.

 → Das Passivierungsverbot nach § 5 
Abs. 2a EStG greift bei der Tilgungs-
möglichkeit aus sonstigem freien 
Vermögen nicht.

Rechtlicher Gehalt der 
Durchsetzungssperre  
des Rangrücktritts 
 entscheidend

RAin/StBin Eva Doyé, 
Hamburg, 
eva.doye@wts.de

Ihr Kontakt
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Mit Urteil vom 30.07.2020 hatte der BFH 
zu entscheiden, ob Miet- und Pachtzinsen, 
die zu den Herstellungskosten unterjäh-
rig ausgeschiedenen Umlaufvermögens 
gehören, gewerbesteuerlich hinzuzurech-
nen sind.

Die Klägerin, eine Baugesellschaft in 
der Rechtsform einer GmbH, mietete im 
Streitjahr 2008 regelmäßig Zubehör zu 
Baustelleneinrichtungen (z.B. Betonpum-
pe, Bauzäune, Kräne, Gerüste, etc.) an. 
Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags 
für Zwecke der Gewerbesteuer rechnete 
das Finanzamt die in den Mieten/Pachten 
enthaltenen Finanzierungsentgelte dem 
Gewinn gem. § 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG 
hinzu. 

Gegen den entsprechenden Gewerbe-
steuermessbescheid legte die Klägerin 
Einspruch ein und machte geltend, dass 
es sich bei den in den Mieten und Pachten 
enthaltenen Finanzierungsentgelten um 
Baustelleneinzelkosten handle, welche 
somit als Herstellungskosten des Umlauf-

vermögens zu qualifizieren seien. Das 
Finanzamt folgte dieser Qualifikation. Eine 
Hinzurechnung der Miet- und Pachtzinsen 
könne aber nur entfallen, soweit sie als 
Herstellungskosten der teilfertigen Arbei-
ten aktiviert wurden, denn nur insoweit 
liege keine Gewinnminderung vor. Das Fi-
nanzamt blieb folglich bei der Hinzurech-
nung für Wirtschaftsgüter des Umlaufver-
mögens, die zum Bilanzstichtag aufgrund 
ihres unterjährigen Abgangs nicht mehr zu 
aktivieren waren. Das Finanzgericht teilte 
diese Auffassung und wies die spätere 
Klage ab.

Im Revisionsverfahren hob der BFH die 
Vorentscheidung auf. Miet- und Pacht-
zinsen seien nur hinzuzurechnen, so-
weit sie bei der Ermittlung des Gewinns 
abgesetzt worden sind. Sind sie in die 
Herstellungskosten des Umlaufvermögens 
einzubeziehen, so werden die Miet- und 
Pachtzinsen nicht dem Gewinn hinzuge-
rechnet. Insoweit reiche es aus, dass die 
Miet- und Pachtzinsen als Herstellungs-
kosten aktiviert worden wären, wenn sich 
das Wirtschaftsgut am Bilanzstichtag noch 
im Betriebsvermögen befunden hätte 
und es deshalb hätte aktiviert werden 
müssen. Scheidet das Wirtschaftsgut des 
Umlaufvermögens vor dem Bilanzstichtag 
aus dem Betriebsvermögen aus, werde 
zwar keine Bewertung des Wirtschaftsguts 
und auch keine Aktivierung der Herstel-
lungskosten vorgenommen. Allerdings 
komme es allein auf die Umqualifizierung 
der Mietzinsen in Herstellungskosten und 
nicht auf die Speicherung der Mietzinsen 
am Bilanzstichtag und deren Verschiebung 
in eine andere Periode an. Im Streitfall 
waren die Finanzierungsentgelte folglich 
dem Gewinn auch insoweit nicht hinzuzu-
rechnen, als es sich um Herstellungskosten 
unterjährig ausgeschiedenen Umlaufver-
mögens handelte.

BFH vom 30.07.2020  
(AZ: III R 24/18)

Urteilsfall

Keine Hinzurechnung 
bei Aktivierung in den 

Herstellungskosten eines 
Wirtschaftsguts 

Bei unterjährig ausge-
schiedenem Umlaufver-
mögen entscheidend, 
ob Herstellungskosten 
vorgelegen hätten 

1e  | Keine gewerbesteuerliche Hinzurechnung von zu Herstellungskosten des Um-
laufvermögens gehörenden Mietzinsen    |   Autorin: Marina Obermeier, Regensburg

 
      Key Facts 

 → Aktivierung von Miet- und Pacht-
zinsen als Herstellungskosten eines 
Wirtschaftsguts steht einer gewerbe-
steuerlichen Hinzurechnung mangels 
Gewinnminderung entgegen.

 → Dies gilt auch für Miet- und Pachtzin-
sen, die zu den Herstellungskosten 
unterjährig ausgeschiedenen Um-
laufvermögens gehören.

 → Insoweit reicht es aus, dass die Miet- 
und Pachtzinsen als Herstellungskos-
ten aktiviert worden wären, wenn 
sich das Wirtschaftsgut am Bilanz-
stichtag noch im Betriebsvermögen 
befunden und deshalb hätte aktiviert 
werden müssen. 
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BMF vom 13.01.2021 

1f  |   Rücklage für Ersatzbeschaffung (R 6.6 EStR) – vorübergehende Verlängerung 
der Reinvestitionsfristen  |  Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

Mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfege-
setz waren bereits die Reinvestitionsfris-
ten von § 6b EStG und § 7g EStG verlän-
gert worden. Mit BMF-Schreiben vom 
13.01.2021 sieht die Finanzverwaltung 

eine vorübergehende Verlängerung der 
Reinvestitionsfristen auch bezogen auf 
die Rücklage für Ersatzbeschaffung  
(R 6.6 EStR) vor.

Kurznews

BFH vom 01.07.2020  
(AZ: XI R 20/18)

BMF vom 14.01.2021 

1g  |   Steuerliches Abzugsverbot für die sog. Bankenabgabe verfassungsgemäß  
und mit Unionsrecht vereinbar   |   Autor: Mika Becker, Frankfurt a. M.

Der BFH hält in seinem Urteil vom 
01.07.2020 das Betriebsausgabenab-
zugsverbot nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13  
EStG für die sog. Bankenabgabe (Jahres-
beiträge nach § 12 Abs. 2 Restrukturie-
rungsfondsgesetz (RStruktFG) a.F.) 
– zumindest für Beitragsjahre bis 
einschließlich 2014 – für verfassungsge-
mäß und mit Unionsrecht vereinbar. Mit 
dem RStruktFG verfolgte der Gesetzgeber 
das Ziel, den Bankenbereich nach der 
Finanzmarktkrise 2009 zu stabilisieren 
und sah eine Abstützung der Restruktu-

rierungsmaßnahmen durch den Re-
strukturierungsfonds vor. Die Höhe der 
Bankenabgabe richtete sich nach den 
sog. systemischen Risiken des jeweiligen 
Kreditinstituts. Zwar stellt der BFH einen 
Verstoß gegen das sog. objektive Netto-
prinzip fest. Diese Einschränkung sei 
jedoch sachlich hinreichend begründet, 
um eine teilweise Kompensation dieser 
Zusatzbelastung für risikobehaftete Ge-
schäftsmodelle der Banken durch einen 
Betriebsausgabenabzug auszuschließen.

1h  |   Energetische Maßnahmen an zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden – 
Anwendungsschreiben zu § 35c EStG    |   Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

Mit Gesetz zur Umsetzung des Klima-
schutzprogramms 2030 im Steuerrecht 
vom 21.09.2019 wurde § 35c EStG neu 
geschaffen. Es handelt sich um eine 
Steuerermäßigung bei Aufwendungen 
für energetische Gebäudesanierungs-
maßnahmen (wie Wärmedämmung von 
Wänden, Dachflächen, Geschossdecken, 
Fenster- und Außentüren, Einbau von 
Lüftungs- und Heizungsanlagen, Einbau 

digitaler Systeme zur energetischen 
Betriebs- und Verbrauchsoptimierung 
und Optimierung bestehender Heizungs-
anlagen) an zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten Gebäuden, die älter sind 
als zehn Jahre. Mit BMF-Schreiben vom 
14.01.2021 veröffentlichte die Finanz-
verwaltung ein diesbezügliches Anwen-
dungsschreiben.



TAX  LEGAL  FINANCIAL ADVISORY  
2   Umsatzsteuer

Das FG Saarland hatte dem EuGH Fragen 
zur Entgeltlichkeit von Fahrzeugüber-
lassungen sowie zur Bestimmung des 
Leistungsortes für derartige Umsätze 
vorgelegt.

Eine luxemburgische Gesellschaft überließ 
Mitarbeitern mit Wohnsitz in Deutschland 
Firmenfahrzeuge für die dienstliche und 
private Nutzung. Die Überlassung erfolgte 
zum Teil ohne Zahlungspflichten. In einem 
anderen Fall waren Zahlungen – mittels 
Abzug vom Gehalt – durch den Mitarbei-
ter zu leisten. Streitig war, ob für diese 
Überlassungen von einem Leistungsort 
im Inland und damit einer Steuerpflicht 
in Deutschland ausgegangen werden 
musste.

Für den Fall der Fahrzeugüberlassung 
gegen Zahlungen des Mitarbeiters sieht 
der EuGH einen entgeltlichen Umsatz als 
gegeben an. Der Ort dieser Dienstleistung 
befinde sich dann am Wohnsitz des Mit-
arbeiters. Die Dienstleistung wäre somit 
in Deutschland steuerpflichtig, sofern es 
sich nicht um eine lediglich kurzfristige 

Vermietung handelt, vgl. Art. 56 Abs. 2 
MwStSystRL, § 3a Abs. 3 Nr. 2, Abs. 1 UStG. 
Entscheidungserheblich für das Über-
schreiten der 30 Tage-Regelung und damit 
den Wegfall der Kurzfristigkeit, vgl. Art. 56 
Abs. 3 MwStSystRL, § 3a Abs. 3 Nr. 2 UStG, 
sei jedoch nicht das Vorliegen einer zeit-
lich genau begrenzten Mietdauer: Nach 
Auffassung des EuGH sei maßgeblich, dass 
die Dauer der Überlassung 30 Tage über-
schreitet; dies könne sich auch aus einer 
Anknüpfung der Fahrzeugüberlassung an 
den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses 
ergeben.

In den anderen Fällen der Fahrzeugüber-
lassung, für die der Mitarbeiter weder eine 
Zahlung leistet noch einen Teil seiner Bar-
vergütung verwendet und auch nicht auf 
anderweitige Vorteile verzichtet, um das 
Firmenfahrzeug zu nutzen, geht der EuGH 
von einer sog. unentgeltlichen Wertabga-
be aus. Zwar überlässt es der EuGH dem 
nationalen Gericht, eine entsprechende 
Sachverhaltsprüfung zum Vorliegen der 
Unentgeltlichkeit vorzunehmen. Er stellt 
im Weiteren aber klar, dass das Fehlen 
einer Zahlung nicht dadurch aufgewo-
gen werden könne, dass im Rahmen der 
Einkommensteuer die private Nutzung als 
geldwerter Vorteil angesehen werde. Dies 
könne nicht als Verzicht auf eine Teilver-
gütung des Mitarbeiters für die Zurverfü-
gungstellung des Fahrzeugs angesehen 
werden.

Die deutsche Finanzverwaltung hingegen 
qualifiziert die Überlassung eines Firmen-
fahrzeugs an das Personal zur privaten 
Nutzung regelmäßig als entgeltliche 
Leistung, vgl. Abschn. 15.23 Abs. 8 UStAE. 

EuGH vom 21.01.2021 
(Rs. C-288/19)

Urteilsfall

Zahlungen begründen 
Entgeltlichkeit

Dauer der Vermietung 

Kriterien für  
Entgeltlichkeit

Unentgeltliche Wert-
abgabe, falls Zahlungs-
pflichten fehlen

„Geldwerter Vorteil“  
stelle keine Zuzahlung 
dar

Gegenteilige Auffassung 
der Finanzverwaltung

2a  | Überlassung von Fahrzeugen an Arbeitnehmer    |    
Autorin: StBin Ute Herold, Düsseldorf

 
      Key Facts 

 → Die Einordnung als kurzfristige bzw. 
langfristige Kfz-Vermietung bedarf 
keiner expliziten vertraglichen Re-
gelung zur Überlassungsdauer.

 → Eine (Zu-)Zahlung bzw. ein Verzicht 
auf anderweitige Vorteile kann 
Entgelt darstellen.

 → Die Annahme eines geldwerten Vor-
teils in der Ertragsteuer stellt kein 
umsatzsteuerliches Entgelt dar.
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Mit dem Jahressteuergesetz 2020 wurde 
die Vorschrift zur Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers zur Vermeidung 
von Umsatzsteuerausfällen ausgeweitet. 
Werden nach dem 31.12.2020 im Inland 
steuerpflichtige Telekommunikations-
dienstleistungen an sog. Wiederverkäufer 
ausgeführt, so wird der Leistungsemp-
fänger Steuerschuldner gem. §§ 13b 
Abs. 2 Nr. 12, Abs. 5 Satz 6 UStG. Der Begriff 
der Telekommunikationsdienstleistung 
umfasst insbesondere die Übertragung 
von Signalen, Schrift, Bild, Ton, Sprache 
über Festnetz, Mobilfunk, Satelliten-
kommunikation oder das Internet, vgl. 
Abschn. 3a.10 UStAE.

Die Arbeitsleistung des Personals stelle die 
Gegenleistung (Entgelt) für die Fahrzeug-
überlassung für Privatfahrten dar, wenn 
dies im Arbeitsvertrag geregelt ist oder 
auf mündlichen Abreden oder sonstigen 
Umständen des Arbeitsverhältnisses (z.B. 
der faktischen betrieblichen Übung) 
beruht, vgl. Abschn. 15.23 Abs. 9 UStAE. Die 
Fahrzeugüberlassung für private Zwecke 
stelle einen sog. geldwerten Vorteil dar, 
der bei einem Arbeitnehmer als Arbeits-
lohn (und damit als Teil seiner Vergütung 
für erbrachte Arbeit) grundsätzlich der 
Einkommensteuer unterliegt.

Letztlich führt der EuGH aus, dass in Fällen, 
in denen die Fahrzeugüberlassung unent-
geltlich erfolgt, der Besteuerungsort für 
diese unentgeltlichen Wertabgaben je-
denfalls nicht nach Art. 56 der MwStSystRL 
zu bestimmen sei. Diese Regelung – und 
damit letztlich auch § 3a Abs. 3 Nr. 2 UStG, 
als dessen Pendant im deutschen Recht 
– würde aufgrund der unionsrechtlichen 
Auslegung des Begriffs der „Vermietung 
eines Beförderungsmittels“ nur in Fällen 
einer entgeltlichen Leistung Anwendung 
finden. 

Gem. § 3f UStG galten unentgeltliche 
Wertabgaben in der Vergangenheit als an 
dem Ort ausgeführt, an dem der leistende 

Unternehmer sein Unternehmen betreibt. 
Im Zuge des JStG 2019 erfolgte eine 
Streichung von § 3f UStG; eine solche Orts-
bestimmungsregelung sei im Unionsrecht 
nicht vorgesehen und die Ortsbestimmung 
solle nunmehr nach den allgemeinen 
Ortsbestimmungsgrundsätzen erfolgen. 
Im vorliegenden Fall wäre der Ort der 
Besteuerung dann gem. § 3a Abs. 1 UStG 
als in Luxemburg gelegen anzusehen. Das 
Urteil des EuGH zeigt, dass die Komplexität 
der Ortsbestimmung bei unentgeltlichen 
Wertabgaben nicht abgenommen hat. 

Der Verfahrensfortgang beim FG Saarland 
wird mit Spannung zu beobachten sein. 
Lehnt das Finanzgericht auf Basis der vom 
EuGH vertretenen Rechtsauffassung eine 
Entgeltlichkeit ab, erscheint ein Revisi-
onsverfahren vor dem BFH als gewiss. 
Der BFH müsste dann entscheiden, ob die 
aktuelle Finanzverwaltungsauffassung zur 
Annahme einer Entgeltlichkeit bei Fahr-
zeugüberlassungen Bestand haben kann. 
Diese Entscheidung könnte wiederum 
Änderungen in der betrieblichen Praxis, 
z.B. bei der Ausgestaltung und Anpassung 
von Arbeitsverträgen bzgl. des vereinbar-
ten Arbeitslohns im Zusammenhang mit 
einer Firmenwagenüberlassung, nach sich 
ziehen. 

Fahrzeug als Vergütung 
für anteilige  

Arbeitsleistung

Ortsbestimmung bei 
unentgeltlichen  

Wertabgaben

Streichung § 3f UStG

Praxishinweis

 
      Key Facts 

 → Einführungsschreiben des BMF zur 
Anwendung der neuen Rechtslage 
ab dem 01.01.2021.

 → Übergang der Steuerschuldnerschaft 
setzt Wiederverkäufereigenschaft 
des Leistungsempfängers voraus.

 → Finanzbehörden erteilen Bescheini-
gungen über den Status als Wieder-
verkäufer mit einer Gültigkeit von 
drei Jahren.

 → Nichtbeanstandungsregelung für die 
Anwendung der bisherigen Rechts-
lage bis zum 31.03.2021.

StB Andreas Masuch, 
Düsseldorf, 
andreas.masuch@
wts.de

Ihr Kontakt

2b  | Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Telekommunikations-
dienstleistungen   |   Autor: RA Anton Appel, Düsseldorf

Inkrafttreten der  
Neuregelung zum 
01.01.2021
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Die Finanzverwaltung erläutert die 
Anwendung der Neuregelung und die 
entsprechenden Anpassungen im Umsatz-
steuer-Anwendungserlass.

Der Leistungsempfänger wird zum Steu-
erschuldner, wenn er als Wiederverkäufer 
anzusehen ist, vgl. Abschn. 13b.7b Abs. 2 
UStAE. Dies erfordert zum einen, dass sei-
ne Haupttätigkeit in Bezug auf den Erwerb 
dieser Leistungen in deren Erbringung 
besteht, wovon auszugehen ist, wenn der 
Leistungsempfänger mehr als die Hälf-
te der von ihm erworbenen Leistungen 
weiterveräußert. Zum anderen erfordert 
der Status als Wiederverkäufer, dass der 
eigene Verbrauch dieser Leistungen von 
untergeordneter Bedeutung ist, was 
anzunehmen ist, wenn nicht mehr als 5 % 
der erworbenen Leistungen zu eigenen 
(unternehmerischen sowie nichtunterneh-
merischen) Zwecken verwendet werden. 
Grundsätzlich sind dabei die Verhältnisse 
des vorangegangenen Kalenderjahres 
maßgeblich. Allerdings können auch 
 Überschreitungen dieser Grenze bis zu 
einer Eigennutzungsquote von maximal 
10 % unbeachtlich sein, sofern deren Mit-
telwert für die drei, dem Leistungsbezug 
vorangegangenen Jahre nicht mehr als 
5 % beträgt. Im Unternehmen des Leis-
tungsempfängers selbst erzeugte Tele-
kommunikationsdienstleistungen sollen 
sowohl bei der Ermittlung der Weiterver-
äußerungsquote als auch bei der Ermitt-
lung der Eigennutzungsquote unberück-
sichtigt bleiben.

Das zuständige Finanzamt kann dem 
Unternehmer auf Antrag oder von Amts 
wegen eine Bescheinigung über dessen 
Status als Wiederverkäufer mit einer Gül-
tigkeitsdauer von bis zu drei Jahren aus-
stellen, vgl. Abschn. 13b.7b Abs. 3 UStAE. 
Deren Verwendung, sei es im Original oder 
in Kopie, führt zwingend zum Übergang 
der Steuerschuldnerschaft. Aber auch die 
Nichtvorlage einer erteilten Bescheini-
gung schließt – sofern die weiteren Vor-
aussetzungen vorliegen – die Anwendung 
des Übergangs der Steuerschuldnerschaft 
auf den Leistungsempfänger nicht aus. 
Sofern die Parteien des Leistungsaustau-
sches irrtümlich vom Übergang der Steuer-
schuldnerschaft ausgehen sollten, sei dies 
nach Auffassung des BMF in bestimmten 

Fällen nicht zu beanstanden, vgl. Abschn. 
13b.7b Abs. 4, 13b.8 Abs. 1 UStAE. 

Ferner erläutert die Finanzverwaltung u.a. 
die Behandlung von Anzahlungsrechnun-
gen, welche vor dem 01.01.2021 ausge-
stellt wurden und sich auf Telekommu-
nikationsdienstleistungen beziehen, die 
nach dem 31.12.2020 erbracht werden: 
Grundsätzlich sei die Rechtslage im Zeit-
punkt der Leistungsausführung maßgeb-
lich. Eine Rechnung mit gesondertem 
Steuerausweis, für die eine Entgeltsver-
einnahmung noch vor dem 01.01.2021 er-
folgte, wäre daher zu berichtigen, um die 
Folgen eines unrichtigen Steuerausweises 
nach § 14c Abs. 1 UStG zu vermeiden. Es 
soll jedoch nicht beanstandet werden, 
wenn nach dem 31.12.2020 der Übergang 
der Steuerschuldnerschaft lediglich auf 
den verbleibenden Entgeltsanteil, d.h. das 
Gesamtentgelt abzüglich der bereits vor 
dem 01.01.2021 vereinnahmten und ord-
nungsgemäß besteuerten Anzahlungen, 
beschränkt wird; eine Berichtigung der 
bisherigen Anzahlungsrechnungen könne 
dann unterbleiben. Machen die Parteien 
von dieser Nichtbeanstandungsregelung 
Gebrauch, so gilt es, bei betragsmäßigen 
Korrekturen der Anzahlungsbeträge nach 
dem 31.12.2020 mit entsprechenden 
Zahlungsflüssen besondere Vorgaben zu 
beachten.

Im Übrigen sind im Hinblick auf die zeit-
liche Umsetzung umfassende Nichtbean-
standungsregelungen für die Einführung 
der Neuregelung vorgesehen. Für Leistun-
gen, die vor dem 01.04.2021 ausgeführt 
werden, soll es nicht beanstandet werden, 
wenn die Parteien die bisherige Rechts-
lage anwenden (d.h. der Leistende gilt 
als Steuerschuldner), vorausgesetzt, der 
Umsatz wird vom leistenden Unternehmer 
in zutreffender Höhe versteuert. Dies soll 
ebenfalls für die Fälle gelten, in denen 
zwar die Leistungsausführung nach dem 
31.03.2021 erfolge, es aber bereits vor 
dem 01.04.2021 zu einer (Teil-)Entgelts-
vereinnahmung kommt. Ergänzend dürfen 
die Parteien in diesen Fällen zudem auch 
von den eingangs dargestellten Vereinfa-
chungen bei Anzahlungsrechnungen und 
den eigeschränkten Berichtigungspflich-
ten Gebrauch machen.

BMF vom 23.12.2020

Wiederverkäufer-
eigenschaft

Untergeordneter  
Eigenverbrauch

Betrachtungszeitraum

Selbst erzeugte  
Leistungen sind  

unbeachtlich

Statusbescheinigung 
durch Finanzbehörden

Zweifelsfallregelungen

Vorgehensweise bei  
Anzahlungsrechnungen 
mit Steuerausweis

§ 13b UStG kann auf  
die Restzahlung  
begrenzt werden

Besonderheiten  
bei Korrekturen mit 
Zahlungsflüssen

Nichtbeanstandungs-
regelungen
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Im Zuge eines Vertragsverletzungsver-
fahrens hat der EuGH festgestellt, dass 
Deutschland durch das Vorgehen der Fi-
nanzverwaltung im Vorsteuervergütungs-
verfahren für im übrigen Gemeinschafts-
gebiet ansässige Unternehmer gegen 
mehrere Grundsätze des europäischen 
Rechts verstößt.

Das BZSt lehnte Vergütungsanträge ab, 
die zwar fristgemäß vor dem 30.09. (§ 61 
UStDV) gestellt wurden, aber nicht die 
Kopien der geforderten Rechnungen oder 
der Einfuhrdokumente enthielten. Die 
Ablehnung erfolgte, ohne die Antragstel-
ler zuvor aufzufordern, ihre Anträge durch 
Vorlage von Kopien zu ergänzen bzw. 
sachdienliche Informationen vorzulegen. 
Deutschland hat hierzu vorgetragen, dass 
die in Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2008/9 
(§ 61 Abs. 2 UStDV) vorgesehene Frist 
eine Ausschlussfrist sei und erforderliche 
Belege, welche nach Ablauf dieser Frist 
fehlen, grundsätzlich nicht anzufordern 
seien. Der EuGH sieht in diesem Vorgehen 
einen Verstoß gegen den Grundsatz der 
Neutralität der Mehrwertsteuer und der 
praktischen Wirksamkeit des Anspruchs 
auf Erstattung der Mehrwertsteuer. Die 
Mehrwertsteuererstattung sei zu gewäh-
ren, wenn die materiellen Anforderungen 
erfüllt sind; dies gelte selbst dann, wenn 
der Steuerpflichtige bestimmten formel-
len Anforderungen nicht nachkommt. Eine 
Ablehnung der fristgerechten Vergütungs-
anträge hätte nicht erfolgen dürfen, ohne 
den Antragsteller dazu aufzufordern, die 

Rechnungskopien bzw. sachdienlichen 
Informationen nachzureichen, auch wenn 
diese erst nach dem 30.09. beigebracht 
worden wären.

Auch in einem Vorlageverfahren war die 
Vorgehensweise der deutschen Finanzver-
waltung Streitgegenstand und wurde vom 
EuGH ebenfalls als teilweise nicht unions-
rechtskonform angesehen. 

Im Urteilsfall war im Vergütungsantrag 
nicht die Rechnungsnummer gem. § 14 
Abs. 4 Nr. 4 UStG, sondern eine anderweiti-
ge, jeweils in der Rechnung ausgewiesene 
Referenznummer eingetragen worden, 
welche jedoch auch einen eindeutigen 
Rückschluss auf die spezifische Rechnung 
erlaubte. Das BZSt lehnte die Vorsteuer-
vergütung ab, da es, mangels formeller 
Vollständigkeit des Antrags, an einer 
fristgerechten Beantragung fehle. 

Der EuGH stellte fest, dass der Begriff der 
Rechnungsnummer i.S.d. MwStSytRL und 
bezüglich der Antragsformalien gem. Art. 8 
Abs. 2 Buchst. d der Richtlinie 2008/9 für 
das Vorsteuervergütungsfahren die gleiche 
Bedeutung habe. Diese formelle Voraus-
setzung müsse jedoch an den Grundsätzen 
der Neutralität und Verhältnismäßigkeit 
gemessen werden. Der EuGH vertritt daher 
die Auffassung, dass die Finanzbehörden 
einen Vergütungsantrag als formell ord-
nungsgemäß – und somit für eine Frist-
wahrung tauglich – ansehen müssen, auch 
wenn anstelle einer Rechnungsnummer 
eine andere Nummer referenziert wird, 
sofern diese es ermöglicht, die Rechnung 
und die in dieser abgerechneten Waren 
und Dienstleistung zu identifizieren. 

Der Ausgang des Vertragsverletzungs-
verfahrens wird sicherlich Auswirkun-
gen auf die zukünftige Abwicklung des 
Vorsteuervergütungsverfahrens haben, 
allerdings bleibt abzuwarten, wie schnell 
die Finanzverwaltung hierauf reagiert. 
Ausländischen (EU) Unternehmern, denen 
Vorsteuerbeträge auf Basis der bisherigen 
Verwaltungspraxis versagt worden sind, ist 
zu empfehlen, Einspruch gegen ablehnen-
de Festsetzungsbescheide des BZSt einzu-
legen, um die Verfahren offen zu halten.

EuGH vom 18.11.2020 
(Rs. C-371/19)

Antragstellung  
ohne Belegkopien

Ablehnung ohne vor-
herige Aufforderung zur 

Nachreichung unzulässig

EuGH vom 17.12.2020 
(Rs. C-346/19)

Angabe einer  
Referenz- anstelle der 
Rechnungsnummer

Ausreichender  
Informationsgehalt ver-
bietet bloße Förmelei

2c  | Vorsteuervergütungsverfahren – Vertragsverletzung und Unverhältnis-
mäßigkeit    |   Autor: RA Christof Braun, Frankfurt a.M.

 
      Key Facts 

 → Vertragsverletzung Deutschlands bei 
Ablehnung fristgemäß eingereichter 
Vorsteuervergütungsanträge, wel-
chen keine Kopien der Rechnungen 
oder Einfuhrdokumente beigefügt 
wurden.

 → Vergütungsanträge sind formell ord-
nungsgemäß, wenn anstelle einer 
Rechnungsnummer auf eine andere 
Nummer referenziert wird, sofern 
diese die Identifizierung der Rech-
nung und der abgerechneten Waren 
und Dienstleistung ermöglicht.
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Entwurf eines  
BMF-Schreibens

Erläuterung der  
Anwendungsbereiche

2d  |   Neuregelungen zur zweiten Stufe des Mehrwertsteuer-Digitalpakets  |   
Autor: RA/StB Uwe Fetzer, München

Das BMF hat den Wirtschaftsverbänden 
den Entwurf eines BMF-Schreibens zur 
Anwendung der Vorschriften des sog. 
Mehrwertsteuer-Digitalpakets zur Stel-
lungnahme übersandt. Die europäischen 
Vorgaben, insbesondere zum Fernver-
kauf, zu Umsätzen über elektronische 
Schnittstellen sowie zur Einführung 
bzw. zur Erweiterung der besonderen 
Besteuerungsverfahren, den sog. One-
Stop-Shops (OSS), wurden durch das Jah-
ressteuergesetz 2020 in deutsches Recht 
übernommen. Die Regelungen sollen ab 
dem 01.07.2021 Anwendung finden.

Der BMF-Entwurf enthält u.a. erläuternde 
Beispiele für die Anwendung der ver-
schiedenen Tatbestände des Fernverkaufs 
und der Regelungen zur elektronischen 
Schnittstelle. 

Die Anmeldung für die verschiedenen 
Varianten der OSS, deren fortlaufende 
Abwicklung sowie die Kriterien für  
einen Ausschluss aus diesen, werden 
ebenso dargelegt, wie auch der Umfang 
und Inhalt der besonderen Aufzeich-
nungspflichten, die für Unternehmer  
und deren Vertreter im Rahmen der  
besonderen Besteuerungsverfahren 
sowie etwaigen Überprüfungsver- 
fahren durch die Finanzbehörden gelten 
sollen.

Hinsichtlich der Geltendmachung von 
Vorsteuerbeträgen wird das Zusammen-
spiel von Vorsteuervergütungsverfahren, 
dem allgemeinen Besteuerungsver-
fahren und den OSS-Regelungen be-
schrieben.

Kurznews

BMF vom 30.11.2020

Umsatzsteuerliche  
Maßgaben für  

Reiseleistungen vor  
dem 18.12.2019

Direkte Berufung auf  
das Unionrecht möglich

2e  |   Umsatzsteuerliche Behandlung von Reiseleistungen    |    
Autorin: Lisa Rogalla, Düsseldorf

Am 18.12.2019 wurde die Ausweitung 
der Margenbesteuerung auf B2B-Umsät-
ze bei Reiseleistungen gem. § 25 Abs.1 
Satz 1 UStG ohne eine Übergangsrege-
lung rechtsverbindlich (vgl. WTS Journal 
01/2020). Während es weiterhin an 
einem Einführungsschreiben zur Be-
handlung der Neuregelungen fehlt, hat 
die Finanzverwaltung zwischenzeitlich 
Regelungen für den Unternehmer fest-
gelegt, der Reiseleistungen für einen an-
deren Unternehmer vor dem 18.12.2019 
erbracht hat.

Das BMF-Schreiben stellt klar, dass ein 
Unternehmer für jede einzelne von ihm 
vor dem 18.12.2019 erbrachte oder 
bezogene Reiseleistung unmittelbar 
die Sonderregelungen der Art. 306 ff. 

MwStSystRL anwenden könne und ein 
transaktionsbezogener Wechsel zwi-
schen nationalem und EU-Recht zulässig 
ist. Die Rechtsfolgen der vom Unterneh-
mer vorgenommenen unmittelbaren 
Berufung auf das EU-Recht beschränken 
sich auf seine eigene Besteuerung. Die 
Berufungsmöglichkeit auf das EU-Recht 
besteht für den leistenden sowie für den 
empfangenden Unternehmer, wobei 
eine einheitliche Vorgehensweise für die 
zwischen diesen ausgetauschte Leistung 
nicht verpflichtend sei. Der Unternehmer 
könne sich auch auf das EU-Recht beru-
fen, ohne eine für jede einzelne von ihm 
erbrachte Leistung einheitliche Marge er-
mitteln zu müssen; die Margenermittlung 
kann hingegen für bestimmte Gruppen 
von Reiseleistungen erfolgen. 

Registrierung für den OSS

Darstellung besonderer 
Aufzeichnungspflichten

Zusammenspiel der 
verschiedenen  
Besteuerungsverfahren
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Antwortschreiben des 
BMF vom 17.11.2020

Gesamtbild der  
Eingliederungs-

voraussetzungen

Beschränkungen des 
Weisungsrechts

2f  |   Umsatzsteuerliche Organschaft bei Bausparkassen   |   
Autorin: StBin Katrin Huber, München

Das BMF hat gegenüber dem Gesamtver-
band der deutschen Versicherungswirt-
schaft e. V. zur Frage Stellung genommen, 
ob Bausparkassen die Kriterien der 
organisatorischen Eingliederung einer 
Organgesellschaft erfüllen können.

In dem Schreiben stellt das BMF klar, 
dass die Voraussetzungen finanzielle, 
wirtschaftliche und organisatorische 
Eingliederung gem. Abschn. 2.8 UStAE 
erfüllt sein müssen. Jedoch sei das 
Gesamtbild der tatsächlichen Verhält-
nisse maßgeblich, so dass nicht alle drei 
Eingliederungsmerkmale gleichermaßen 
ausgeprägt sein müssten. Im Fall einer 
finanziellen Eingliederung einer 100%-
igen Beteiligung könnten somit grund-
sätzlich auch geringere Anforderungen 
an die organisatorische Eingliederung 
gestellt werden. Gesetzlich vorgesehene, 
aufsichtsrechtliche Beschränkungen des 

Weisungsrechts stehen der Annahme 
einer organisatorischen Eingliederung, 
insbesondere bei der Etablierung von Be-
herrschungsverträgen (§ 291 AktG) oder 
einer Eingliederung (§§ 319, 320 AktG), 
nicht entgegen. Dies solle insbesondere 
für die Einschränkungen in § 76 Abs. 1 
AktG zur Leitung einer Aktiengesellschaft 
– für Bausparkassen besteht Rechtsform-
zwang der Aktiengesellschaft – und in  
§ 2a BauSparkG hinsichtlich der Wirksam-
keit von Verträgen oder Absprachen mit 
beherrschender Wirkung gelten. 

Das BMF verweist auf ein Revisionsver-
fahren beim BFH (AZ: XI R 16/19) zu eben 
diesen Fragen, stellt aber klar, dass bis 
zum Vorliegen einer entsprechenden 
Entscheidung die dargelegte Verwal-
tungsauffassung innerhalb der Finanz-
verwaltung anzuwenden sei.

Kurznews

BMF vom 01.10.2020

Registrierungspflicht  
für ausländische  

Unternehmer

2g  |   Werklieferung, Verlängerung der Nichtbeanstandungsregelung    |    
Autorin: Lisa Rogalla, Düsseldorf

Die Finanzverwaltung veröffentlichte 
bereits im Oktober 2020 ein BMF-Schrei-
ben zur geänderten Interpretation der 
Werklieferung in Abschnitt 3.8 Abs. 1 
Satz 1 UStAE: Die Be- oder Verarbeitung 
ausschließlich eigener Gegenstände des 
Werkherstellers rechtfertige die Annah-
me einer Werklieferung nicht mehr. 

Die Änderung der Definition der Werk-
lieferung hat erhebliche Auswirkungen, 
da sich z.B. ausländische Unternehmer in 
Deutschland umsatzsteuerlich erfassen 
lassen müssten, weil reine Montageliefe-

rungen nicht unter die Steuerschuldner-
schaft des Leistungsempfängers nach 
§ 13b Abs. 2 Satz 1 UStG fallen. 

Eine zunächst vom BMF gewährte Nicht-
beanstandungsregelung hätte bis zum 
01.01.2021 gegolten (vgl. WTS Journal 
05/2020). Aufgrund der Verbandskritik 
hatte das BMF in seiner schriftlichen 
Antwort vom 08.12.2020 avisiert, sich 
für eine Verlängerung dieser Regelung 
bis zum 01.07.2021 einzusetzen. Ein 
entsprechendes BMF-Schreiben liegt zum 
jetzigen Zeitpunkt jedoch nicht vor.

StB Andreas Masuch, 
Düsseldorf, 
andreas.masuch@
wts.de
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Mit Urteil vom 27.05.2020 hat der BFH ent-
schieden, dass für die grunderwerbsteuer-
pflichtige Vereinigung von mindestens 
95 % der „Anteile der Gesellschaft“ i. S. d. 
§ 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG an einer grundbe-
sitzenden Personengesellschaft auch bei 
einer mittelbaren Beteiligung über eine 
Kapitalgesellschaft nicht die sachenrechtli-
che Mitberechtigung am Gesamthandsver-
mögen, sondern der Anteil am Vermögen 
der Gesellschaft maßgeblich sei. Hält 
der Erwerber bereits unmittelbar oder 
mittelbar mindestens 95 % der Anteile am 
Vermögen der grundbesitzenden Perso-
nengesellschaft, sei ein weiterer unmit-
telbarer oder mittelbarer Anteilserwerb 
nicht mehr nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG 
steuerbar.

Die Klägerin und Revisionsklägerin, eine 
GmbH, war mit 100 % an der B-GmbH 
beteiligt. Die B-GmbH war als Kommandi-
tistin zu 95 % am Gesellschaftsvermögen 
einer grundbesitzenden KG beteiligt. 
Weitere Kommanditistin der KG mit einem 
Anteil von 5 % am Gesellschaftsvermögen 
war die G-GmbH. Komplementärin der KG 
ohne Beteiligung am Gesellschaftsvermö-
gen war die D-GmbH. An der D-GmbH war 
mit 100 % die V-GmbH beteiligt.

Mit Kaufvertrag vom 30.08.2011 verkauf-
te die V-GmbH ihre 100 % der Anteile an 
der D-GmbH an die Klägerin. Des Wei-
teren verkaufte die G-GmbH ihre 5%ige 
Kommanditbeteiligung an der KG an die 
B-GmbH, die daraufhin über 100 % der 
Anteile am Vermögen der grundbesitzen-
den KG verfügte. Die Klägerin war danach 
sowohl (mittelbar über die B-GmbH) am 
Vermögen der grundbesitzenden KG als 
auch (unmittelbar) an der Komplementär-
GmbH zu 100 % beteiligt. 

Das Finanzamt und das FG Berlin-Bran-
denburg sahen darin einen steuerbaren 
Vorgang gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG und 
führten zur Begründung im Wesentlichen 
aus, als „Anteil der Gesellschaft“ i.S.d. § 1 
Abs. 3 GrEStG sei die gesellschaftsrechtli-
che Beteiligung am Gesamthandsvermö-
gen der KG zu verstehen.

Der BFH hob die Entscheidung des Fi-
nanzgerichts sowie die angefochtenen 

BFH vom 27.05.2020  
(AZ: II R 45/17)

3a  | Mittelbare Anteilsvereinigung an einer grundbesitzenden Personen-
gesellschaft bei einer zwischengeschalteten Kapitalgesellschaft   |    
Autor: Markus Madsen, München

 
      Key Facts 

 → Maßstab für eine mittelbare Anteils-
vereinigung i. S. d. § 1 Abs. 3 Nr. 1 
GrEStG ist der Anteil am Vermögen 
der Personengesellschaft und nicht 
die sachenrechtliche Mitberechtigung 
am Gesamthandsvermögen.

 → Es kommt entscheidend auf die 
rechtlich begründeten Einflussmög-
lichkeiten auf die grundbesitzende 
Gesellschaft an. 

 → Dies gilt jedenfalls für die mittelbare 
Beteiligungsebene, unabhängig da-
von, ob es sich dabei um Kapital- oder 
Personengesellschaften handelt.

Urteilsfall
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Maßstab für mittelbare 
Anteilsvereinigung

Entscheidend ist die 
rechtliche Möglichkeit 

der Willensdurchsetzung

Geht ein Grundstück von einer Gesamt-
hand in das Alleineigentum einer an der 
Gesamthand beteiligten Person über, wird 
die Grunderwerbsteuer gem. § 6 Abs. 2 
GrEStG in Höhe des Anteils nicht erhoben, 
zu dem der Erwerber am Vermögen der 
Gesamthand beteiligt ist. Dies gilt gem. 

§ 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG jedoch nicht, 
soweit dieser Gesamthänder seinen Anteil 
an der Gesamthand innerhalb von fünf 
Jahren vor dem Erwerbsvorgang erwor-
ben hatte. 

Mit Urteil vom 25.08.2020 hat der BFH 
entschieden, dass § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG 
teleologisch zu reduzieren ist, wenn abs-
trakt keine Steuer zu vermeiden war. Ab-
straktes Missbrauchspotential fehlt, wenn 
der Wechsel im Gesellschafterbestand 
ausnahmsweise grunderwerbsteuerbar 
war. § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG ist insoweit 
nicht anzuwenden. Maßgeblich ist dabei 
allein, ob der Vorgang grundsätzlich 
steuerbar ist und nicht, ob die Grunder-
werbsteuer tatsächlich festgesetzt und 
entrichtet wurde.

Hintergrund

BFH vom 25.08.2020  
(AZ: II R 23/18)

3b  | Grunderwerbsteuerbefreiung bei Übergang von einer Gesamthand –  
Maßstäbe der Missbrauchsprüfung   |   Autor: Markus Madsen, München 

 
      Key Facts 

 → § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG ist teleolo-
gisch zu reduzieren, wenn abstrakt 
keine Steuer zu vermeiden war.

 → Es fehlt an Missbrauchspotential, 
wenn der Wechsel im Gesellschafter-
bestand grunderwerbsteuerbar war.

 → Ob die Steuer tatsächlich festgesetzt 
und entrichtet wurde, ist nicht maß-
geblich.

Bescheide auf. Der Erwerbsvorgang sei 
nicht steuerbar nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG, 
da die Beteiligungsquote von 95 % bereits 
vor den hier gegenständlichen Anteilsver-
einigungen erreicht gewesen sei.

Laut dem BFH ist die Vermögensbeteili-
gungsquote das alleinig entscheidende 
Merkmal. Dies gelte unabhängig davon, 
welche Rechtsform die grundbesitzende 
Gesellschaft habe. § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG 
differenziere insoweit nicht zwischen 
grundbesitzenden Personen- und Kapital-
gesellschaften. 

Die Steuerbarkeit werde durch die erstma-
lige Vereinigung der Anteile und hierbei 
durch den Erwerb des letzten Anteils aus-
gelöst. Die Anteilsvereinigung könne auch 
dadurch erfolgen, dass der Erwerber die 
Anteile an der grundbesitzenden Gesell-
schaft teils unmittelbar und teils mittelbar 
erwirbt.

Bei einer mittelbaren Anteilsvereinigung 
komme es entscheidend auf die rechtlich 
begründeten Einflussmöglichkeiten auf 
die grundbesitzende Gesellschaft an. 
Maßgeblich sei, dass der Anteilserwerber 
sowohl bei der zwischengeschalteten 

Gesellschaft als auch bei der grundbesit-
zenden Gesellschaft selbst in grunder-
werbsteuerrechtlich erheblicher Weise 
die rechtliche Möglichkeit habe, seinen 
Willen durchzusetzen. Der Gesetzgeber 
gehe davon aus, dass dies bei einer Min-
destbeteiligungsquote von 95 % der Fall 
sei. Dies gelte ebenso für nachgeordnete 
Gesellschaften, an denen wiederum eine 
Beteiligungsquote von mindestens 95 % 
besteht. 

Legt man diesen Maßstab zugrunde, be-
stehe kein Bedarf für eine Unterscheidung 
zwischen Personen- und Kapitalgesell-
schaften im Rahmen von § 1 Abs. 3 Nr. 1 
GrEStG. Auch bei der Beteiligung an einer 
Personengesellschaft gelte, dass derjeni-
ge, der zu mindestens 95 % am Vermögen 
der Gesellschaft beteiligt ist, in der Lage 
sei, seinen Willen in grunderwerbsteuer-
lich erheblicher Weise durchzusetzen. 

Der BFH deutet darüber hinaus an, dass er 
denselben Maßstab bei der unmittelbaren 
Beteiligung an einer Personengesellschaft 
für sachgerecht hält (entgegen BFH-Urteil 
vom 12.03.2014, AZ: II R 51/12). Dies 
musste jedoch im Streitfall nicht entschie-
den werden. 

Kein Bedarf zur  
Differenzierung

RA/StB Dr. Andreas 
Bock, München, 
andreas.bock@
wts.de 
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Die Y GmbH & Co. KG (KG) war seit 2006 
Eigentümerin von in A belegenem Grund-
vermögen. Komplementärin der KG war 
die Y-GmbH (GmbH), die nicht am Ver-
mögen der KG beteiligt war. Die Klägerin 
wurde im Februar 2010 als UG gegründet 
und firmierte seit dem 19.11.2013 als 
GmbH. Am 22.02.2010 erwarb die Kläge-
rin sämtliche Kommanditanteile an der KG 
sowie sämtliche Geschäftsanteile an der 
Komplementär-GmbH. Das Amtsgericht 
X (AG X) eröffnete am 02.08.2010 das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen 
der KG. Mit Beschluss vom 26.04.2012 
hob das AG X das Insolvenzverfahren 
über das Vermögen der KG auf. Mit (nicht 
streitgegenständlichem) Bescheid vom 
24.09.2012 setzte das Finanzamt Grund-
erwerbsteuer gegen die KG wegen des 
Anteilserwerbs der Klägerin an der KG 
zum 22.02.2010 fest. Diese Steuer wurde 
aufgrund des Insolvenzverfahrens der 
KG nicht mehr entrichtet. Am 01.02.2013 
wurde das Erlöschen der KG im Handelsre-
gister eingetragen. 

Mit Bescheid vom 04.07.2013 setzte das 
Finanzamt Grunderwerbsteuer für die An-
wachsung (§ 738 BGB) des Gesellschafts-
vermögens der KG auf die Klägerin gem. 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 GrEStG fest. Die Anwach-
sung erfolgte als Folge des Ausscheidens 
der Komplementärin aus der KG, die durch 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
bei der GmbH am 30.09.2010 bedingt 
worden sei. Das Finanzamt und später das 
FG Mecklenburg-Vorpommern betrachte-
ten den Vorgang als grunderwerbsteuer-
pflichtig gem. § 1 Abs. 1 Nr. 3 GrEStG. Die 
Befreiung des § 6 Abs. 2 Satz 1 GrEStG 
finde wegen § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG 
keine Anwendung. Für eine teleologische 
Reduktion sei kein Raum, da die Steuer für 
den nach § 1 Abs. 2a GrEStG steuerbaren 
Anteilserwerb vom 22.02.2010 nicht mehr 
habe erhoben werden können. 

Der BFH hob die Entscheidung des Finanz-
gerichts sowie die angefochtenen Be-
scheide auf und bejahte die teleologische 

Reduzierung des § 6 Abs. 4 Satz 1 GrEStG 
im Hinblick auf die Anwachsung:

Maßgebend für die Anwendung des § 6 
Abs. 4 Satz 1 GrEStG sei das abstrakte 
Missbrauchspotential einer Gestaltung, 
nämlich die Kombination eines nicht 
steuerbaren Erwerbs einer Beteiligung an 
einer Gesamthand mit einer steuerbefrei-
ten Grundstücksübernahme aus dem Ver-
mögen der Gesamthand. § 6 Abs. 4 Satz 1 
GrEStG sei deshalb nur anzuwenden, wenn 
und soweit der das Grundstück von der Ge-
samthand erwerbende Gesamthänder seit 
dem Erwerb des Grundstücks durch die Ge-
samthand einen Anteil erlangt (oder nach 
Aufgabe wiedererlangt) hat, der über 
seinen Anteil im Zeitpunkt des Erwerbs 
des Grundstücks durch die Gesamthand 
hinausreicht. Dem Sinn und Zweck der 
Grunderwerbsteuer sei dadurch Rech-
nung getragen, dass schon der Erwerb 
des Grundstücks durch die Gesellschaft 
der Grunderwerbsteuer unterlag und mit 
diesem Erwerb das Grundstück in den 
grunderwerbsteuerrechtlichen Zurech-
nungsbereich des Gesamthänders gelangt 
ist. Entsprechendes gilt, wenn bereits der 
Erwerb des Anteils an der Gesamthand 
nach § 1 Abs. 2a GrEStG der Grunderwerb-
steuer unterlag. 

Der BFH betont, dass es nicht maßgeblich 
sei, ob Grunderwerbsteuer tatsächlich 
festgesetzt und erhoben wurde, sondern 
nur, ob der Vorgang grunderwerbsteuer-
bar ist. Der Sinn und Zweck des § 6 Abs. 4 
Satz 1 GrEStG bestehe darin, eine objektive 
Steuerumgehung zu vermeiden. Letztere 
hänge nicht von Schwierigkeiten bei der 
Erhebung einer Steuer ab. 

Im Streitfall hat die Klägerin am 
22.02.2010 sämtliche Geschäftsanteile der 
KG erworben. Dieser Vorgang war nach § 1 
Abs. 2a GrEStG steuerbar. Das bedeutet, 
dass die Überführung der Grundstücke 
in den grunderwerbsteuerrechtlichen 
Zurechnungsbereich der Klägerin bereits 
der Grunderwerbsteuer unterlag.

Abstraktes Missbrauchs-
potential entscheidend

Tatsächliche Festsetzung 
und Entrichtung der GrESt 
nicht maßgeblich

Urteilsfall

RA/StB Dr. Andreas 
Bock, München, 
andreas.bock@
wts.de 

Ihr Kontakt
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Der BFH hatte über – vereinfacht darge-
stellt – folgenden Fall zu entscheiden: 
Eine Tante war Kommanditistin einer 
Autohaus-GmbH & Co. KG. An diese KG 
überlies sie ein Grundstück, das sich 
folglich in ihrem Sonderbetriebsvermögen 
befand. Sie übertrug das Grundstück in 
eine neu gegründete Immobilien GmbH & 
Co. KG (gewerblich geprägt), anschließend 
(noch am gleichen Tag) schenkte sie ihre 
Anteile an der Autohaus-GmbH & Co. KG 
an ihren Neffen. Die Immobilien GmbH & 
Co. KG behielt die Tante. Die Finanzver-
waltung und das FG Düsseldorf versagten 
die schenkungsteuerliche Betriebsvermö-
gensbegünstigung für die Schenkung der 
Anteile an der Autohaus-GmbH & Co. KG. 
Aus Sicht der Finanzverwaltung und des 
Finanzgerichts wurde nicht der gesamte 
Mitunternehmeranteil (einschließlich Son-
derbetriebsvermögen) übertragen. 

Bisher ist bereits anerkannt, dass bei der 
Übertragung eines Mitunternehmeranteils 
das Sonderbetriebsvermögen über- oder 
unterquotal mitübertragen werden kann, 
in diesem Fall muss jedoch der Schen-
ker weiterhin Mitunternehmer bleiben. 
Der BFH hat im vorliegenden Fall auch 
anerkannt, dass die Übertragung eines 
Mitunternehmeranteils begünstigt ist, 
wenn das Sonderbetriebsvermögen zuvor 
in eine eigene Gesellschaft überführt wur-
de. Entscheidend für den BFH war, dass die 
Immobilie im Zeitpunkt der Übertragung 

nicht mehr zum Sonderbetriebsvermögen 
der Tante bei der Autohaus-GmbH & Co. KG 
gehörte und die an den Neffen übertra-
genen KG-Anteile einen Mitunternehmer-
anteil im Sinne des Ertragsteuerrechts 
darstellten. Einen schädlichen Gesamtplan 
oder Gestaltungsmissbrauch (§ 42 AO) hat 
der BFH in seiner Entscheidung gar nicht 
erst erwogen. 

Da es nach dem BFH entscheidend auf 
die Mitunternehmeranteilseigenschaft 
im Zeitpunkt der Übertragung ankommt, 
sollte in der Gestaltungspraxis sicherge-
stellt werden, dass die Ausgliederung oder 
Entnahme von Sonderbetriebsvermögen 
zeitlich vor der Übertragung erfolgt. 

Der Urteilsfall betraf noch eine Schenkung 
zum ErbStG vor 2009. Die Entscheidung 
dürfte uneingeschränkt auch für aktuelle 
Übertragungen gelten. Dieses Urteil zu 
Gunsten des Schenkers knüpft an die bis-
herige ertragsteuerliche Rechtsprechung 
an (gegen die sich die Finanzverwaltung 
viele Jahre gewehrt hatte) und eröffnet 
flexiblere Nachfolgeplanungen. 

Ebenfalls im Urteil bestätigt der BFH 
die Verwendungsreihenfolge (first 
in – first out) beim Weiterverkauf von 
Teil-Kommanditanteilen für Zwecke 
der Behaltensfrist. Dies entspricht der 
Verwaltungsauffassung in den aktuellen 
Erbschaftsteuerrichtlinien. 

BFH vom 17.06.2020 
(AZ: II R 33/17)

Vorherige Ausgliederung 
oder Entnahme von  

Sonderbetriebs-
vermögen unschädlich

4a  | Schenkung eines Kommanditanteils nach vorheriger Ausgliederung oder 
 Entnahme von Sonderbetriebsvermögen   |   Autor: StB Martin Dietz, Frankfurt a.M.

 
      Key Facts 

 → Vorherige Ausgliederung oder Ent-
nahme von Sonderbetriebsvermö-
gen ist unschädlich für die steuerbe-
günstigte Übertragung.

 → Gleichklang mit der ertragsteuerli-
chen Behandlung.

 → Flexiblere Nachfolgeplanung ist 
möglich.

 → first in – first out beim Weiterverkauf.

RA/FAStR Michael 
Althof, München, 
michael.althof@
wts.de

Ihr Kontakt

Zeitliche Abfolge  
beachten

Aktuell anwendbar
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Mit Urteil vom 22.10.2020 hatte der 
3. Senat des Finanzgerichts Münster zu 
entscheiden, ob „geleistete Anzahlungen“ 
zum schädlichen Verwaltungsvermögen 
im Sinne des § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a 
ErbStG a.F. gehören.

Im Urteilsfall übertrug ein Gesellschafter 
einer GmbH im Jahr 2013 einen Teilge-
sellschaftsanteil an der GmbH (Klägerin) 
an seinen Sohn. Zum Gesellschaftsvermö-
gen der GmbH gehörten unter anderem 
Beteiligungen an anderen Kapitalgesell-
schaften sowie geleistete Anzahlungen im 
Zusammenhang mit einem Verwaltungs-
neubau sowie dem laufenden Geschäfts-
betrieb. Die Klägerin berücksichtigte 
die geleisteten Anzahlungen nicht als 
schädliche Finanzmittel bzw. schädliches 
Verwaltungsvermögen. Das Finanzamt 
bezog die geleisteten Anzahlungen jedoch 
in die Ermittlung des Verwaltungsvermö-
gens ein. 

Das Finanzgericht Münster hat entgegen 
der Auffassung der Finanzverwaltung 
entschieden, dass geleistete Anzahlungen 
keine „anderen Forderungen“ im Sinne 
des § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a Satz 1 ErbStG 
a.F. darstellen und somit nicht bei der 
Ermittlung des Verwaltungsvermögens zu 
berücksichtigen sind.

Der in Frage stehende Begriff „andere 
Forderung“ im Sinne der o.g. Vorschrift ist 
gesetzlich nicht näher definiert und bedarf 
somit der Auslegung. 

Das Finanzgericht Münster hat sich der 
überwiegenden Literaturmeinung ange-
schlossen, nach der der Begriff der „ande-
ren Forderungen“ auf solche Forderungen 
einzuschränken ist, die auf Geld gerichtet 
sind. Geleistete Anzahlungen verkörpern 
hingegen Sachleistungsansprüche und 
sind damit keine auf Geld gerichteten 
Forderungen. Im Streitfall war die Klägerin 
nicht berechtigt, die geleisteten Anzahlun-
gen zurückzufordern.

Die Entscheidung des Finanzgerichts 
Münster ist zwar zum alten Recht ergan-
gen. Allerdings wurde der Begriff der 
„anderen Forderungen“ in die aktuelle 
Fassung des § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 
ErbStG übernommen, wobei lediglich der 
Klammerzusatz (Finanzmittel) ergänzt 
wurde. Vor diesem Hintergrund lässt sich 
die Entscheidung auf das aktuell geltende 
Recht übertragen.
 
Die Revision ist beim BFH anhängig  
(AZ: II R 36/20). Die weitere Entwicklung 
des Verfahrens bleibt abzuwarten.

FG Münster  
vom 22.10.2020  

(AZ: 3 K 2699/17 F)

Urteilsfall

4b  | Geleistete Anzahlungen stellen kein schädliches Verwaltungsvermögen dar   |   
Autoren: StB Ricardo Fischnaler, LL.M., und StBin Susanne Bings, beide Köln

 
      Key Facts 

 → Das FG Münster hat entschieden, dass 
geleistete Anzahlungen entgegen 
der Auffassung der Finanzverwaltung 
nicht den Finanzmitteln im Sinne 
des § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a Satz 1 
ErbStG a.F. zuzuordnen sind.

 → Geleistete Anzahlungen stellen keine 
„anderen Forderungen“ im Sinne der 
o.g. Vorschrift dar, da sie Sachleis-
tungsansprüche verkörpern. 

 → Sie sind keine auf Geld gerichteten 
Forderungen und damit nicht als 
schädliches Verwaltungsvermögen 
zu behandeln.

Entscheidungsgründe

Praxisbedeutung

StB Ricardo Fisch­
naler, Köln, 
ricardo.fischnaler@
wts.de

Ihr Kontakt

Geleistete Geleistete 
AnzahlungenAnzahlungen
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Das FG Rheinland-Pfalz entschied, dass 
Rabatte, die Autohersteller den Außen-
dienstmitarbeitern eines Versicherungs-
unternehmens aufgrund eines mit diesem 
geschlossenen Rahmenvertrages gewähr-
ten, nicht zu Arbeitslohn führen. Denn das 
Handeln des Arbeitgebers wurde durch 
das eigenwirtschaftliche Interesse der 
Autohersteller überlagert. 

Der BFH hatte bereits mit Urteil vom 
18.10.2012 (AZ: VI R 64/11) entschie-
den, dass Rabatte eines Dritten nicht zu 
Arbeitslohn führen, wenn diese vom 
Dritten im eigenwirtschaftlichen Interesse 
eingeräumt werden. Nach Auffassung des 
BFH sind solche Rabatte nur dann Lohn, 
wenn sie sich für den Arbeitnehmer als 
Frucht seiner Arbeit für den Arbeitgeber 
darstellen und im Zusammenhang mit 
dem Dienstverhältnis stehen. Davon kann 
ausgegangen werden, wenn der Dritte da-
mit anstelle des Arbeitgebers die Arbeits-
leistung des Arbeitnehmers entgilt, z.B. 
indem der Arbeitgeber etwa einen ihm 
zustehenden Vorteil im abgekürzten Weg 
an seine Mitarbeiter weitergibt. 

Das FG Rheinland-Pfalz bestätigt dies und 
setzt damit die zu diesem Thema vorlie-
gende Rechtsprechung der Finanzgerichte 
fort (vgl. FG Düsseldorf vom 21.12.2016 
(AZ: 5 K 2504/14 E) zu Rabatten von 
Reiseveranstaltern an Reisebüroange-
stellte, FG Hamburg vom 29.11.2017 (AZ: 
1 K 111/16) und FG Köln vom 11.10.2018 
(AZ: 7 K 2053/17) zu Konzernrabatten – zu 
diesem Verfahren ist noch ein Revisions-
verfahren anhängig).

Im Streitfall des FG Rheinland-Pfalz hatte 
der Arbeitgeber mit verschiedenen Auto-
herstellern Rahmenverträge abgeschlos-
sen, nach denen die Außendienstmitarbei-
ter beim Kauf eines Fahrzeugs, das sie zu 
2/3, mindestens aber zu 10.000 Kilometern 
für dienstliche Zwecke ein setzten,  Rabatte 
zwischen 8 % und 13,5 % bekommen 
sollten. Der Arbeitgeber bescheinigte die 
Betriebszugehörigkeit der Mitarbeiter und 
übernahm teilweise auch eine Einstands-
pflicht in Form einer Rückzahlungsver-
pflichtung für den Fall, dass bestimmte 
Bedingungen nicht eingehalten wurden. 

Nach Auffassung der Finanzverwaltung 
(BMF-Schreiben vom 20.01.2015) gehören 
von einem Dritten eingeräumte Preisvor-
teile zum Arbeitslohn, wenn 

 → aus dem Handeln des Arbeitgebers ein 
Anspruch des Arbeitnehmers auf den 
Preisvorteil entstanden ist,

 → der Arbeitgeber für den Dritten Ver-
pflichtungen übernommen hat, z. B. 
Inkassotätigkeit oder Haftung,

 → zwischen dem Arbeitgeber und dem 
Dritten eine enge wirtschaftliche oder 
tatsächliche Verflechtung oder enge 
Beziehung sonstiger Art besteht, z.B. 
Organschaftsverhältnis, oder

 → dem Arbeitnehmer Preisvorteile von 
einem Unternehmen eingeräumt wer-
den, dessen Arbeitnehmer ihrerseits 
Preisvorteile vom Arbeitgeber erhalten.

Das Finanzgericht kam nach wertender 
Betrachtung der Gesamtumstände zum Er-
gebnis, dass die Merkmale, die nach dem 

FG Rheinland-Pfalz  
vom 09.09.2020  

(AZ: 2 K 1690/18)

Rechtsprechung des  
BFH zu Rabatten von 

Dritten als Arbeitslohn

Rechtsprechung der 
Finanzgerichte

Anhängige Revision  
(AZ: VI R 53/18)

Urteilsfall

BMF vom 20.01.2015 

Eigenwirtschaftliches 
Interesse überwiegt

5a  | Preisnachlässe Dritter als Arbeitslohn   |   Autorin: StBin Susanne Weber, München

 
      Key Facts 

 → Rabatte von Dritten führen nicht 
ohne Weiteres zu steuerpflichtigem 
Arbeitslohn.

 → Eigenwirtschaftliches Interesse des 
rabattgewährenden Unternehmens 
kann die für das Vorliegen von 
Arbeitslohn sprechenden Indizien 
überlagern.

 → Das gilt vor allem, wenn das Mitwir-
ken des Arbeitgebers von unterge-
ordneter Bedeutung ist.
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Der BFH hat entschieden, dass die Zah-
lung eines Verwarnungsgeldes nicht zu 
Arbeitslohn führt, wenn der Arbeitgeber 
als Halter eines Kfz das Verwarnungsgeld 
wegen einer gemäß § 56 Abs. 1 Satz 1 
OWiG begangenen Ordnungswidrigkeit 
als eigene Schuld übernimmt. Die Zahlung 
führt daher nicht zu Arbeitslohn des Mit-
arbeiters, der die Ordnungswidrigkeit (im 
Urteilsfall: Falschparken) begangen hat. 

Im Urteilsfall betreibt die Klägerin einen 
Paketzustelldienst. Die Fahrer halten, um 
einen reibungslosen Betriebsablauf zu 
gewährleisten, kurzfristig zum Be- und 
Entladen in Halteverbotsbereichen oder 
Fußgängerzogen, wenn eine Ausnahme-
genehmigung nicht zu erhalten war. 
Verwarnungsgelder aufgrund des Falsch-
parkens wurden teilweise gegenüber der 
Klägerin als Halterin der Fahrzeuge festge-
setzt. Die Klägerin bezahlte die Verwar-
nungsgelder innerhalb der festgesetzten 
Frist zur Vermeidung eines Bußgeldver-
fahrens. Das zuständige Finanzamt vertrat 
die Auffassung, dass die Übernahme durch 
den Arbeitgeber zu Arbeitslohn führe, 
woraufhin die Klägerin in der Lohnsteuer-
anmeldung für April 2014 die Lohnsteu-
erbeträge angab und zugleich erfolglos 
Einspruch hiergegen einlegte. 

Das FG Düsseldorf gab der Klage statt und 
begründete dies damit, dass die von der 
Klägerin als Fahrzeughalterin übernom-
menen Verwarnungsgelder bei den Mitar-
beitern nicht zu steuerpflichtigem Arbeits-
lohn führen, da sie im ganz überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse erfolgten. 

Der BFH hob dagegen das Urteil der 
Vorinstanz auf und wies die Rechtssache 
an das FG Düsseldorf zurück. Der Verzicht 
auf die Weiterbelastung der Kosten für das 
Falschparken sei nicht als Leistung im ganz 
überwiegenden betrieblichen Interesse 
des Arbeitgebers zu sehen. Der BFH hält an 
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      Key Facts 

 → Die Übernahme von Verwarnungs-
geldern wegen Falschparken durch 
den Arbeitgeber führt für den Mit-
arbeiter nicht zu Arbeitslohn, wenn 
der Arbeitgeber als Halter des Kfz die 
Ahndung der Ordnungswidrigkeit als 
eigene Schuld übernimmt.

 → Der BFH hat den Fall an das FG 
Düsseldorf zurückverwiesen zur 
Prüfung, ob dem Arbeitgeber ein 
Schadenersatzanspruch gegen den 
Mitarbeiter zusteht. Der Verzicht auf 
diesen führt zu einem geldwerten 
Vorteil. 

 → Mit dem Urteil bestätigt der BFH 
seine bisherige Rechtsprechung, 
dass ein rechtswidriges Tun (auch 
wenn es nur Bagatellverstöße wie 
Parkverstöße sind) keine beachtliche 
Grundlage einer betriebsfunktiona-
len Zielsetzung sein kann. 

5b  | Zahlung von Verwarnungsgeldern als Arbeitslohn  |    
Autorin: StBin Janina Lievenbrück, Düsseldorf 

BFH vom 13.08.2020 
(AZ: VI R 1/17)

Urteilsfall

FG Düsseldorf  
vom 04.11.2016 
(AZ: 1 K 2470/14 L) 

StBin Susanne 
Weber, München, 
susanne.weber@
wts.de

Ihr Kontakt
o.a. BMF-Schreiben von einer Mitwirkung 
des Arbeitgebers sprechen könnten, vom 
eigenwirtschaftlichen Interesse der Auto-
hersteller überlagert wurden.

Die Höhe der Rabatte war nicht so außer-
gewöhnlich, dass darin eine steuerpflich-
tige Zuwendung aufgrund des Arbeits-
verhältnisses gesehen werden müsste. 
Zum Vergleich zog das FG verschiedene 
Zeitungsberichte heran, nach denen beim 
Autokauf durchaus höhere als die hier 
eingeräumten Rabatte üblich seien. 

Die Mitarbeiter hatten keinen arbeits-
vertraglichen Anspruch auf die Rabatte. 
Zudem räumte der Versicherer den Mitar-
beitern der Autohersteller keine günsti-
geren Konditionen ein, so dass auch kein 
abgekürzter Zahlungsweg vorlag.

Die Revision wurde vom Finanzgericht 
nicht zugelassen. Das Finanzamt hat 
insofern aber Nichtzulassungsbeschwerde 
eingelegt, die unter dem AZ: VI B 86/20 
beim BFH geführt wird.

Marktübliche Rabatte



wts journal  |  # 1  |  März 2021 31

Der BFH hat entschieden, dass die sog. 
Fünftelregelung (§ 34 Abs. 1 EStG) bei 
vorzeitiger Auslösung des Rückkaufswerts 
aus einem betrieblichen Altersvorsor-
gevertrag nur Anwendung findet, wenn 
das Kriterium der Atypik nachgewiesen 
werden kann. 

Im Streitfall wurden Beiträge in eine 
Pensionskasse im Rahmen einer monatli-
chen Bruttogehaltsumwandlung finan-
ziert und nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei 
belassen. Auf Wunsch des Mitarbeiters 
wurde der Versicherungsvertrag mit der 
Pensionskasse vorzeitig aufgelöst und der 

im Zeitpunkt der Auflösung bestehende 
Rückkaufswert als Einmalbetrag an den 
Mitarbeiter ausbezahlt. 

Unstrittig war insoweit, dass der Einmal-
betrag als sonstige Einkünfte i.S.d. § 22 
Nr. 5 Satz 1 EStG voll steuerpflichtig ist. 
Der BFH konnte jedoch nicht entscheiden, 
ob die Fünftelregelung nach § 34 Abs. 2 
Nr. 4 EStG anwendbar ist und verwies die 
Klage an das Finanzgericht zur erneuten 
Verhandlung und Entscheidung zurück. 

Grundsätzlich liege zwar eine Zusammen-
ballung von Einkünften für eine mehrjäh-
rige Tätigkeit (§ 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG) als 
Voraussetzung für die Tarifermäßigung 
vor, da der Mitarbeiter die Beiträge über 
mindestens zwölf Monate und zwei Kalen-
derjahre eingezahlt hatte.

Das zusätzlich notwendige Kriterium der 
Außerordentlichkeit der Zahlung durch die 
Pensionskasse, also dem nicht vertrags-
gemäßen bzw. atypischen Ablauf dieser 
Verträge, sei allerdings nicht bereits allei-
ne durch die vorzeitige vertragswidrige 
Kündigung des Rentenversicherungsver-
trags erfüllt.

Vielmehr müsse auf Basis von empirisch-
statistischer Daten und im Rahmen einer 
wertenden Beurteilung unter Heranzie-
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      Key Facts 

 → Die vorzeitige Auszahlung einer 
Versicherung der BAV (hier Pensions-
kasse) in Höhe des Rückkaufswerts 
ist grundsätzlich eine Vergütung für 
mehrjährige Tätigkeit i.S.d. § 34  
Abs. 2 Nr. 4 EStG.

 → Mehrjährigkeit liegt vor, wenn die 
früheren Beitragszahlungen in min-
destens zwei Kalenderjahren und 
mehr als zwölf Monaten erfolgten.

 → Allerdings muss die vorzeitige Aus-
zahlung des Rückkaufwerts atypisch 
sein, damit das Merkmal der Außer-
ordentlichkeit erfüllt ist.

5c  | Anwendung der Fünftelregelung bei vorzeitiger Kündigung einer Versicherung 
der BAV und Auszahlung des Rückkaufswerts   |   Autor: Leonard Röder, Frankfurt a.M.

BFH vom 06.05.2020 
(AZ: X R 24/19) 

Urteilsfall

Sonstige Einkünfte i.S.d. 
§ 22 Nr. 5 Satz 1 EStG

Mehrjährig bei Beitrags-
zahlung über mehrere 
Kalenderjahre

Vorzeitige Kündigung  
unbeachtlich für 
 Außerordentlichkeit

Entscheidend, ob  
Auszahlung des Rück-
kaufswerts bei BAV 
generell atypisch ist

StBin Susanne 
Weber, München, 
susanne.weber@
wts.de

Ihr Kontaktder im Urteil vom 14.11.2013 vertretenen 
Auffassung fest, dass ein rechtswidriges 
Tun (hier die von den Mitarbeitern ent-
gegen der geltenden StVO begangenen 
Parkverstöße) keine beachtliche Grundla-
ge einer betriebsfunktionalen Zielsetzung 
sein kann. Dies gilt auch, soweit es sich 
– wie im Urteilsfall – bei den Parkverstö-
ßen regelmäßig um solche im absoluten 
Bagatellbereich handele. Das Finanzge-
richt muss im zweiten Rechtsgang prüfen, 

ob und wenn ja in welcher Höhe der 
Klägerin wegen der von ihren Fahrern 
unstreitig begangenen Parkverstöße ein 
(vertraglicher oder gesetzlicher) Regress-
anspruch zusteht. Denn wenn der Klägerin 
wegen der Parkverstöße ein realisierbarer 
(einredefreier und fälliger) Schaden-
ersatzanspruch gegen den jeweiligen 
Fahrer zustand, fließt in dem Zeitpunkt des 
Verzichts auf den Schadenersatzanspruch 
ein geldwerter Vorteil zu. 

BFH hält an Rechts-
auffassung fest

BFH vom 14.11.2013 
(AZ: VI R 36/12)

Verzicht auf Regress-
anspruch als geldwerter 

Vorteil
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hung vergleichbarer Versicherungsverträ-
ge ermittelt werden, ob vor dem Erreichen 
der Altersgrenze vorgenommene Kapital-
auszahlungen im Bereich der BAV atypisch 
sind. Hierzu ist auf sämtliche Versiche-
rungsverträge abzustellen, die zu nach 
§ 22 Nr. 5 Satz 1 EStG zu versteuernden 
Leistungen aus Pensionsfonds, Pensions-
kassen und Direktversicherung führen und 
durch eine einmalige Kapitalabfindung 
bei Rentenbeginn oder durch vorzeitige 
Vertragsauflösung mit der Folge einer 

Auszahlung des Rückkaufswerts beendet 
worden sind.

Bei Einmalzahlungen aus Direktzusagen, 
die zu Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit führen, ist die Fünftelregelung 
jedoch weiterhin anwendbar, wenn 
eine Zusammenballung von Einkünften 
vorliegt. Die Gründe für die Kapitalisierung 
sind nach Rz. 147 des BMF-Schreibens vom 
06.12.2017 (BStBl. 2018 I S. 147) unbe-
achtlich.
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StBin Susanne 
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Ihr Kontakt

Die Kirchensteuer wird zusammen mit der 
Lohnsteuer durch Steuerabzug vom Ar-
beitslohn erhoben. Es gibt in den Bundes-
ländern unterschiedliche Regelsteuersätze 
(8 % oder 9 %) und ermäßigte Steuersätze 
bei Pauschalierungen (zwischen 4 % und 
7 %). Die im Vergleich niedrigeren pau-
schalen Kirchensteuersätze ergeben sich 

daraus, dass diese auch jene Arbeitneh-
mer berücksichtigen, die nicht kirchen-
steuerpflichtig sind. Maßgebend für die 
Bestimmung des jeweiligen Steuersatzes 
ist das Bundesland der lohnsteuerlichen 
Betriebsstätte des Arbeitgebers. Eventu-
elle Abweichungen zum Bundesland des 
Wohnsitzes des Arbeitnehmers werden im 
Rahmen der Einkommensteuerveranla-
gung ausgeglichen.

Wird die Lohnsteuer pauschaliert, ist der 
Arbeitgeber verpflichtet, auch die Kirchen-
steuer pauschal zu berechnen. Bei der 
Kirchensteuer-Pauschalierung kann der 
Arbeitgeber zwischen dem vereinfachten 
Verfahren und dem Nachweisverfahren 
wählen. Diese Wahl kann der Arbeitgeber 
für jeden Lohnsteuer-Anmeldungszeit-
raum (i.d.R. monatlich), für die jeweils an-
gewandte Pauschalierungsvorschrift und 
für die in den einzelnen Rechtsvorschriften 
aufgeführten Pauschalierungstatbestände 
gesondert treffen.

 
      Key Facts 

 → Wird die Lohnsteuer pauschaliert, 
muss grundsätzlich auch die Kirchen-
steuer pauschal berechnet werden. 

 → Der Arbeitgeber hat ein Wahlrecht 
zwischen dem vereinfachten Verfah-
ren und dem Nachweisverfahren. 

 → Das Wahlrecht kann für jede Pau-
schalierung gesondert ausgeübt 
werden.

 → Absenkung des pauschalen Kirchen-
steuersatzes in Baden-Württemberg 
zum 01.01.2021 von 5,5 % auf 5,0 %.

5d  | Neuer Kirchensteuersatz in Baden-Württemberg bei Pauschalierung der 
 Lohnsteuer   |   Autorin: Feyza Aydin, Düsseldorf

Hintergrund

Kirchensteuer- 
Pauschalierung: Wahl 
zwischen vereinfachtem 
Verfahren und Nachweis-
verfahren
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Der Steuersatz für eine Pauschalierung der 
Kirchensteuer im vereinfachten Verfah-
ren wurde in Baden-Württemberg zum 
01.01.2021 von 5,5 % auf 5,0 % gesenkt.

Wählt der Arbeitgeber das vereinfach-
te Verfahren, ist die Kirchensteuer für 
alle unter die Pauschalierung fallenden 
Arbeitnehmer (unabhängig davon, ob sie 
kirchensteuerpflichtig sind) mit dem im je-
weiligen Bundesland geltenden ermäßig-
ten Kirchensteuersatz zu pauschalieren. 

Wählt der Arbeitgeber das Nachweis-
verfahren, können die nicht kirchen-
steuerpflichtigen Arbeitnehmer aus der 
Besteuerung mit pauschaler Kirchensteuer 
ausgenommen werden; für die übrigen 
Arbeitnehmer ist die Kirchensteuer mit 

dem vollen Kirchensteuersatz (8 % oder 
9 %) und nicht mit dem für Pauschalie-
rungsfälle vorgesehenen ermäßigten 
Kirchensteuersatz zu berechnen. Der 
Arbeitgeber muss in diesem Fall nachwei-
sen, welcher Teil der Arbeitnehmer nicht 
kirchensteuerpflichtig ist.

Es ist sinnvoll, bei jeder einzelnen Pau-
schalierungsvorschrift zu prüfen, welche 
Vorgehensweise günstiger ist. Denn nicht 
immer führt die Anwendung des ermä-
ßigten Steuersatzes im vereinfachten 
Verfahren zu einer Steuerersparnis. Es 
kann durchaus sein, dass das Nachweisver-
fahren günstiger ist, wenn die Mehrzahl 
der von der Pauschalierung betroffenen 
Arbeitnehmer nicht kirchensteuerpflichtig 
ist. 

FinMin Baden-Württem-
berg vom 25.05.2020

Vereinfachtes Verfahren

Nachweisverfahren

Behinderten- 
Pauschbetragsgesetz

5e  |   Erhöhte Behinderten-Pauschbeträge als ELStAM ab 2021   |   
Autorin: StBin Susanne Weber, München

Durch das am 14.12.2020 im BGBl. I S. 
2770 verkündete Behinderten-Pausch-
betragsgesetz wurden u.a. die Pausch-
beträge für behinderte Menschen und 
Hinterbliebene i.S.d. § 33b Abs. 1 bis 5 
EStG verdoppelt. Für diesen Pauschbetrag 
kann sich der Mitarbeiter einen Freibe-
trag als ELStAM eintragen lassen (§§ 39a 
Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. 39 Abs. 4 Nr. 3 EStG). Das 
BZSt hat mitgeteilt, dass bereits gebildete 
Freibeträge automatisiert verdoppelt 
werden. Fälle, die nicht vollautomatisch 
angepasst werden konnten, werden 

personell nachbearbeitet. Die Arbeit-
geber müssen nach Übermittlung der 
korrigierten ELStAM den Lohnsteuerabzug 
ändern und diese entweder rückwirkend 
ab 01.01.2021 verteilt auf zwölf Monate 
oder ab dem nächstmöglichen Monats-
ersten verteilt auf die restlichen Monate 
des Jahres berücksichtigen.

Kurznews
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„Kleine“ Reform des  
Gemeinnützigkeitsrechts 

Ehrenamts- und Übungs-
leiterfreibeträge

Vereinfachter  
Spendennachweis

Freigrenze für wirtschaft-
liche Geschäftsbetriebe

Am 16.12.2020 hat der Bundestag mit 
dem Jahressteuergesetz 2020 auch eine 
„kleine“ Reform des Gemeinnützigkeits-
rechts beschlossen. Der Bundesrat hat 
am 18.12.2020 zugestimmt. Das Gesetz 
wurde am 28.12.2020 verkündet. Das 
„Ehrenamtspaket“ wurde auf Drängen der 
Länder im Gesetzgebungsverfahren aufge-
nommen, waren im Koalitionsvertrag vom 
12.03.2018 doch auch „Verbesserungen 
im Gemeinnützigkeitsrecht“ angekündigt 
worden.

Im Einzelnen wurden folgende Änderun-
gen und Neuerungen beschlossen:

 → Mit Wirkung ab 01.01.2021 wurde der 
Übungsleiterfreibetrag gemäß § 3  
Nr. 26 EStG von € 2.400 auf € 3.000 
pro Jahr und der Ehrenamtsfreibetrag 
gemäß § 3 Nr. 26a EStG von € 720 auf  
€ 840 pro Jahr angehoben. Beide Be-
träge wurden somit seit 2013 erstmals 
wieder angepasst. 

 → Mit Wirkung sogar ab 01.01.2020 
wurde die Grenze für den vereinfachten 
Zuwendungsnachweis gemäß § 50  
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStDV von € 200 auf  
€ 300 angehoben. Insoweit genügt  
für den Nachweis von Spenden bis  
€ 300 bereits der Bareinzahlungs- oder 
Überweisungsbeleg einer Bank. Für 
Beträge von mehr als € 300 ist auch 
weiterhin eine Spendenbescheinigung 
(Zuwendungsbestätigung) einzuholen/
auszustellen. 

 → Die Freigrenze des § 64 Abs. 3 AO für 
Einnahmen (einschließlich Umsatz-

steuer) aus wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieben bei der Körperschaft- und 
Gewerbesteuer wurde von € 35.000 
auf jährlich € 45.000 angehoben. Diese 
Regelung gilt auch bereits für das Steu-
erjahr 2020. 

 → Der Zweckkatalog des § 52 Abs. 2 Satz 2 
AO wurde um folgende Zwecke erwei-
tert: Klimaschutz, Ortsverschönerung, 
Freifunk, Unterhaltung und Pflege von 
Friedhöfen sowie Hilfe für Menschen, 
die aufgrund ihrer geschlechtlichen 
Identität oder ihrer geschlechtlichen 
Orientierung diskriminiert werden. 
Körperschaften, die diese Zwecke ver-
folgen und auch i.Ü. die Anforderungen 
der §§ 51 ff. AO erfüllen, können sich als 
gemeinnützig anerkennen lassen und 
Steuerprivilegien in Anspruch nehmen.   
 
Auch der Zweckbetriebskatalog des § 68 
AO wurde erweitert. Als Zweckbetriebe 
sind nun auch Flüchtlingshilfeeinrich-
tungen und Einrichtungen zur Durchfüh-
rung der Fürsorge von psychischen und 
seelischen Erkrankungen anerkannt. 
Zweckbetriebe sind von der Körper-
schaft- und Gewerbesteuer befreit. 

 → Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwen-
dung wurde für kleine Körperschaften, 
deren Einnahmen jährlich nicht mehr 
als € 45.000 betragen, mit Rückwirkung 
zum 01.01.2020 abgeschafft. Maßgeb-
lich sollen die kumulierten Einnahmen 
des ideellen Bereichs, des Zweckbe-
triebs, der Vermögensverwaltung und 
des steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs sein. 

 → Gemeinnützige Körperschaften sind 
nach § 57 Abs. 3 AO künftig auch dann 
unmittelbar selbst gemeinnützig tätig, 
wenn sie auf Grundlage ihrer Satzung 
durch planmäßiges Zusammenwirken 
mit mindestens einer weiteren Kör-
perschaft, die die Anforderungen der 
§§ 51. ff. AO erfüllt, steuerbegünstigte 
Zwecke verwirklichen. Dies erleichtert 
Kooperationen im Gemeinnützigkeits-
sektor, sollte aber ggf. auch in der Sat-
zung gemeinnütziger Körperschaften 
verankert werden. 

 
      Key Facts 

 → Auf Drängen der Länder wurde mit 
dem Jahressteuergesetz 2020 auch 
eine „kleine“ Reform des Gemein-
nützigkeitsrechts umgesetzt.

 → Die Änderungen sind vorbehaltlich 
bestimmter Sonderregelungen be-
reits am 29.12.2020 in Kraft ge treten.  

 → Die Reform bringt einige Verbesse-
rungen und Erleichterungen für die 
Praxis.

6a  | Änderungen für gemeinnützige Organisationen und deren Förderer durch  
das Jahressteuergesetz 2020   |   Autorin: RAin Sandra Heide, München

Neue gemeinnützige 
Zwecke

Neue Zweckbetriebe

Änderungen bei der zeit-
nahen Mittelverwendung

Kooperationen gemein-
nütziger Körperschaften 
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Nach § 57 Abs. 4 AO ist das Halten 
und Verwalten von Beteiligungen an 
steuerbegünstigten Kapitalgesellschaf-
ten selbst eine unmittelbare, steuer-
begünstigte Tätigkeit. Somit können 
Holdingkörperschaften als gemeinnüt-
zig anerkannt werden. Ferner wird die 
Neuregelung bei der Sphärenzuord-
nung von Beteiligungen zu berücksich-
tigen sein, was ggf. auch Vorteile im 
Hinblick auf die Mittelverwendung mit 
sich bringt.   

 → Während § 58 Nr. 1 AO bisher die 
Mittelweitergaben von Förderkörper-
schaften und § 58 Nr. 2 AO die teilweise 
Mittelweitergabe gemeinnütziger 
Körperschaften regelte, wurden die 
Vorschriften nun in einem einheitlichen 
Tatbestand zusammengefasst. Nach  
§ 58 Nr. 1 AO n.F. bedürfen Zuwendun-
gen an andere steuerbegünstigte Kör-
perschaften künftig nur dann einer Sat-
zungsgrundlage, wenn darüber hinaus 
keine eigene operative gemeinnützige 
Tätigkeit beabsichtigt ist. Im Übrigen 
sind Mittelzuwendungen zur Verwirk-
lichung steuerbegünstigter Zwecke 
zulässig. § 58 Nr. 2 AO und die bisherige 
50%-Grenze wurden aufgehoben. Auch 
die Zweckidentität für Mittelweiterga-
ben entfällt. Verschärfungen wurden 
bei Zuwendungen an ausländische 
Körperschaften beschlossen. So sind 
Zuwendungen an beschränkt steuer-
pflichtige Körperschaften des privaten 
Rechts nur noch zulässig, wenn die 
Empfängerkörperschaft als steuer-
begünstigt nach deutschem Recht 
anerkannt ist.  

 → Mit § 58a AO wurden Regelungen zum 
Vertrauensschutz für Mittelzuwendun-
gen – ähnlich der für Spenden bereits 
bestehenden Regelung des § 10b Abs. 4 
EStG – eingeführt. So darf eine steuer-
begünstigte Körperschaft grundsätzlich 
darauf vertrauen, dass die Empfänger-
körperschaft als steuerbegünstigt 
anerkannt ist und die Zuwendung für 
steuerbegünstigte Zwecke verwendet 
wird, wenn ihr ein aktueller Freistel-
lungsbescheid, die Anlage zum Körper-
schaftsteuerbescheid oder ein § 60a 
AO-Bescheid vorgelegt wird. 

 → Nach § 60a Abs. 6 AO soll ein § 60a AO-
Bescheid (Feststellung der Einhaltung 
der satzungsmäßigen Voraussetzungen 
der §§ 51 ff. AO) nun versagt oder auf-
gehoben werden können, wenn bereits 
vor Erlass des erstmaligen Körperschaft-
steuerbescheids oder Freistellungsbe-
scheids Erkenntnisse vorliegen, dass die 
tatsächliche Geschäftsführung gegen 
die satzungsmäßigen Voraussetzungen 
verstößt. Hiermit wurde eine gesetzli-
che Grundlage für die bisherige Auffas-
sung der Finanzverwaltung geschaffen. 

 → Mit Wirkung ab 01.01.2021 wurde das 
Umsatzsteuergesetz um § 4 Nr. 23 Satz 1  
Buchst. c UStG ergänzt. Steuerfrei sind da-
nach Verpflegungsdienstleistungen und 
Beherbergungsleistungen gegenüber 
Kindern in Kindertageseinrichtungen, 
Studierenden und Schülern an Hochschu-
len, an einer staatlichen oder staatlich an-
erkannten Berufsakademie, an öffentli-
chen Schulen und an Ersatzschulen sowie 
an staatlich anerkannten Ergänzungs-
schulen und an Berufsschulheimen. 

Konzernstrukturen 

Neuregelung von § 58  
Nr. 1 AO und § 58 Nr. 2 AO

Vertrauensschutz bei 
Mittelweitergaben

Aufhebung des Bescheids 
nach § 60a AO 

Änderungen im  
Umsatzsteuerrecht
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 → Ab 01.01.2024 soll beim Bundeszentral-
amt für Steuern ein Zuwendungsemp-
fängerregister geführt werden, in das 
jeder Einsicht nehmen kann. Zu Zwecken 
des Sonderausgabenabzugs nach § 10b 
EStG sollen zu Körperschaften, die die 
Voraussetzungen der §§ 51 ff. AO erfül-
len, u.a. Name, Anschrift, Satzungszweck 
und Bankverbindung der gemeinnützi-
gen Organisation gespeichert werden. 
Die Daten werden vom zuständigen 
Körperschaftsteuer finanzamt erhoben 
und übermittelt. Die Finanzverwaltung 
hat nun drei Jahre Zeit für die technische 
Umsetzung des Registers.

Insgesamt sind die Änderungen und Neu-
erungen zu begrüßen. Sie bringen einige 
Verbesserungen und Erleichterungen für 
die Praxis. Im Wesentlichen wurde aber 
nur punktuell nachgebessert. Auf um-
fassende strukturelle Änderungen muss 
der Gemeinnützigkeitssektor weiterhin 
warten. Nichtsdestotrotz sollten v.a. die 
gemeinnützigen Körperschaften prüfen, 
inwieweit sie von den beschlossenen 
Änderungen betroffen sind und ob ggf. 
Anpassungen in ihren Satzungen oder der 
tatsächlichen Geschäftsführung veranlasst 
sind. 
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Einführung eines  
Zuwendungsempfänger-

registers ab 01.01.2024

Fazit

Hintergrund

BMF vom 19.03.2020

Die Corona-Krise hat in vielen Teilen des 
Bundesgebiets für erhebliche wirtschaft-
liche Schäden gesorgt. Mit Hilfe von ver-
schiedenen steuerpolitischen Hilfsmaß-
nahmen versucht die Bundesregierung 
seit Beginn der Pandemie, die Liquidität 
der von der Corona-Krise besonders be-
troffenen Unternehmen zu verbessern und 
diese wirtschaftlich zu entlasten.

Vor diesem Hintergrund verlautbarte 
das BMF mit Schreiben vom 19.03.2020 
steuerliche Erleichterungen im Hinblick auf 
Stundungs- und Vollstreckungsmaßnahmen 
sowie bei der Anpassung von Vorauszahlun-
gen für Steuern, die von den Landesfinanz-
behörden im Auftrag des Bundes verwaltet 
werden. Die Regelungen eröffneten 

für nachweislich unmittelbar und nicht 
unerheblich betroffene Steuerpflichtige zu-
nächst die Möglichkeit, bis zum 31.12.2020 
unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge 
auf Stundung der bis zu dem genannten 
Zeitpunkt fälligen oder noch fällig werden-
den Steuern zu stellen bzw. Vorauszahlun-
gen auf die Einkommen- und Körperschaft-
steuer vereinfacht herabzusetzen. 

Mit Schreiben vom 22.12.2020 hat das 
BMF nun den vorgesehenen zeitlichen 
Anwendungsbereich der zum 19.03.2020 
veröffentlichten Regelungen erweitert 
und die enthaltenen Maßnahmen inhalt-
lich konkretisiert. 

Die Möglichkeit eines Antrags auf Stun-
dung der bis zum 31.03.2021 fälligen 
Steuern für nachweislich unmittelbar 
und nicht unerheblich negativ betroffene 
 Steuerpflichtige wird bis zum 31.03.2021 
verlängert. Diese Stundungen sind längs-
tens bis zum 30.06.2021 zu gewähren. 
Darüber hinaus werden Stundungen in 
Ausnahmefällen bis zum 31.12.2021 unter 
Ratenzahlung gewährt. Auf die Erhe-
bung von Stundungszinsen kann hierbei 
verzichtet werden. Eine Stundung von 
Abzugssteuern wie Lohn- und Kapitaler-
tragsteuer ist weiterhin ausgeschlossen.

Korrespondierend hierzu sind ähnliche 
zeitliche Rahmenbedingungen auch für 
etwaige Vollstreckungsmaßnahmen anzu-

 
      Key Facts 

 → Das BMF hat eine Verlängerung 
und Konkretisierung der seit dem 
19.03.2020 bestehenden Regelun-
gen veröffentlicht, die steuerliche 
Erleichterungen für die von den 
Folgen der Corona-Krise betroffenen 
Steuerpflichtigen vorsehen.

 → Auch für die Anpassung von Gewer-
besteuervorauszahlungen wurden 
mit gleich lautenden Erlassen der 
obersten Finanzbehörden der Länder 
vom 25.01.2021 die bisherigen Maß-
nahmen verlängert.

6b  | Verlängerung der Maßnahmen zum liquiditätsschonenden Steuervollzug  
bei von der Corona-Pandemie betroffenen Steuerpflichtigen   |    
Autoren: RA/StB Dr. Klaus Dumser und StB Christian Schöler, beide Nürnberg

BMF vom 22.12.2020

Stundungen

Vollstreckungsaufschub

RA Dr. Tom Offerhaus, 
München, 
tom.offerhaus@
wts.de 

Ihr Kontakt
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wenden. So soll bis zum 30.06.2021 von 
Vollstreckungsmaßnahmen bei bis zum 
31.03.2021 fällig gewordenen Steuern 
abgesehen werden. Dahingehend ist ein 
Vollstreckungsaufschub für die bis zum 
31.03.2021 fälligen Steuern längstens bis 
zum 31.12.2021 bei Vereinbarung einer 
angemessenen Ratenzahlung möglich. In 
diesem Zeitraum insoweit entstandene 
Säumniszuschläge sind grundsätzlich zu 
erlassen.

Die Vorauszahlungen auf die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer für das gesamte 
Jahr 2021 können weiterhin auf Antrag, 
entsprechend den Bestimmungen des 
BMF-Schreibens vom 19.03.2020, ange-
passt werden.

Neben dem Schreiben vom 22.12.2020 
hat das BMF auch seine FAQ Corona („Steu-
ern“) aktualisiert.

Im Zusammenhang mit dem vorgenann-
ten BMF-Schreiben sehen die gleich 
lautenden Erlasse der obersten Finanz-
behörden der Länder vom 25.01.2021 
weiterhin die Möglichkeit vor, Anträge 
zur vereinfachten Herabsetzung des 
 Gewerbesteuermessbetrages für Zwecke 
der Gewerbesteuervorauszahlung bei den 
Finanzämtern zu stellen. Bei der Nach-
prüfung der Voraussetzung sind von den 
Behörden generell keine strengen Anfor-
derungen zu stellen und ein Nachweis der 
wertmäßigen entstandenen Schäden ist 
grundsätzlich nicht zwingend notwendig. 

Zu beachten ist, dass etwaige Stun-
dungs- und Erlassanträge hinsichtlich 
der Gewerbesteuer grundsätzlich an die 
hebeberechtigten Gemeinden zu richten 
sind.  Die Entscheidung darüber liegt in 
deren Ermessen.

RA/StB Klaus 
Dumser, Nürnberg, 
klaus.dumser@
wts.de

Ihr Kontakt

Herabsetzung von  
Vorauszahlungen  

(ESt und KSt)

Gleich lautende Erlasse 
der obersten Finanzbe-
hörden der Länder vom 
25.01.2021

BMF vom 04.01.2021

6c  |   Ergänzung des Vorläufigkeitsvermerks in Bezug auf Festsetzungen von 
 Solidaritätszuschlägen ab VZ 2020   |  Autorin: Gamze Sezer, München

Die Finanzverwaltung ergänzt mit 
BMF-Schreiben vom 04.01.2021 ihren 
Vorläufigkeitsvermerk in Bezug auf 
Festsetzungen von Solidaritätszuschlä-
gen für Veranlagungszeiträume ab 2020. 
Danach erfasst der Vorläufigkeitsvermerk 
auch die Frage, ob die geltende Erhebung 
des Solidaritätszuschlags nach Auslaufen 
des Solidarpakts II zum 31.12.2019 noch 
verfassungsmäßig ist.

Momentan ist beim BVerfG eine Verfas-
sungsbeschwerde gegen die Fortfüh-
rung des Solidaritätszuschlags über das 
Jahr 2019 hinaus anhängig (AZ: 2 BvR 
1505/20). Auch in einer beim BFH anhän-
gigen Revision (AZ: IX R 15/20) ist die Frage 
der Verfassungsmäßigkeit des Solidaritäts-
zuschlages ab 2020 entscheidungserheb-
lich. Auch der BFH müsste die Frage folglich 
dem BVerfG vorlegen, falls er von der 
Verfassungswidrigkeit überzeugt wäre.

Kurznews

RA/StB Dr. Martin 
Bartelt, München, 
martin.bartelt@
wts.de

Ihr Kontakt
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6d  |   Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen nach § 138 Abs. 2 und  
§ 138b AO   |  Autor: WP/StB Markus Goblet, Köln

Die Finanzverwaltung hat am 28.12.2020 
Änderungen des BMF-Schreibens zu den 
Mitteilungspflichten nach § 138 Abs. 2 
und § 138b AO bekannt gegeben. 

Die vorgenommene Ergänzung der 
Textziffer 1.3.1.1 (Mitteilung bei Über-
schreiten der Beteiligungsgrenze) betrifft 
mittelbare Beteiligungen an ausländi-
schen Gesellschaften. Für inländische 
Steuerpflichtige besteht – unter weiteren 
Voraussetzungen – eine Mitteilungs-
pflicht gem. § 138 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AO, 
wenn die mittelbare Auslandsbeteiligung 
gleichzeitig mit einem selbst getätigten 
Erwerb einer unmittelbaren Beteiligung 
an einer Körperschaft, Personenvereini-
gung oder Vermögensmasse miterwor-
ben wurde. 

Entsprechendes gilt für Veräußerungen 
von mittelbaren Auslandsbeteiligungen 
(Ergänzung der Tz. 1.3.2). Eine Mittei-
lungspflicht kann nur in Zusammenhang 
mit einer durch den inländischen Steu-
erpflichtigen selbst getätigten Veräuße-
rung einer unmittelbaren Beteiligung 
entstehen.

Die vorgenommenen Ergänzungen füh-
ren für die Praxis zu Klarheit hinsichtlich 
der bestehenden Mitteilungspflichten bei 
mittelbaren Auslandsbeteiligungen. Bei 
mittelbaren Beteiligungen an Gesell-
schaften in Drittstaaten ist zu beachten, 
dass auch ohne unmittelbaren Betei-
ligungserwerb eine Mitteilungspflicht 
gem. § 138 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AO entste-
hen kann.

Kurznews

WP/StB Markus  
Goblet, Köln,  
markus.goblet@
wts.de

Ihr Kontakt
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Das reformierte Versicherungsteuergesetz 
(vgl. WTS Journal 05/2020, Themenspe-
cial) ist seit dem 10.12.2020 in Kraft und 
wurde nunmehr ungewöhnlich schnell 
durch ein BMF-Schreiben für den Bereich 
der Personenversicherungen ergänzt 
(BMF-Schreiben vom 27.01.2021). Dies 
ist von großer Bedeutung, da die Versi-
cherungsunternehmen in diesem Bereich 
zeitlichen Vorlauf brauchen, um die hier 
überwiegend erst 2022 wirksam werden-
den Änderungen systemisch und vertrag-
lich abbilden zu können.

Das Schreiben konkretisiert nun umfang-
reich die neuen gesetzlichen Regelungen. 
Gegenüber dem Entwurf des Schreibens 
vom Oktober enthält es mehr Beispie-
le und umfasst nun stolze 18 Seiten. In 
den vielen Beispielsfällen wird versucht 
darzulegen, wann nach Auffassung der 
Finanzverwaltung Personenversicherun-
gen, durch die im Fall der Krankheit, der 
Pflegebedürftigkeit, der Berufs- oder der 
Erwerbsunfähigkeit oder der vermin-
derten Erwerbsfähigkeit, Ansprüche auf 
Kapital-, Renten- oder sonstige Leistungen 
begründet werden, weiterhin von der 
Steuer befreit sind. 

Inhaltlich werden die wesentlichen erläu-
terten Begrifflichkeiten und Tatbestands-
merkmale grundsätzlich versicherung-
steuerlich eigenständig definiert. Für die 
Praxis dürften insbesondere die folgenden 
Punkte große Relevanz entfalten:

Das geänderte Versicherungsteuergesetz 
stellt bei den - oft sehr lang laufenden - 
Gruppenversicherungen im Bereich der 
Personenversicherung für Zwecke der 
Besteuerung mit Versicherungsteuer nicht 
mehr auf den Versicherungsnehmer ab, 
sondern auf die versicherte Person. Inso-
fern war es wichtig zu definieren, unter 
welchen Voraussetzungen bestehende 
(Alt-)Verträge ab dem Anwendungszeit-
punkt des Gesetzes, d.h. zum Jahresbeginn 
2022, unter die neue Regelung fallen.

Grundsätzlich stellt das neue Gesetz für die 
Anwendung auf den Zeitpunkt ab 

 → in dem ein neuer Vertrag geschlossen 
wird oder 

 → eine versicherte Person neu aufgenom-
men wird oder

 → die in einem Vertrag gedeckten Risiken 
geändert werden. 

Im Fall der neu aufgenommenen versi-
cherten Person gilt die neue Regelung nur 
für die ab dem Stichtag aufgenommenen 
versicherten Personen, nicht für Bestands-
kunden.

Damit müssen Versicherer zukünftig sehr 
sorgfältig prüfen, wenn Gruppenversiche-

 
      Key Facts 

 → Personenversicherungen, durch die 
Ansprüche auf Kapital-, Renten- oder 
sonstige Leistungen im Falle des 
Todes, des Erlebens- oder des Alters 
begründet werden, sind weiter 
generell versicherungsteuerfrei. 
Irrelevant ist dabei, welchem Zweck 
sie dienen.

 → Sofern Personenversicherungen 
aber im Falle der Krankheit, der Pfle-
gebedürftigkeit, der Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit oder vermin-
derten Erwerbsfähigkeit Ansprüche 
auf Kapital-, Renten- oder sonstige 
Leistungen begründen, sind sie nur 
unter bestimmten Voraussetzungen 
befreit. 

 → Voraussetzung ist dann, dass sie der 
Versorgung der natürlichen Person 
dienen, bei der sich das versicherte 
Risiko realisiert (Risikoperson), oder 
der Versorgung von deren nahen 
Angehörigen.

 → Neben einem unmittelbaren Be-
zugsrecht der begünstigten Risiko-
person reichen dafür auch mittelba-
re Bezugsrechte. 

 → Werden im Rahmen von solchen 
Personenversicherungen allerdings 
steuerpflichtige Risiken mit steuer-
freien Risiken (z.B. über Bündelung) 
kombiniert, kann auch ein kleines 
steuerpflichtiges Risiko eine bislang 
steuerfreie Lebens- oder Krankenver-
sicherung infizieren und zur Steuer-
pflicht des gesamten Produkts führen.

7   | Anwendungsschreiben zu den neuen Regelungen zur Besteuerung  
von bestimmten Personenversicherungen mit Versicherungsteuer    |    
Autor: RA Dr. Philipp Besson, München

BMF vom 27.01.2021

Eigenständige 
 versicherungsteuerliche 
Definition des Begriffes 
„Vertragsschluss“
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rungsverträge ergänzt, erweitert oder in 
anderer Form geändert werden und auch 
auf die Rechnungstellung achten.

Nur wenn die Personenversicherun-
gen, durch die im Fall der Krankheit, der 
Pflegebedürftigkeit, der Berufs- oder der 
Erwerbsunfähigkeit oder der vermin-
derten Erwerbsfähigkeit Ansprüche auf 
Kapital-, Renten- oder sonstige Leistungen 
begründet werden, der Versorgung der 
natürlichen Person dienen, bei der sich 
das versicherte Risiko realisiert (Risiko-
person), oder der Versorgung von deren 
nahen Angehörigen im Sinne des § 7 des 
Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) oder von 
deren Angehörigen im Sinne des § 15 der 
Abgabenordnung (AO), sind sie von der 
Steuer befreit. 

Nicht relevant ist dabei weitgehend, ob im 
Versicherungsfall die Versicherungsleis-
tung der Risikoperson unmittelbar oder 
mittelbar zu Gute kommt. 

Unproblematisch ist der Fall, in dem der 
Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person ist und sich selbst versichert. Denn 
dann besteht Identität zwischen Versi-
cherungsnehmer und Risikoperson. Der 
Risikoperson stehen die Rechte aus dem 
Versicherungsvertrag, insbesondere der 
Anspruch auf die Versicherungsleistung im 
Versicherungsfall zu. Eine solche Perso-
nenversicherung ist versicherungsteuer-
frei.

Die Fälle, in denen im Versicherungsfall 
die Versicherungsleistung der Risikoper-

son unmittelbar oder mittelbar zu Gute 
kommt, werden in den Nummern 1 bis 6 
des § 1 Abs. 6 Satz 2 der VersStDV konkreti-
siert. Das BMF-Schreiben führt dies anhand 
vieler Beispielsfälle aus.

Für juristische Personen und Personenge-
sellschaften mit eigener  (Teil-)Rechtsfä-
higkeit als Versicherungsnehmer werden 
Sonderregelungen getroffen. In diesen 
Fällen werden Versicherungsnehmer und 
Risikopersonen als nicht identisch angese-
hen. Eine Steuerbefreiung besteht daher 
grundsätzlich nicht, außer wenn der/den 
Risikoperson/en ein eigener Anspruch 
gegenüber dem Versicherer oder ein 
Bezugsrecht auf die Versicherungsleistung 
eingeräumt wird oder wenn vertraglich 
vereinbart wird, dass der Versicherungs-
nehmer die Versicherungsleistung im 
Versicherungsfall nur für die betroffene 
Risikoperson beanspruchen kann.

Das BMF-Schreiben führt aus, dass die 
Beurteilung des Versicherers, ob der 
Versicherungsvertrag die Voraussetzungen 
der Steuerbefreiung erfüllt, im Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses anhand der auf den 
Angaben des Versicherungsnehmers beru-
henden Vereinbarungen vorzunehmen ist. 

Ist der Versicherungsvertrag zu diesem 
Zeitpunkt als steuerbefreit zu beurtei-
len, ist der Versicherer nicht verpflichtet, 
laufend das Fortbestehen der die Steuer-
befreiung begründenden Kriterien zu 
überprüfen. „Vielmehr darf er, ohne 
insbesondere steuerstrafrechtliche 
Konsequenzen befürchten zu müssen, 

„Der Versorgung dienen“ 
als Grundtatbestand der 

Steuerfreiheit

Steuerrechtliche 
Behandlung durch den 
Versicherer

Keine laufenden 
kenntnisunabhängigen 
Kontrollpflichten der 
Steuerpflicht durch den 
Versicherer
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die bei Vertragsschluss vorgenommene 
Beurteilung solange seiner steuerrecht-
lichen Behandlung zu Grunde legen, bis 
er Kenntnis von Umständen erlangt, die 
zu einer abweichenden steuerrechtlichen 
Beurteilung führen.“ (Zitat)

Die Erstattung oder Nachentrichtung der 
Steuer erfolgt dann regelmäßig über den 
Versicherer. Ist gezahltes Versicherungs-
entgelt nachzuversteuern, ist der Versi-
cherer zum Zweck der Steuerentrichtung 
berechtigt, die Steuer beim Versicherungs-
nehmer nachträglich einzufordern oder 
im Leistungsfall die Versicherungsleis-
tung entsprechend zu kürzen (§ 9 Abs. 7 
VersStG). Sofern der Versicherungsnehmer 
rechtsgrundlos die Nachzahlung der Steu-
er an den Versicherer verweigert, kommt 
im Rahmen des Auswahlermessens eine 
unmittelbare Inanspruchnahme des Ver-
sicherungsnehmers als Gesamtschuldner 
(§ 7 Abs. 8 VersStG) durch das BZSt in Be-
tracht. Der Versicherer kann dies formlos 

beim BZSt beantragen. Dem Antrag ist 
dann regelmäßig stattzugeben.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, 
dass die Finanzverwaltung mit dem 
Anwendungsschreiben zügig viele, jedoch 
bei weitem nicht alle Fragen beantwortet 
hat. Damit dürfte die Komplexität der an-
deren Steuerarten jetzt auch endgültig bei 
der bislang relativ einfachen „Prozesssteu-
er“ Versicherungsteuer angekommen sein.
Die Personenversicherer sind nunmehr 
aufgefordert, innerhalb der nächsten 
Monate zu entscheiden, wie sie die Än-
derungen vertragstechnisch, systemisch 
und prozessual bis Jahresende umsetzen. 
Letztlich gilt es, auch noch den beratenden 
Innen-  und Außendienst zu schulen.
Eine besondere Herausforderung dürfte 
in der Umsetzung von Bestandsführungs-
systemen liegen, die bislang nicht darauf 
ausgerichtet sind, Versicherungsteuer in 
dieser Komplexität abzubilden. 

RA Dr. Philipp 
Besson, München, 
philipp.besson@
wts.de

Ihr Kontakt

Eine Nachversteuerung 
erfolgt grundsätzlich 

durch den Versicherer

Fazit

Zum Jahreswechsel haben die meisten 
Energieversorger die Preise für Erdgas und 
Heizöl erhöht. Auch bei den Spritpreisen 
konnte eine weit über die Umsatzsteu-
eranpassung hinausgehende Preisstei-
gerung registriert werden. Seit dem 
01.01.2020 gilt der CO₂-Preis für fossile 
Kraft- und Heizstoffe in Deutschland auf 
der Grundlage des Brennstoffemissi-
onshandelsgesetzes (BEHG). Dies führt 
zu jährlich ansteigenden Kosten für alle 
Energieverbraucher, die zwingend bei 
Planungen und Investitionsrechnungen 
zu berücksichtigen sind. Mit dem WTS 

BEHG-Mehrkosten-Rechner können die 
Zusatzbelastungen schnell und einfach er-
mittelt werden. Erforderlich sind lediglich 
die voraussichtlichen jährlichen Heiz- und 
Kraftstoffverbräuche.

In der ersten Ausbaustufe des Emissions-
handels ab 2021 fallen Mineralölprodukte 
wie Benzin, Diesel, Kerosin und Heizöl 
sowie Erdgas und Flüssiggas unter den 
CO₂-Preis. Ab 2023 kommen auch feste 
Brennstoffe wie Mischstoffe, Kohle und 
Abfallstoffe hinzu. Aufgrund ihres hohen 
Energiekonsums sind insbesondere Indus-
triebetriebe, Verkehrsunternehmen und 
die Gebäudewirtschaft betroffen.

Zur Vermeidung der Mehrkosten kann 
ein Umstieg auf alternative Energieträ-
ger oder ein Umbau der vorhandenen 
technischen Anlagen rentabel sein. Bio-
gene Brennstoffe werden nicht mit dem 
neuen CO₂-Preis belastet. Auch Strom ist 
nicht betroffen. Im Gegenteil sollen die 
Einnahmen aus dem BEHG sogar für eine 
Minderung der EEG-Umlage eingesetzt 

 
      Key Facts 

 → Neuer CO₂-Preis lässt Kraft- und Heiz-
stoffpreise steigen.

 → Festgelegter Preispfad sorgt für 
weitere Kostenerhöhungen.

 → Investitionen in emissionsarme 
 Technologien sind zu prüfen.

 → Online-Tool errechnet automatisch 
die individuelle Mehrbelastung.

8   | BEHG-Mehrkosten-Rechner ermittelt Belastungen aus CO₂-Bepreisung   |    
Autoren: RAin Karen Möhlenkamp und StB Bertil Kapff, beide Düsseldorf 

Steigende Brennstoff-
preise ab 01.01.2021

Betroffene Energie-
erzeugnisse

Neubewertung von 
Investitionsprojekten
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werden. Interessant werden damit bspw. 
Investitionen in Wärmepumpen und in 
Elektromobilitätskonzepte.

Für den Zeitraum 2021 bis 2025 wurden 
bereits jährlich steigende Festpreise und 
für 2026 ein Preiskorridor festgelegt. Für 
2021 wurden € 25 je emittierter Tonne 
Kohlenstoffdioxidäquivalent fixiert, für 
2022 € 30 pro CO₂-Äquivalent, für 2023 € 35 
EUR pro CO₂-Äquivalent, für 2024 € 45 pro 
CO₂-Äquivalent und für 2025 € 55 pro CO₂-
Äquivalent. In 2026 sollen die Zertifikate 
innerhalb eines Preiskorridors von € 60 und 
€ 70 EUR pro CO₂-Äquivalent versteigert 
werden. Ab 2027 werden die Zertifikate 
dann ohne Preisvorgaben versteigert.

Um diese abstrakten CO₂-Preise in greifba-
re Rechengrößen für die Planung zu über-

setzen, haben wir einen webbasierten 
BEHG-Mehrkosten-Rechner entwickelt. In 
das Online-Tool sind lediglich die voraus-
sichtlichen jährlichen Heiz- und Kraft-
stoffverbräuche (z.B. für Benzin, Diesel, 
Erdgas und Heizöl) einzutragen und das 
Programm errechnet automatisch die in-
dividuelle Mehrbelastung aus dem neuen 
Preis für CO₂-Emissionen über die nächsten 
sechs Jahre und im Jahresdurchschnitt. 
Über eine Auswahlliste kann zudem der 
rasante Kostenanstieg bei konstanten 
Emissionen im Jahresvergleich nachvollzo-
gen werden.

Der BEHG-Mehrkosten-Rechner ist unter 
https://wts.com/de-de/services/tax/
behg-mehrkosten-rechner kostenfrei 
und ohne Registrierung abrufbar.

CO2-Preise von  
2021 bis 2026

WTS BEHG- 
Mehrkosten-Rechner

RAin Dr. Karen Möh­
lenkamp, Düsseldorf, 
karen.moehlen
kamp@wts.de

Ihr Kontakt

 Bonjour France! 
 Bonjour FIDAL!
Wir begrüßen unser neues WTS Global Mitglied.

Die im Januar 2021 erfolgte Aufnahme der 
führenden französischen Anwaltskanzlei FIDAL 
stellt einen Meilenstein im Rahmen der erfolg-
reichen Weiterentwicklung der WTS Global dar.

Erfahren Sie mehr:
Karsten Gnuschke, COO WTS Global
karsten.gnuschke@wts.de
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Durch das Abzugsteuerentlastungsmoder-
nisierungsgesetz (AbzStEntModG) soll das 
Verfahren zur Erhebung der Kapitalertrag-
steuer bei Sachverhalten mit Auslandsbe-
zug modernisiert werden (siehe zu einem 
Kurzüberblick S. 8). Ziel ist neben der 
Steigerung der Effizienz des Besteuerungs-
verfahrens weiterhin die Verhinderung von 
missbräuchlichen Gestaltungen. Letzteres 
soll § 50d Abs. 3 EStG-E sicherstellen.

Reformdruck entstand u.a. durch die Ur-
teile des EuGH in den Rs. „Deister Holding 
und Juhler Holding“ sowie „GS“, in denen 
die Unionsrechtswidrigkeit des § 50d 
Abs. 3 EStG i.d.F. des JStG 2007 festgestellt 
wurde. Soweit diese auch auf den aktuel-
len § 50d Abs. 3 EStG übertragbar waren, 
erfolgte eine einschränkende Auslegung 
des aktuellen § 50d Abs. 3 EStG durch das 
BMF-Schreiben vom 04.04.2018. Nichts-
destotrotz ist eine Anpassung der Rege-
lung an die Erfordernisse des Unionsrechts 
und des internationalen Steuerrechts 
notwendig: Art. 6 der sog. ATAD verpflich-
tet die Mitgliedstaaten, eine allgemeine 
Missbrauchsvermeidungsvorschrift bei 
Körperschaftsteuerpflichtigen zu imple-
mentieren. Ausweislich der Gesetzesbe-
gründung soll – neben der allgemeinen 
Missbrauchsklausel des § 42 AO – eine 
offensichtliche Konstellation von Ge-
staltungsmissbrauch in § 50d Abs. 3 EStG 
tatbestandlich näher geregelt werden. 
Zudem fordert Aktionspunkt 6 des BEPS-
Aktionsplans der OECD und G20 eine 
Missbrauchsvermeidungsvorschrift gegen 
Durchlauffinanzierungsstrukturen. Beiden 

Vorgaben soll der neue § 50d Abs. 3 EStG-E 
nunmehr gerecht werden. 

§ 50d Abs. 3 EStG enthält eine Regelung, 
die verhindern soll, dass beschränkt Steu-
erpflichtige durch Geltendmachung von 
Quellensteuerentlastungen auf Basis von 
DBA oder §§ 43b, 50g EStG steuerliche Vor-
teile erlangen, die in der Vorstellung des 
Gesetzes unberechtigt erlangt würden – 
z. B. durch Zwischenschaltung von subs-
tanzlosen Gesellschaften. 

Der aktuelle Entwurf soll auf Ansprüche 
auf Entlastung von Kapitalertragsteuer 
oder vom Steuerabzug nach § 50a EStG 
auf Basis eines DBA (unmittelbar) bzw. 
auf Basis von § 43b bzw. § 50g EStG (per 
Verweis) Anwendung finden. § 50d Abs. 3 
Satz 1 EStG-E enthält die Vermutung eines 
Gestaltungsmissbrauchs, wenn die folgen-
den beiden Voraussetzungen erfüllt sind: 

 → [Nr. 1:] Die an der Körperschaft Beteilig-
ten haben keinen Entlastungsanspruch 
nach derselben Anspruchsnorm, wenn 
sie diese Einkünfte unmittelbar erziel-
ten, und

 → [Nr. 2:] die Einkunftsquelle (z. B. Beteili-
gung, Darlehen oder Lizenzrecht) weist 
keinen wesentlichen Zusammenhang 
mit einer Wirtschaftstätigkeit der Kör-
perschaft auf. 

Nach Satz 2 besteht die Möglichkeit, diese 
Vermutung eines Gestaltungsmissbrauchs 
zu widerlegen, soweit die Körperschaft 
nachweist, dass keiner der Hauptzwecke 
für die Zwischenschaltung der Gesellschaft 
die Erlangung eines steuerlichen Vorteils 
ist. Hierbei können auch solche außersteu-
erlichen Gründe berücksichtigt werden, 
welche sich aus einem Konzernverhältnis 
ergeben. Gelingt dies dem Steuerpflichti-
gen nicht, wird der Entlastungsanspruch 
vollständig versagt. Zu beachten ist, dass 
nach § 50d Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EStG-E explizit 
(i) das Erzielen der Einkünfte, (ii) deren 
Weiterleitung an beteiligte oder begüns-
tigte Personen sowie (iii) eine Tätigkeit, 
soweit sie mit einem für den Geschäfts-
zweck nicht angemessen eingerichteten 
Geschäftsbetrieb ausgeübt wird, nicht als 
Wirtschaftstätigkeit gelten. Die Miss-

Hintergründe des  
Reformvorhabens

EuGH vom 20.12.2017 
(Rs. C-504/16 und  
Rs. C-613/16) und  

vom 14.06.2018  
(Rs. C-440/17)

BMF vom 04.04.2018

Zweck des § 50d  
Abs. 3 EStG

Struktur des § 50d  
Abs. 3  EStG-E

9a | Update zur Anti-Treaty-Shopping-Regelung des § 50d Abs. 3 EStG-E   |    
Autor: Dr. Ege­Aksel Kilincsoy, München

DEUTSCHLAND

 
      Key Facts 

 → Regierungsentwurf des Abzugsteu-
erentlastungsmodernisierungsgeset-
zes beinhaltet Anpassung des § 50d 
Abs. 3 EStG an EuGH-Rechtsprechung 
und internationales Steuerrecht.

 → Neben einer verschärften Miss-
brauchsvermutung besteht die Mög-
lichkeit, einen Gegenbeweis in Form 
von außersteuerlichen Gründen für 
die Zwischenschaltung zu führen.

 → Inkrafttreten im Verlauf dieses Jahres 
zu erwarten.
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brauchsvermutung findet keine Anwen-
dung, wenn mit Anteilen der Körperschaft 
ein wesentlicher und regelmäßiger Handel 
an einer anerkannten Börse stattfindet. 
Zudem stellt Satz 3 klar, dass § 42 AO neben 
§ 50d Abs. 3 EStG-E anwendbar bleibt.

Eine wesentliche Verschärfung gegen-
über dem geltenden Recht liegt darin, 
dass der Entlastungsanspruch der an der 
Körperschaft Beteiligten auf derselben 
Anspruchsnorm basieren muss wie bei der 
Körperschaft selbst – selbst wenn bei den 
Beteiligten auf Basis der anderen Norm 
ebenfalls eine vollständige Entlastung 
gegeben wäre. Auch der notwendige 
wesentliche Zusammenhang zur wirt-
schaftlichen Tätigkeit der Körperschaft 
wird restriktiv ausgelegt. Dieser liegt z. B. 
nicht vor, wenn die Körperschaft zwar eine 
vollwertige Wirtschaftstätigkeit ausübt, 
jedoch z. B. die Beteiligung an der inländi-
schen Gesellschaft hierfür keine nachvoll-
ziehbare wirtschaftliche Rolle im Rahmen 
der gegenwärtigen oder vergangenen 
Wirtschaftstätigkeit der Körperschaft spielt. 
Holdinggesellschaften, welche nur eine 
passive Beteiligungsverwaltung ausüben, 
sollen nach der Gesetzesbegründung über-
haupt keine Wirtschaftstätigkeit ausüben. 

Hierfür soll eine sog. aktive Beteiligungs-
verwaltung notwendig sein – ohne dass 
diese näher definiert wird. Unklar bleibt, 
ob auch künftig für die Frage eines ange-
messen eingerichteten Geschäftsbetriebs 
die Übertragung wesentlicher Geschäfts-
tätigkeiten auf Dritte schädlich ist, obwohl 
der bisherige § 50d Abs. 3 Satz 3 EStG nicht 
mehr in der Entwurfsfassung enthalten 
ist. Weiterhin findet die Börsenklausel nur 
noch auf die Körperschaft selbst Anwen-
dung, nicht aber, wenn eine börsenno-
tierte Gesellschaft an der Körperschaft 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist.

Bei Umsetzung des § 50d Abs. 3 EStG-E 
i.d.F. des AbzStEntModG werden insb. 
Inbound Konzerne die Dividenden-, Zins- 
und Lizenzströme aus Deutschland heraus 
regelmäßig erneut auf ihre Entlastungs-
berechtigung prüfen müssen, da insb. die 
Restriktion auf dieselbe Anspruchsnorm 
und die eingeschränkte Börsenklausel we-
sentliche Veränderungen zur bisherigen 
Rechtslage darstellen. Positiv hervorzu-
heben ist dabei die Möglichkeit, sowohl 
für EU- als auch für Drittstaatenfälle einen 
Gegenbeweis führen und damit die Miss-
brauchsvermutung des § 50d Abs. 3 Satz 1 
EStG widerlegen zu können. 

Verschärfungen  
gegenüber dem  
geltenden Recht
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Folgerungen für  
die Steuerpraxis

Im Regierungsentwurf des Abzugsteuer-
entlastungsmodernisierungsgesetzes 
(AbzStEntModG) vom 20.01.2021 (siehe 
zu einem Kurzüberblick S. 8) sind u.a. auch 
mögliche Änderungen der Grundsätze 
zu den Verrechnungspreisen enthalten. 
Diese Änderungen waren ähnlich teil-
weise bereits in ersten Entwürfen des 
ATAD-Umsetzungsgesetzes enthalten 
(vgl. WTS Journal 01/2020), wurden aber 
bislang nicht umgesetzt. Im Vergleich zu 
den früheren Entwürfen des ATAD-UmsG in 
Bezug zu Verrechnungspreisen nicht mehr 
enthalten sind die damaligen Regelungen 
zu konzerninternen Finanzierungstransak-
tionen sowie die Verschärfungen in Bezug 
auf die Stammdokumentation (Master File). 
Auch die in den Entwürfen des ATAD-UmsG 
geplante Erweiterung der Definition der 
nahestehenden Person in § 1 Abs. 2 AStG 

 
      Key Facts 

 → Ursprünglich bereits in Entwürfen des 
ATAD-UmsG vorgesehene Änderungen 
zu Verrechnungspreisen sind nun in 
dem Abzugsteuerentlastungsmoder-
nisierungsgesetzes enthalten.

 → Implementierung des DEMPE- 
Konzepts.

 → Einführung einer Best-method-rule 
und Aufgabe der Verrechnungspreis-
methodenhierarchie.

 → Weitere Regelungen zu Bandbreiten 
und deren Einengung, Funktionsver-
lagerungen und Preisanpassungs-
klauseln. 

 → Einführung einer nationalen Rechts-
grundlage für Vorabverständigungs-
verfahren.

9b  | Änderung der Grundsätze zu Verrechnungspreisen nach dem Regierungs-
entwurf des Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetzes   |    
Autoren: StB/FBIStR Prof. Dr. Axel Nientimp und Anna­Lena Scherer, beide Düsseldorf
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ist im Entwurf des AbzStEntModG nicht 
enthalten. Gemäß der am 05.03.2021 
verabschiedeten Stellungnahme des Bun-
desrats sollen nun vorherige Überlegungen 
zu konzerninternen Finanzierungstrans-
aktionen in einer etwas entschärften Form 
ohne vorher enthaltenen treaty override 
in § 1 Abs. 3d und 3e AStG aufgenommen 
werden. Ebenfalls sollen die Regelungen 
zur Bandbreiteneinengung und zu Vor-
abverständigungsverfahren noch einmal 
modifiziert werden. Weiterhin wird darum 
gebeten, eine Ergänzung der Definition der 
nahestehenden Person zumindest in Bezug 
auf Netzwerkgesellschaften und deren 
Organisationseinheiten zu prüfen (vgl. Tax 
Weekly 09/2021). Im Folgenden sollen die 
wesentlichen Änderungen mit besonderem 
Praxisbezug des Regierungsentwurfs zum 
AbzStEntModG zusammengefasst werden. 

Im neuen § 1 Abs. 3 AStG soll die bisheri-
ge Regelung zur Methodenwahl und das 
Stufenverhältnis der Verrechnungspreisme-
thoden aufgegeben werden. Stattdessen 
soll die am besten geeignete Verrechnungs-
preismethode angewandt und damit eine 
Best-method-rule eingeführt werden. 
Erstmalig wird der Fremdvergleichspreis ge-
setzlich definiert als Verrechnungspreis, der 
dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht. 
Bislang bestand keine klare gesetzliche 
Unterscheidung zwischen dem vom Steuer-
pflichtigen gesetzten Verrechnungspreis 
und dem fremdüblichen Verrechnungspreis 
als Maßstab der Gewinnkorrektur. Maßgeb-
lich sind die Verhältnisse zum Zeitpunkt der 
Vereinbarung des Geschäftsvorfalls. Ob hier-
mit eine Festlegung auf den Price-Setting-
Ansatz gemeint ist, ist unklar. Gemäß einer 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
Anfrage ist mit dem damaligen Referen-
tenentwurf des ATAD-UmsG (Dezember 
2019) keine Einführung eines Price-Setting-
Ansatzes beabsichtigt gewesen. In Bezug 
auf den hypothetischen Fremdvergleich 
bleibt es dabei, dass dieser durchgeführt 
werden kann, falls keine Vergleichswerte 
festgestellt werden können. Neu ist aller-
dings, dass sich der Regierungsentwurf zum 
AbzStEntModG von der bislang sehr starren 
kapitalwertorientierten Bestimmung des 
Einigungsbereichs löst. Die Bestimmung des 
Fremdvergleichspreises kann nun aus Sicht 
des Leistenden und des Leistungsempfän-
gers anhand ökonomisch anerkannter Be-
wertungsmethoden durchgeführt werden.

In einem neuen § 1 Abs. 3a AStG werden 
Aussagen zu Bandbreiten von Fremdver-
gleichsdaten und deren Einengung zusam-
mengefasst. Im Wesentlichen bleibt es 
dabei, dass die sich ergebende Bandbreite 
bei Unterschieden in der Vergleichbarkeit 
einzuengen ist. Im bisherigen § 1 AStG gab 
es allerdings bislang keinen Hinweis da-
rauf, wie diese Einengung vorzunehmen 
ist. Nunmehr wird geregelt, dass, falls die 
Werte selbst keine Anhaltspunkte für eine 
Einengung bieten, die Interquartilsmetho-
de anzuwenden ist. Liegt der vom Steuer-
pflichtigen verwendete Verrechnungspreis 
außerhalb der (ganzen oder eingeengten) 
Bandbreite, erfolgt eine Korrektur auf den 
Median, es sei denn, der Steuerpflichtige 
macht glaubhaft, dass ein anderer Wert 
dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht.  

Die Regelungen zu Funktionsverlagerun-
gen wurden gestrafft und in dem neuen 
§1 Abs. 3b AStG zusammengefasst. Dabei 
wird die Definition des Transferpakets 
wieder gesetzlich eingeführt. Können für 
die Verlagerung der Funktion als Ganzes 
keine Vergleichsdaten festgestellt, ist der 
Einigungsbereich auf Grundlage des Trans-
ferpakets zu bestimmen. Positiv hervorzu-
heben ist, dass die im Referentenentwurf 
des ATAD-UmsG (März 2020) vorgesehene 
Escape-Klausel auch weiterhin enthalten 
ist, sodass unter bestimmten Vorausset-
zungen in Fällen des Outsourcings von der 
Bestimmung anhand des Transferpakets 
abgesehen werden kann. Eine Verschär-
fung wäre nun allerdings dadurch gege-
ben, dass es gemäß Regierungsentwurf 
zum AbzStEntModG für das Vorliegen einer 
Funktionsverlagerung ausreichen wür-
de, dass Wirtschaftsgüter oder sonstige 
Vorteile verlagert werden; laut aktuellem 
Wortlaut müssen dafür Wirtschaftsgüter 
und sonstige Vorteile verlagert werden.

Neu sollen die Regelungen zu immateriel-
len Werten in § 1 Abs. 3c AStG implemen-
tiert werden. Dabei werden immaterielle 
Werte erstmalig im Verrechnungspreis-
kontext gesetzlich definiert. Ebenfalls soll 
nun das DEMPE-Konzept (Development, 
Enhancement, Maintenance, Protection, 
Exploitation) aus dem BEPS Aktionsplan 
der OECD gesetzlich in Deutschland ver-
ankert werden. Ausübung und Kontrolle 
der Funktionen im Zusammenhang mit 
der Entwicklung oder Erschaffung, der 

Änderungen  
an § 1 Abs. 3 AStG

Einengung von  
Bandbreiten im neuen  
§ 1 Abs. 3a AStG

Anpassungen in Bezug zu 
Funktionsverlagerungen 
im neuen § 1 Abs. 3b AStG

Implementierung des 
DEMPE-Konzepts im 
neuen § 1 Abs. 3c AStG
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Verbesserung, dem Erhalt, dem Schutz 
oder der Verwertung des immateriel-
len Werts müssen fremdüblich vergütet 
werden. Eigentum oder Inhaberschaft an 
einem immateriellen Wert dienen dabei 
nur als Ausgangsbasis für die Bestimmung 
der fremdüblichen Vergütung; sie allein 
begründen laut Gesetzesbegründung noch 
keinen Anspruch auf Erträge. Im Rahmen 
des DEMPE-Konzepts ist daher eine eigen-
ständige Funktions- und Risikoanalyse 
notwendig. Die bloße Finanzierungsfunk-
tion bei der Entwicklung oder der Erschaf-
fung, dem Erhalt oder dem Schutz eines 
immateriellen Werts berechtige nicht zu 
einem Anteil des Ertrags aus der Nutzung 
des immateriellen Werts. Hierfür soll nur 
eine Vergütung der reinen Finanzierungs-
funktion angemessen sein.

Ebenfalls aus den Referentenentwürfen 
des ATAD-UmsG (Dezember 2019 und März 
2020) übernommen wurden die Rege-
lungen zu Preisanpassungsklauseln. Sie 
finden sich nun im neuen § 1a AStG (und 
nicht wie im ATAD-UmsG in §1b AStG; dies 

deshalb, weil die vorgesehenen Änderun-
gen zu Finanztransaktionen nicht über-
nommen wurden). Der bisherige Zeitraum 
für mögliche Preisanpassungen aufgrund 
erheblicher Abweichungen soll von zehn 
auf sieben Jahre verkürzt werden. 

Auch enthalten ist die bereits ähnlich in 
Referentenentwürfen des ATAD-UmsG (De-
zember 2019 und März 2020) vorgesehene 
Einführung einer nationalen Rechtsgrund-
lage für Vorabverständigungsverfahren in 
§ 89a AO. Dies kann nur für die steuerliche 
Beurteilung noch nicht verwirklichter Sach-
verhalte für einen Geltungszeitraum, der 
in der Regel fünf Jahre nicht überschreiten 
soll, beantragt werden. Eine Rückwirkung 
ist gem. Abs. 6 auf Vorjahre aber grundsätz-
lich möglich. Ebenfalls werden explizit die 
Voraussetzungen genannt.

Gem. Artikel 9 des AbzStEntModG soll das 
Gesetz am Tag nach Verkündigung in Kraft 
treten. Aufgrund der enthaltenen Änderun-
gen ist es daher ratsam, den weiteren Ge-
setzgebungsprozess genau zu verfolgen.
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Änderungen zu Preis-
anpassungsklauseln im 

neuen § 1a AStG

Vorabverständigungs-
verfahren in § 89a AO
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Mit BMF-Schreiben vom 06.11.2020 
hatte sich die Finanzverwaltung zu der 
Frage geäußert, ob die Lizenzierung von 
Rechten eine beschränkte Steuerpflicht 
in Deutschland auslösen kann, wenn der 
einzige Inlandsbezug in der Eintragung 
des Rechts in ein deutsches Register liegt 
(vgl. WTS Journal 05/2020). Nach darin 
zum Ausdruck gebrachter Auffassung der 
Finanzverwaltung können sich inländische 
Einkünfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchsta-

be f und Nr. 6 EStG, die zur beschränkten 
Steuerpflicht führen, auch aus der befris-
teten oder unbefristeten Überlassung von 
Rechten ergeben, die in ein inländisches 
Register eingetragen sind. Eines weiterge-
henden oder zusätzlichen Inlandsbezugs 
bedürfe es für die Anwendung der Norm 
nicht. In der zeitlich unbefristeten Überlas-
sung liege dabei eine Rechteveräußerung.

Zu den in ein inländisches Register eingetra-
genen Rechten gehören z. B. auch Patente, 
die aufgrund einer Anmeldung beim Euro-
päischen Patent- und Markenamt nach dem 
Europäischen Patentübereinkommen in das 
inländische Register eingetragen werden. 
Die Überlassung solcher Rechte führe auch 
dann zu inländischen Einkünften, wenn die 
Lizenzgebühr nicht von einem unbeschränkt 
Steuerpflichtigen getragen werde.

Völlig überraschend enthielt dann der am 
20.11.2020 veröffentlichte Referenten-
entwurf eines Abzugsteuerentlastungs-

 
      Key Facts 

 → Veröffentlichung des finalen BMF-
Schreibens vom 06.11.2020.

 → Wohl keine gesetzliche Änderung 
durch das Abzugsteuerentlastungs-
modernisierungsgesetz. 

 → Verfahrenserleichterungen für Zah-
lungszuflüsse bis 30.09.2021.

 → Freistellungsbescheinigungen soll-
ten zeitnah beantragt werden. 

9c  | Vergütungen für die zeitlich befristete Überlassung sowie Veräußerung von 
Rechten, die in ein inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen 
sind   |   Autor: StB Stefan Vollath, München

BMF vom 06.11.2020 

DEUTSCHLAND

Anmeldung über Euro-
päisches Patent- und 
Markenamt ausreichend 

 

Vermeintliche Kehrt wende 
durch Referenten entwurf  
des AbzStEntModG 
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modernisierungsgesetzes (AbzStEntModG) 
eine Streichung der beschränkten Steuer-
pflicht für sog. Registerfälle (vgl. WTS Jour-
nal 05/2020). Diese war dann allerdings 
schon im Regierungsentwurf zu diesem 
Gesetz nicht mehr enthalten.

Mit BMF-Schreiben vom 11.02.2021 nimmt 
nun aber die Finanzverwaltung nochmal 
auf das BMF-Schreiben vom 06.11.2020 
Bezug. Für besagte Vergütungen i.S.d. § 49 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f und Nr. 6 EStG, die 
von ausländischen Vergütungsschuldnern 
für die zeitlich befristete Überlassung von 
Rechten gewährt werden, die in ein in-
ländisches öffentliches Buch oder Register 
eingetragen sind, und ohne einen weite-
ren Inlandsbezug dem Steuerabzug nach 
§ 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG unterliegen, sowie 
für die Veräußerung solcher Rechte wer-
den in allen offenen, materiell unstreitigen 
DBA-Fällen Vereinfachungen gewährt:

Vergütungen für zeitlich befristete  
Rechteüberlassung

Für Vergütungen, die dem Vergütungsgläu-
biger bereits zugeflossen sind oder noch 
bis einschließlich 30.09.2021 zufließen, 
kann davon abgesehen werden, den 
Steuerabzug vorzunehmen, die Steuer 
abzuführen und eine Steueranmeldung 
abzugeben, wenn die in den Rz. 2 bis 6 im 
Detail beschriebenen Voraussetzungen und 
Nachweise vorliegen. 

Die für jeden Sachverhalt gesondert zu stel-
lenden Anträge auf Freistellung vom Steuer-
abzug sind (für Zahlungen bis 30.09.2021) 
bis zum 31.12.2021 beim BZSt zu stellen. 
Legt der Vergütungsschuldner (Lizenzneh-
mer) dar, dass das Vertragsverhältnis zu dem 
Vergütungsgläubiger nicht mehr besteht 
und dass Letzterer an der Antragstellung 
gehindert oder nicht dazu bereit ist, kann 
der Vergütungsschuldner den Antrag auch 
ohne Vollmacht des Vergütungsgläubigers 
stellen. Soweit der Antrag für Vergütungen 
gestellt wird, die bis zum 31.12.2013 zuge-
flossen sind, hat der Antragsteller der für die 
Durchführung des Steuerabzugsverfahrens 
zuständigen örtlichen Finanzbehörde einen 
Abdruck des Antrags zu übersenden. Zu 
beachten ist, dass eine gültige Freistellungs-
bescheinigung für Zahlungen, die ab dem 
01.10.2021 fließen, bereits zum Zahlungs-
zeitpunkt vorliegen sollte. 

Von der Abgabe einer Steueranmeldung 
und der Abführung der Steuerabzugsbe-
träge kann der Vergütungsschuldner nicht 
absehen, wenn die DBA-Berechtigung des 
Vergütungsgläubigers oder seine Entlas-
tungsberechtigung nach dem DBA oder 
nach § 50d EStG zweifelhaft ist. Dies sei z. B. 
der Fall, wenn die Voraussetzungen einer 
abkommensrechtlichen Bestimmung zur 
Beschränkung von Abkommensvergünsti-
gungen erfüllt sind, oder sonstige Zweifel 
an der Berechtigung bestehen, Abkom-
mensvorteile in Anspruch zu nehmen. 
Solche Zweifel bestünden insbesondere bei 
Anhaltspunkten für hybride oder doppelt 
ansässige Gesellschaften oder für sonstige 
Qualifikationskonflikte. Wird der Freistel-
lungsantrag abgelehnt, so hat der Vergü-
tungsschuldner binnen eines Monats nach 
Bekanntgabe Steueranmeldungen für die 
Vergütungen einzureichen und entspre-
chende Steuerabzugsbeträge abzuführen.

Die Finanzverwaltung äußert sich in dem 
Schreiben auch zur Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage. Für den Steuerabzug nach 
§ 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG ist grundsätzlich die je- 
weilige Bruttovergütung für die Überlassung 
des im Inland registrierten Rechts maßgeb-
lich und ggf. sachgerecht aufzuteilen. Die 
Aufteilung der Gesamtvergütung soll dabei 
unter Berücksichtigung des Veranlassungs-
prinzips mittels Top-Down-Ansatz erfolgen.

Veräußerung von Rechten

Für bereits erfolgte und künftige Veräuße-
rungen von Rechten, welche in ein i nlän-
disches öffentliches Buch oder Register ein -
getragen sind (§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f 
Doppelbuchstabe bb EStG), die nicht dem 
Steuerabzug nach 50a EStG unterliegen, 
sind durch den beschränkt Steuerpflichtigen 
Steuererklärungen bei der örtlich zustän-
digen Finanzbehörde einzureichen. Die 
Erklärungspflicht bestehe auch dann, wenn 
Deutschland aufgrund von DBA kein Besteu-
erungsrecht zugewiesen ist. Unter bestimm-
ten Voraussetzungen (anwendbares DBA, 
Abkommensberechtigung, Einkünftezurech-
nung und ausschließliches Besteuerungs-
recht des Ansässigkeitsstaates) kann der 
beschränkt Steuerpflichtige in DBA-Fällen 
jedoch darauf verzichten, die durch die Ver-
äußerung des Rechts erzielten steuerbaren 
inländischen Einkünfte zu ermitteln und eine 
Steuererklärung mit null Euro einreichen.

BMF vom 11.02.2021 

Verfahrens-
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Vergütungen, die bis zum 
30.09.2021 zufließen
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Am 18.12.2020 wurden von der OECD 
Leitlinien veröffentlicht, die sich mit spezi-
ellen Fragestellungen zur Anwendung des 
Fremdvergleichsgrundsatzes im Zusam-
menhang mit der COVID-19-Pandemie 
auseinandersetzen. Der Fokus liegt dabei 
auf folgenden vier Themenbereichen: 

 → Vergleichbarkeitsanalyse 
 → Verluste und die Zuordnung von COVID-

19-spezifischen Kosten
 → Behandlung der pandemiebezogenen 

Staatshilfen 
 → Auswirkungen auf abgeschlossene und 

in Verhandlung stehende Vorabverstän-
digungsverfahren (APAs)

Diese werden jeweils in eigenen Kapiteln 
dargestellt; es wird jedoch betont, dass 
diese Themen bei der Durchführung einer 
Verrechnungspreisanalyse miteinander 
verbunden sein können. 

Im Folgenden fassen wir die aus unserer 
Sicht wesentlichen Aussagen mit besonde-
rem Praxisbezug zusammen.

Vergleichbarkeitsanalyse

Das Kapitel I befasst sich mit der Vergleich-
barkeitsanalyse und den besonderen He-
rausforderungen, die sich aus der COVID-
19-Pandemie ergeben. Als fundamentaler 
Bestandteil einer Verrechnungspreisana-
lyse unterliegt sie diversen Herausforde-
rungen, die je nach Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie auf die wirtschaftlich 
relevanten Merkmale der konzerninternen 
Transaktionen stark variieren können. 

Behebung von Informationsdefiziten 

Um die relevanten Effekte der COVID-
19-Pandemie auf die Vergleichbar-
keitsanalyse aufzudecken, wird in den 
Leitlinien über zentrale Fragestellungen 
zu der Nutzung von Informationsquellen, 
historischen Datensätzen bzw. der aktu-
ellen internen Datenbasis, der Versuch 
unternommen, eine erste Orientierung 
im Hinblick auf die Durchführung einer 
Vergleichbarkeitsanalyse zu geben. Über 
praktische Hinweise zur Behebung von 
Informationsdefiziten wird deutlich, dass 
die OECD bei der Auslegung des Fremdver-
gleichsgrundsatzes eine gewisse Flexi-
bilität sowohl seitens der Steuerzahler 
als auch seitens der Steuerverwaltungen 
vorsieht. Letzteres wird insbesondere an 
dem Vorschlag deutlich, dass Steuerver-

StB/FBIStR Prof. Dr. Axel Nientimp, Düsseldorf, 
Dimitrios Papoutsis, München, Anna-Lena Scherer, Düsseldorf 

Leitlinien der OECD zu den 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
auf Verrechnungspreise  
Die Corona-Krise hat erheblichen Einfluss auf die konzerninternen 
 Verrechnungspreisbeziehungen und die Anwendung des Fremdver-
gleichsgrundsatzes. Die ergänzenden Leitlinien der OECD geben in 
diesem Zusammenhang Hinweise zu Fragestellungen, die aus der 
 COVID-19-Pandemie resultieren und geben damit eine erste Orientierung 
gleichermaßen für Steuerbehörden wie auch für Steuerpflichtige.

Themenspecial
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waltungen, die eine generelle Präferenz 
gegenüber dem Price Setting Approach 
äußern, im Rahmen der Angemessenheits-
analyse hiervon abweichend ein Outcome 
Testing akzeptieren sollen. 

Hinweise zu Datenbanken 

Ferner wird in den Richtlinien bzgl. der 
Nutzung von Datenbanken und dem darin 
unausweichlichen Zeitverzug bei der Ab-
bildung der COVID-19-Effekte auf die darin 
enthaltenen Unternehmen anerkannt, 
dass die Anwendung der TNMM-Methode 
erschwert wird. So sehen diese beispiel-
haft die Verwendung mehrerer Verrech-
nungspreismethoden, die Anpassung der 
entsprechenden Suchkriterien und die 
Verwendung von Verlustunternehmen 
vor. Zudem wird festgehalten, dass die 
Daten aus der Finanzkrise 2008/09 keine 
geeignete Datenbasis darstellen. Etwaige 
Verzerrungen von Finanzdaten, die sich 
bei der Berücksichtigung staatlicher Stüt-
zungsprogramme in der Rechnungslegung 
ergeben, soll entgegengewirkt werden, 
indem man sich für die Datenbankana-
lyse auf Unternehmen der Jurisdiktion 
der eigenen Vergleichsunternehmung 
konzentriert. 

Weitere praktische Hinweise gibt die OECD 
darüber hinaus im Zusammenhang mit 
dem Zeitraum der Daten, die für die Bewer-
tung des Fremdvergleichspreises verwen-
det werden. So wird zunächst anerkennend 
Bezug genommen auf die Vorteile von 
Mehrjahresanalysen und Mehrjahresdurch-
schnitten aus Kapitel III der OECD-Verrech-
nungspreisleitlinien von 2017. Aufgrund 
jedoch unterschiedlicher wirtschaftlicher 
Bedingungen während der Pandemie kann 
es angemessen sein, getrennte Beurtei-
lungszeiträume für Zeiträume festzulegen, 
in denen die Auswirkungen der Pandemie 
am deutlichsten waren. 

Verluste und die Zuordnung von  
COVID-19-spezifischen Kosten

Die COVID-19-Pandemie führt zu erhöh-
ten außergewöhnlichen Kosten und auch 
Verlusten bei den betroffenen Unterneh-
men. Das Kapitel II befasst sich in diesem 
Zusammenhang mit der zentralen Frage, 
ob diese Kosten bzw. Verluste innerhalb 
des Konzerns zu teilen sind. 

Das Risikoprofil und das Verhalten 
 fremder Dritter

Vorweg und mit Verweis auf die OECD-
Verrechnungspreisleitlinien von 2017 sei 
vermerkt, dass Limited Risk Gesellschaften 
unter bestimmten Umständen sehr wohl 
Verluste erleiden können, wenn diese 
nicht von Dauer sind. Die Materialisie-
rung von Risiken und damit die Tragung 
von Kosten muss einhergehen mit dem 
entsprechenden Risikoprofil der jeweili-
gen Gesellschaft. Die COVID-19-Leitlinien 
stellen in ihrer Anleitung folgende Risiken 
voran: Nachfragerisiko, Lieferketten- und 
Produktionsschließungsrisiken sowie Fi-
nanzierungsrisiken aufgrund gestiegener 
Zinssätze am Markt. Die Leitlinien betonen 
jedoch, dass es eine gewisse Konsistenz zu 
der Risikoverteilung aus den Vorkrisenjah-
ren geben sollte. 

Ferner sei noch erwähnt, dass über den 
zentralen Ansatz der realistischen Hand-
lungsalternativen fremde dritte Vertrags-
parteien zur zeitweisen Übernahme von 
Verlusten im Zusammenhang mit einer 
Routinetätigkeit nur dann bereit wären, 
wenn dies in der längeren Frist einen 
Vorteil erhoffen lässt. Es ist wichtig zu 
betonen, dass die Leitlinien explizit auf 
den zu erbringenden Nachweis hin-
weisen, dass auch fremde Dritte in der 
jetzigen Krise analog gehandelt hätten. 
Ein entsprechendes Handeln ohne diesen 
Nachweis wird dementsprechend als 
kritisch angesehen. 
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Höhere Gewalt („force majeure“)

Die dem Fremdvergleichsgrundsatz unter-
liegenden vertraglichen Bedingungen und 
insbesondere die Klauseln zur „Höheren 
Gewalt“ könnten im Zusammenhang mit 
der COVID-19-Pandemie dazu führen, dass 
sich die Vertragsparteien auf Nichterfül-
lung ihrer vertraglichen Verpflichtungen 
berufen. Solche Klauseln sind oft zivil-
rechtlich bzw. gesetzlich verankert.

Die OECD-Leitlinien zur COVID-19-Pan-
demie sehen in diesem Zusammenhang 
eine genaue Analyse der vertraglichen 
Situation vor. Falls eine solche Klausel 
vereinbart worden ist, wäre zunächst der 
genaue Wortlaut zu prüfen. Ob die COVID-

19-Pandemie dann tatsächlich einen 
force majeure Sachverhalt darstellt, ist im 
Einzelfall zu prüfen. 

Bei Konstellationen hingegen, in denen 
zunächst keine force majeure Klausel ver-
einbart worden sind und in denen Steuer-
pflichtige die Behauptung aufstellen, 
solche seien anwendbar, richten sich die 
OECD-Leitlinien an die Steuerverwaltun-
gen, die entsprechenden Behauptungen 
im Lichte der entsprechenden Transaktio-
nen (einschließlich der Berücksichtigung 
des Verhaltens der Parteien in Vergangen-
heit und Gegenwart) zu prüfen.

Einfluss staatlicher Hilfsprogramme

Aufgrund der COVID-19-Pandemie werden 
in vielen Ländern staatliche Hilfsprogram-
me bereitgestellt, um Unternehmen zu 
unterstützen. Die Verfügbarkeit, die Dauer 
und die Inanspruchnahme dieser staatli-
chen Hilfsprogramme können einen po-
tenziellen Effekt auf Verrechnungspreise 
haben, unabhängig davon, ob die Vergabe 
direkt an ein Unternehmen der Unterneh-
mensgruppe oder an unabhängige Un-
ternehmen erfolgt, die auf Märkten tätig 
sind, auf denen auch der multinationale 
Konzern tätig ist. Die Bedingungen und 
die wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Hilfsprogramme sollen daher betrachtet 
werden, wenn ein Einfluss auf Transaktio-
nen zwischen verbundenen Unternehmen 
untersucht wird. Erschwert wird dies durch 
die Vielzahl an Hilfsprogrammen und 
die schwierige Beschaffung verlässlicher 
Informationen. Hat der Erhalt der Hilfspro-
gramme wahrscheinlich keinen wesentli-
chen Einfluss auf die Transaktion, ist eine 
umfassende Analyse nicht erforderlich.

Erhalt von staatlicher Unterstützung als 
wirtschaftlich relevantes Merkmal

Lohnsubventionen sind aufgrund ihres 
direkten Einflusses auf Transaktionen 
wahrscheinlich eher als wirtschaftlich 
relevantes Merkmal zu sehen als z.B. die 
Bereitstellung lokaler Infrastruktur. Ist die 
staatliche Unterstützung ein wirtschaftlich 
relevantes Merkmal, sollte diese Informa-
tion in die Verrechnungspreisdokumenta-
tion aufgenommen werden.

Themenspecial
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Relevanz der OECD-Verrechnungspreis-
leitlinien zu lokalen Marktmerkmalen 

Gemäß der OECD-Verrechnungspreisleitli-
nien 2017 sind staatliche Interventionen 
grundsätzlich als Marktcharakteristika 
anzusehen. Die Ausführungen zu lokalen 
Marktmerkmalen in den OECD-Verrech-
nungspreisleitlinien 2017 können daher 
als Hilfestellung dienen. 

Einfluss des Erhalts staatlicher 
 Unterstützung auf die Preissetzung

Bei der Wahl einseitiger Methoden zur 
Verrechnungspreisbestimmung ist beson-
dere Vorsicht geboten, damit nicht ohne 
weitere Analyse ein mechanischer Ansatz 
gewählt wird, der in nicht fremdver-
gleichskonformen Verrechnungspreisen 
resultiert. Auch sollte die Fremdüblichkeit 
einer Aufteilung staatlicher Unterstützung 
zwischen verbundenen Unternehmen 
aufgrund des Mangels an verlässlichen 
Informationen und Vergleichsdaten sorg-
fältig analysiert werden.

Einfluss auf die Risikozuteilung 

Während der Erhalt staatlicher Unterstüt-
zung zwar die quantitativen negativen 
Risiken verringern kann, hat er gemäß 
der Leitlinien keinen Einfluss auf die 
Zuteilung der Risiken bei verbundenen 
Transaktionen.

Einfluss auf die Vergleichbarkeits-
analyse

Der Erhalt staatlicher Unterstützung sollte 
auch im Rahmen der Vergleichbarkeits-
analyse untersucht werden. So können 
Art und Umfang staatlicher Unterstüt-
zung von Markt zu Markt variieren und 
sich damit auf die Verrechnungspreise 
auswirken, wobei gegebenenfalls durch 
Anpassungsrechnungen eine Vergleich-
barkeit wiederhergestellt werden kann. 
Gemäß OECD könnten Transaktionen auf 
dem gleichen oder einem vergleichbaren 
Markt besonders als Vergleich dienen. 
Weiter sollte die bilanzielle Abbildung 
der erhaltenen staatlichen Unterstützung 
beachtet werden, da durch Unterschie-
de abweichende Profite ausgewiesen 
werden und dies zu Verzerrungen führen 
könnte.

Implikationen und  
Handlungsempfehlungen

Die Leitlinien zu den Auswirkungen 
der COVID-19-Pandemie auf Verrech-
nungspreise geben hilfreiche, aber 
sehr allgemein gehaltene Hinweise. 
Generell resultieren aus den aktuellen 
Hinweisen für den Steuerpflichtigen 
erhöhte Dokumentationserfordernisse.

Zur Vergleichbarkeitsanalyse ist her-
vorzuheben, dass die OECD eine klare 
Empfehlung für eine Akzeptanz des 
Outcome Testing ausspricht. Im Rah-
men von Datenbankstudien soll der 
Fokus verstärkt auf lokale Vergleichs-
unternehmen gelegt werden, wodurch 
die Anforderungen an diese Studien 
erhöht werden. Dabei sind auch die 
Folgen staatlicher Hilfsprogramme auf 
die Vergleichbarkeit zu analysieren. 
Mögliche Verluste und aus der COVID-
19-Pandemie resultierende Kosten 
können auch, zumindest kurzzeitig, 
durch Routineunternehmen getragen 
werden, wenn dies dem Risikoprofil 
entspricht und fremde Dritte analog 
gehandelt hätten. APAs sollten grund-
sätzlich weiter verhandelt werden 
oder weiterbestehen, allerdings sollen 
Auswirkungen auf die Gültigkeitsbe-
dingungen der APAs geprüft werden 
ebenso wie die Einhaltung durch den 
Steuerpflichtigen.

StB/FBIStR Prof. 
Dr. Axel Nientimp, 
Düsseldorf, 
axel.nientimp@
wts.de

Ihr Kontakt

Auswirkungen der Pandemie auf 
 abgeschlossene und in Verhandlung 
stehende APAs

In dem letzten Kapitel der Leitlinien werden 
schließlich mögliche Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie auf bestehende und ak-
tuell in Verhandlung stehende APAs betrach-
tet. Grundsätzlich sollen bestehende APAs 
eingehalten werden, es sei denn, die Gültig-
keitsbedingungen werden verletzt oder der 
Steuerpflichtige erfüllt das APA nicht. 

Verletzung der Gültigkeitsbedingungen 
oder Nichterfüllung des APAs

So kann die COVID-19-Pandemie erhebli-
che Auswirkungen auf die Marktbedingun-
gen haben, die zu den Gültigkeitsbedin-
gungen der APAs gehören. Grundsätzlich 
sollen sowohl der Steuer pflichtige als 
auch die Steuerverwaltungen miteinander 
kommunizieren, um gemeinsam Lösungen 
zu finden statt einseitig zu agieren. Die 
Prüfung einer Verletzung der Gültigkeits-
bedingungen soll als Einzelfallbetrachtung 
erfolgen, da einige Unternehmen mehr, 
andere vielleicht gar nicht von den Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie betroffen 
sind. Im Fall einer Verletzung der Gültig-
keitsbedingungen führen die Leitlinien 
je nach Wesentlichkeit der Verletzung an, 
dass Änderungen am APA vorgenommen 
werden sollen, es auf den Zeitpunkt der 
Nichterfüllung beendet oder gar gänzlich 
für den gesamten beantragten Zeitraum 
aufgehoben werden könnte. In diesem Fall 
sollten Steuerpflichtige daher zeitnah die 
Steuerverwaltung kontaktieren. Ebenfalls 
geben die Leitlinien Hinweise zu einer 
Dokumentation solcher Verletzungen der 
Gültigkeitsbedingungen.

Auswirkung auf aktuell in  
Verhandlung  stehende APA‘s

Daneben werden auch Gestaltungshin-
weise zu in Verhandlung stehenden APAs 
gegeben (z.B. separate APAs für den COVID-
19-Pandemie-Zeitraum und den Zeitraum 
danach). Ebenfalls sollen der Steuerpflichti-
ge und die Steuerbehörde flexible Lösun-
gen für mögliche praktische Probleme wie 
Reisebeschränkungen suchen, um den 
Fortschritt in den Verhandlungen zu ge-
währleisten, bspw. Videokonferenzen oder 
der elektronische Austausch von Daten.
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Die Finanzverwaltung hat mit BMF- 
Schreiben vom 03.12.2020 die Verwal-
tungsgrundsätze 2020 veröffentlicht, die 
in Teilen die Verwaltungsgrundsätze- 
Verfahren vom 12.04.2005 ersetzen.

Wie diese, behandeln die neuen Verwal-
tungsgrundsätze 2020 zuerst die allge-
meine und erhöhte Mitwirkungspflicht 
nach § 90 Abs. 2 AO bei Sachverhalten mit 
Auslandsbezug. Im Rahmen des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes konkretisiert 
die Finanzverwaltung ihre Auffassung, 
dass der Steuerpflichtige ausländische 
Beweismittel unter Ausschöpfung seiner 
tatsächlichen und rechtlichen Möglichkei-
ten zu beschaffen hat. Die Vorlagepflicht 
umfasst nun explizit auch „E-Mails, Mes-
sengerdienstnachrichten oder Nachrichten 
mittels anderer elektronischer Kommuni-
kationsmedien, soweit diese geschäftliche 
Inhalte mit steuerlichem Bezug aufwei-
sen“. Die Möglichkeit zur Beweismittel-
besorgung muss sich der Steuerpflichtige 
bereits bei Vertragsabschluss einräumen 
lassen. 

Schwerpunktmäßig enthalten die Verwal-
tungsgrundsätze 2020 Konkretisierungen 
zu den besonderen Mitwirkungspflichten 

nach § 90 Abs. 3 AO und nehmen hierbei 
auch Bezug auf die OECD-Verrechnungs-
preisleitlinien 2017. Amtssprache bleibt 
Deutsch, auch wenn die Finanzbehörde 
Unterlagen in fremden Sprachen entge-
gennehmen kann. Die Aufzeichnungs-
pflicht zielt darauf ab, dass der Steuer-
pflichtige den Fremdvergleichsgrundsatz 
berücksichtigt und die Steuerverwaltung 
die notwendigen Informationen für die 
Vornahme der sachverständigen Risiko-
prüfung und für die Verrechnungspreisprü-
fung erhält. Der Begriff „Steuerpflichtiger“ 
beinhaltet dabei auch Personengesell-
schaften und Mitunternehmerschaften. Für 
die Aufzeichnungen sind die wirtschaft-
lichen und rechtlichen Verhältnisse zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bzw. 
zu dem Zeitpunkt, in dem von fremden 
Dritten Anpassungen vorgenommen 
worden wären, maßgeblich. Diese können 
mit nachträglich bekannt gewordenen 
Daten gestützt werden, soweit sich diese 
auf den Zeitpunkt der Geschäftsverein-
barung beziehen. Für die Sachverhalts-
dokumentation relevante Informationen 
zu den eingesetzten Vermögenswerten 
sowie zu Funktionen und Risiken bei einer 
Geschäftsbeziehung werden exemplarisch 
in einer Tabelle aufgeführt. Im Rahmen 
der Angemessenheitsdokumentation ist 
die Fremdüblichkeit der Verrechnungs-
preise darzulegen, dabei ist die Eignung 
der tatsächlich angewandten Verrech-
nungspreismethode zu begründen und 
darzulegen, wieso diese aus Sicht des 
Steuerpflichtigen die am besten geeigne-
te Methode ist. Eine solche Pflicht gab es 
bislang nicht. Eine gesetzliche Regelung, 
dass der Steuerpflichtige die aus seiner 
Sicht am besten geeignete Methode 
anwenden soll, findet sich im Regierungs-
entwurf zum Abzugsteuerentlastungs-
modernisierungsgesetz im geplanten 
§ 1 Abs. 3 AStG (vgl. gesonderter Beitrag 
im Heft, Seite 44 ff.). Bei Anwendung des 
hypothetischen Fremdvergleichs wird von 
der Finanzverwaltung neben der Darle-
gung der zugrunde gelegten Annahmen 
jetzt auch eine Sensitivitätsanalyse zu den 
Auswirkungen alternativer Annahmen auf 
die Bewertung als erforderlich angese-
hen. Weiterhin wird festgehalten, dass 
die Finanzbehörden die „richtige Verrech-

BMF vom 03.12.2020

Erhöhte Mitwirkungs- 
pflicht nach § 90 Abs. 2 AO

Besondere Mitwirkungs-
pflicht nach § 90 Abs. 3 AO

9d  | Verwaltungsgrundsätze 2020    |   Autoren: StB/FBIStR Prof. Dr. Axel Nientimp und 
Anna­Lena Scherer, beide Düsseldorf

DEUTSCHLAND

 
      Key Facts 

 → Die Verwaltungsgrundsätze 2020 
konkretisieren die Auffassung der 
Finanzverwaltung insbesondere zu 
Mitwirkungspflichten nach § 90 AO 
und zu Schätzungen nach § 162 AO.

 → Verschärfungen finden sich insbe-
sondere zur Beweismittelvorsorge 
und -beschaffung aus dem Ausland, 
bezüglich der Informationsbeschaf-
fung zur Anwendung alternativer 
Verrechnungspreismethoden sowie 
der Darlegungspflicht des Steuer-
pflichtigen hinsichtlich der Frage, 
wieso die angewandte Verrech-
nungspreismethode die am besten 
geeignete Methode ist.

 → Die Verwaltungsgrundsätze 2020 
ersetzen in Teilen die Verwal-
tungsgrundsätze-Verfahren vom 
12.04.2005.
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nungspreismethode“ selbst wählen, wenn 
sie eine andere Methode für geeigneter 
halten; hierfür sei dann der Steuerpflichti-
ge verpflichtet, erforderliche Informatio-
nen zu beschaffen. 

Auch Konkretisierungen bezüglich der 
Stammdokumentation und des Vorlage-
verlangens sowie der Vorlagefrist sind 
in den Verwaltungsgrundsätzen 2020 
enthalten.

Bei einem Verstoß gegen die Mitwirkungs-
pflichten steht den Finanzbehörden eine 
Schätzungsbefugnis nach § 162 AO zu. Die 
Finanzbehörde trägt gemeinsam mit dem 
Steuerpflichtigen die Verantwortung zur 
vollständigen Sachverhaltsaufklärung. 
Die Verantwortung des Steuerpflichtigen 
ist dabei aber umso größer, je mehr die 
Beweismittel in seiner Informations-/
Tätigkeitssphäre liegen. Das Schätzungs-
ergebnis soll dem wahren Sachverhalt 
möglichst nahekommen und schlüssig, 
wirtschaftlich möglich und vernünftig 
sein. Reine Strafschätzungen können zur 
Nichtigkeit des Schätzungsbescheids füh-
ren. Weiterhin wird festgehalten, dass die 
Vorlage verwertbarer Aufzeichnungen Ein-
künfteberichtigungen nicht ausschließt. 
Unverwertbar sind Aufzeichnungen dann, 
wenn sie einem sachverständigen Dritten 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums 

nicht ermöglichen, festzustellen und zu 
prüfen, welchen Sachverhalt der Steuer-
pflichtige verwirklicht hat und ob dabei 
der Fremdvergleichsgrundsatz beachtet 
wurde. Beispiele dafür, wie eine fehlende 
Sachverhaltsdokumentation aussieht, 
werden ebenfalls angeführt. Bei wesent-
lich unverwertbaren Aufzeichnungen soll 
dem Steuerpflichtigen Gelegenheit zur 
Nachbesserung gewährt werden. 

Insgesamt enthalten die neuen Verwal-
tungsgrundsätze Anpassungen an die ak-
tuelle Rechtslage und Konkretisierungen. 
Neuerungen und Verschärfungen finden 
sich insbesondere betreffend die Beweis-
mittelvorsorge und -beschaffung aus 
dem Ausland, bezüglich der Beschaffung 
von Informationen für die Anwendung 
alternativer Verrechnungspreismethoden 
sowie betreffend die Darlegungspflicht 
des Steuerpflichtigen hinsichtlich der Fra-
ge, wieso die angewandte Verrechnungs-
preismethode die am besten geeignete 
Methode ist. Es wird weiterhin erwartet, 
dass demnächst auch die verbleibenden 
Teile aus den Verwaltungsgrundsätzen-
Verfahren vom 12.04.2005 sowie den 
Verwaltungsgrundsätzen vom 23.02.1983, 
die sich mit den Fragen zu Verrechnungs-
preismethoden beschäftigen, überarbeitet 
werden.

Schätzungsbefugnis  
nach § 162 AO

Zusammenfassung  
und Ausblick 

StB/FBIStR Prof. 
Dr. Axel Nientimp, 
Düsseldorf, 
axel.nientimp@
wts.de
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Deutschland setzt die bilaterale Vorge-
hensweise zur Implementierung der BEPS-
Initiative der OECD in seinen DBA fort. Im 
Januar 2021 hat das BMF die Änderungs-
protokolle zum DBA-UK (12.01.2021) und 
zum DBA-Irland (19.01.2021) veröffent-
licht. Das jeweilige Änderungsprotokoll 
bedarf zu seinem Inkrafttreten noch der 
Ratifikation. Nach seinem Inkrafttreten 
wird es in beiden Vertragsstaaten ab 
dem 01.01. des Kalenderjahres anzu-
wenden sein, das dem Jahr folgt, in dem 
das Abkommen in Kraft getreten ist, d. h. 
frühestens zum 01.01.2022.

In den jeweiligen Änderungsprotokollen 
erfolgt insbesondere die Umsetzung des 
abkommensrechtlichen Mindeststandards 
des OECD-BEPS-Projekts im bilateralen 
Verhältnis. Insbesondere die folgenden 

10  | DBA mit dem Vereinigten Königreich (UK) und mit Irland –  
Änderungsprotokolle und gemeinsame Erklärung   |    
Autorinnen: StBin/FBIStR Dr. Blazenka Ban, Erlangen und Anja Liske, LL.M., München

DEUTSCHLAND/
UK UND IRLAND

 
      Key Facts 

 → Veröffentlichung der Änderungs-
protokolle zu den von Deutschland 
mit dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland 
(DBA-UK) und mit Irland (DBA-Irland) 
abgeschlossenen DBA.

 → Implementierung des abkommens-
rechtlichen Mindeststandards des 
BEPS-Projekts gem. Multilateralem 
Instrument (MLI).

 → Inkrafttreten des jeweiligen Än-
derungsprotokolls frühestens zum 
01.01.2022.

 → DBA-UK: Veröffentlichung einer 
Erklärung in Bezug auf Verhandlun-
gen zu weiteren Anpassungen des 
DBA nach Brexit.

Änderungsprotokolle 
zum DBA mit UK und  
mit Irland 

Implementierung des 
abkommensrechtlichen 
Mindeststandards des 
OECD-BEPS-Projekts

DEUTSCHLAND

BFH vom 11.03.2015  
(AZ: I R 10/14)

Gleich lautende Erlasse 
der obersten Finanz-
behörden der Länder 

vom 14.12.2015

9e  |   Hinzurechnungsbetrag (AStG) kann bis einschließlich VZ 2016 aus dem 
 Gewerbeertrag gekürzt werden   |   Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

Der BFH hatte mit Urteil vom 11.03.2015 
entschieden, dass es sich bei dem 
Hinzurechnungsbetrag nach § 10 AStG 
um einen Teil des Gewerbeertrags eines 
inländischen Unternehmens handelt, 
der auf eine nicht im Inland belegene 
Betriebsstätte entfällt. Der Gewinn des 
inländischen Unternehmens sei des-
wegen nach § 9 Nr. 3 Satz 1 GewStG um 
diesen Betrag zu kürzen. 

Mit gleich lautenden Erlassen der obers-
ten Finanzbehörden der Länder vom 
14.12.2015 hatte die Finanzverwaltung 
dazu Stellung genommen und entschie-
den, dass die Grundsätze des Urteils 
nicht über den entschiedenen Einzelfall 
hinaus allgemein anzuwenden seien 
(sog. Nichtanwendungserlasse). 

Nunmehr wurden diese Nichtanwen-
dungserlasse mit gleich lautenden Er-
lassen der obersten Finanzbehörden der 
Länder vom 04.02.2021 aufgehoben. Die 
Grundsätze des oben genannten BFH-Ur-
teils sind damit für Erhebungszeiträume 
bis einschließlich 2016 in allen offenen 
Fällen allgemein anzuwenden.

Für Erhebungszeiträume ab 2017 sind 
dann aber § 7 Satz 7 und § 9 Nr. 3 Satz 1 
Hs. 1 GewStG anzuwenden. Die gewer-
besteuerliche Kürzung des Hinzurech-
nungsbetrags nach § 10 AStG ist folglich 
ausgeschlossen. Mit § 36 Abs. 3 Satz 3 
GewStG und § 36 Abs. 5 Satz 1 GewStG, je-
weils eingefügt durch das JStG 2020 vom 
21.12.2020, hat der Gesetzgeber kürzlich 
die bisher normierte Rückwirkung auf 
den VZ 2016 beseitigt.

Kurznews
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Regelungen aus dem MLI wurden sowohl 
in das Änderungsprotokoll zum DBA-UK 
als auch in das zum DBA-Irland aufge-
nommen:

 → Umsetzung von Art. 6 MLI: Änderung 
der Präambel zur Klarstellung, dass 
eine Nicht- oder Niedrigbesteuerung 
durch Steuerverkürzung oder -umge-
hung dem Zweck des DBA widerspricht. 

 → Umsetzung von Art. 7 MLI: Einführung 
einer allgemeinen Missbrauchsvermei-
dungsvorschrift in Form eines Principal-
Purpose-Tests mittels jeweils neu 
eingefügtem Artikel. Es soll verhindert 
werden, dass etwaige Abkommens-
vorteile für bestimmte Einkünfte oder 
Vermögenswerte zum Tragen kommen 
können, wenn einer der Hauptzwecke 
einer solchen Gestaltung darin liegt, 
eben diese Vorteile in Anspruch neh-
men zu wollen.

 → Umsetzung von Art. 13 MLI: Implemen-
tierung einer Antifragmentierungsregel 
in Sachen Umgehung des Betriebs-
stättenstatus in Art. 5 des jeweiligen 
DBA mittels neuem Absatz, die eine 
steuersubjektübergreifende Gesamt-
betrachtung der Geschäftstätigkeiten 
von eng verbundenen (im DBA-UK) 
bzw. nahestehenden (im DBA-Irland) 
Unternehmen vorsieht. Ferner erfolgt, 
ebenfalls jeweils mittels eines neuen 
Absatzes, die Definition der Begriffe 
„eng verbunden“ bzw. „nahestehend“. 

Das Änderungsprotokoll zum DBA-Irland 
beinhaltet ferner Regelungen zur Um-
setzung von Art. 8 MLI (Transaktionen zur 

Übertragung von Dividenden) und Art. 9 
MLI (Gewinne aus der Veräußerung von 
Anteilen oder Rechten und an Rechtsträ-
gern, deren Wert hauptsächlich auf unbe-
weglichem Vermögen beruht):

 → Umsetzung von Art. 8 MLI: Neue Rege-
lung in Art. 10 DBA-Irland mit Definition 
einer Mindesthaltedauer als Voraus-
setzung des begünstigten Quellen-
steuersatzes für Schachteldividenden 
(Beteiligung über mindestens 365 Tage 
einschließlich des Tages der Dividen-
denzahlung).

 → Umsetzung von Art. 9 MLI: Neuregelung 
der bestehenden Immobilienklausel 
sowie der Grundbesitzklausel in Art. 13 
Abs. 4. 

Im Änderungsprotokoll zum DBA-UK wur-
de Art. 16 MLI (Verständigungsverfahren) 
umgesetzt: Art. 26 Abs. 2 Satz 2 DBA-UK 
wird aufgehoben und ersetzt. Hierdurch 
werden die im DBA bereits bestehenden 
Verständigungsregelungen ergänzt und 
Art. 16 MLI (Verständigungsverfahren) 
findet im bilateralen Verhältnis zu UK 
Eingang.

Im Hinblick auf das DBA-UK hat das BMF 
ferner eine gemeinsame Erklärung der 
britischen und deutschen Behörden ver-
öffentlicht, in der beide ihre Bereitschaft 
bekräftigen, Verhandlungen zu weiteren 
Änderungen des DBA aufzunehmen. Die 
Verhandlungen sollen innerhalb von zwölf 
Monaten nach Ablauf des im Rahmen der 
Brexit-Verhandlungen vereinbarten Über-
gangszeitraums stattfinden. 
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Die EU-Kommission hat am 19.01.2021 
eine öffentliche Konsultation zur Einfüh-
rung einer Digitalsteuer in der EU eingelei-
tet. Die Konsultation richtet sich unter an-
derem an Unternehmen, Berufsverbände, 
Beratungsunternehmen, Think Tanks, For-
schungs- und akademische Einrichtungen. 
Aufgrund ihres Regelungsgegenstandes 
ist sie insbesondere an Interessengruppen 
adressiert, die in der digitalen Wirtschaft 
tätig sind. Eine Teilnahme ist durch das 
Ausfüllen eines Online-Fragebogens noch 
bis zum 12.04.2021 möglich.

Auf die Einleitung folgend ist der Frage-
bogen wie folgt gegliedert:

 → Darstellung einiger allgemeiner Hin-
tergrundinformationen zur digitalen 
Wirtschaft.

 → Abfrage von Hintergrundinformatio-
nen über den/die an der Konsultation 
Teilnehmenden, um dessen/deren 
Perspektive besser zu verstehen.

 → Darstellung des aktuellen internatio-
nalen Steuerrahmens und seiner Unzu-
länglichkeiten.

 → Vorstellung möglicher Lösungen zur 
Behebung dieser Defizite.

 → Upload-Möglichkeit für ein Positions-
papier oder andere Dokumente zur 
Erläuterung der Ansichten.

Die EU-Kommission hält an der Behaup-
tung fest, dass die Besteuerung der 
digitalen Wirtschaft aktuell nicht fair 
ausgestaltet sei und alle Unternehmen 
einen Beitrag zu einem nachhaltigen 
Aufschwung und zur Überwindung der 
wirtschaftlichen Krise leisten sollen. Nach 
Ansicht der EU-Kommission sind die Steu-
ersysteme hinter den globalen technolo-

Öffentliche Konsultation

12  | Öffentliche Konsultation zur Einführung einer Digitalsteuer  |    
Autor: RA Martin Loibl, München

EU

 
      Key Facts 

 → Öffentliche Konsultation zur Ein-
führung einer Digitalsteuer durch 
EU-Kommission eingeleitet.

 → Besteuerung nicht fair ausgestaltet,      
da Steuersysteme hinter technologi-
schen Entwicklungen zurückgeblie-
ben sind.

 → EU-Digitalabgabe als Ergänzung zu 
OECD-Regelungen möglich.

 → Ergebnisse der Konsultation für Juni 
2021 angekündigt.

Gliederung des  
Fragebogens

Standpunkt der  
EU-Kommission

DEUTSCHLAND/USA

BMF vom 08.12.2020 

11  |   Verlängerung der gemeinsamen Erklärung von Deutschland und den USA über 
die Durchführung des spontanen Austauschs länderbezogener Berichte   |   
Autorin: StBin Andrea Groiß, München

Analog zu den letzten drei Jahren hat das 
BMF wieder eine gemeinsame Erklärung 
von Deutschland und den USA über die 
Durchführung des spontanen Austauschs 
länderbezogener Berichte für am oder 
nach dem 01.01.2019 und vor dem 
01.01.2020 beginnende Wirtschaftsjahre 
veröffentlicht. Der spontane Austausch 
länderbezogener Berichte wird damit ein 
weiteres Jahr fortgeführt.

Nach wie vor zielt die gemeinsame 
Erklärung darauf ab, die internationale 
steuerliche Transparenz zu erhöhen, um 

erhebliche Verrechnungspreisrisiken und 
andere Risiken im Zusammenhang mit 
Gewinnverkürzung und -verlagerung zu 
bewerten.

Der Spontanaustausch wird nach Ab-
schluss des nationalen Gesetzgebungs-
verfahrens für das am 14.08.2020 in 
Berlin gezeichnete Regierungsabkom-
men mit den USA über den automati-
schen Informationsaustausch durch eben 
diesen automatischen Informationsaus-
tausch abgelöst.
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gischen Entwicklungen zurückgeblieben. 
Das Ergebnis einer geringeren Steuerlast 
von Unternehmen mit digitalen Geschäfts-
modellen wurde durch die COVID-19-Pan-
demie noch offensichtlicher.

Entsprechend wiederholt die EU-Kommissi-
on auch ihre grundsätzliche Unterstützung 
des OECD-Projekts zu Säule 1 und Säule 2. 
Die EU-Digitalabgabe könnte allerdings als 
Ergänzung der OECD-Regelungen einge-
führt werden, bspw. für kleinere Unterneh-
men, die unterhalb der Schwelle von € 750 
Mio. Gruppenumsatz von Säule 1 liegen 
oder für weitere digitale Geschäftsmodel-
le, die von Säule 1 nicht erfasst werden. 
Außerdem wolle die EU-Kommission im 
Falle eines Scheiterns der Verhandlungen 
auf OECD-Ebene bis Mitte des Jahres 2021 

einen entsprechenden Legislativvorschlag 
vorlegen können, da sie aufgrund ihrer 
politischen Prioritäten und des Eigenmittel-
beschlusses des vergangenen Jahres hohe 
Schuldenlasten zurückzahlen müsse. Die 
Staats- und Regierungschefs der EU-Mit-
gliedstaaten hatten die EU-Kommission im 
letzten Jahr aufgefordert, zur Erschließung 
zusätzlicher Eigenmittel für den Haushalt 
der EU im ersten Halbjahr 2021 Vorschläge 
für ein CO2-Grenzausgleichssystem, eine 
Plastikabgabe und für eine Digitalabga-
be vorzulegen, die bis spätestens zum 
01.01.2023 einzuführen sind. 

Die Ergebnisse der Konsultation sollen in 
einen Richtlinienvorschlag einfließen, den 
die EU-Kommission bereits für Juni 2021 
angekündigt hat.

EU-Digitalabgabe  
als Ergänzung der  

OECD-Regelungen

MEXIKO13  |   Meldepflicht grenzüberschreitender Gestaltungen in Mexiko –  
Anzeigepflicht für Steuerberater und Steuerpflichtige ab 2021   |    
Autor: RA (MEX), LL.M. International Tax Law, José Miguel García, München

Seit dem 01.01.2021 ist die neue Anzei-
gepflicht im Rahmen des mexikanischen 
Melderegimes zu erfüllen. Danach muss 
jede meldepflichtige Gestaltung, aus 
der eine Steuervergünstigung in Mexi-
ko entstanden ist oder entstehen wird, 
gemeldet werden, sofern sie eines der im 
Bundessteuergesetz (CFF) festgelegten 
spezifischen Kriterien aufweist. 

Meldepflichtige Transaktionen sind ab 
dem 01.01.2021 rückwirkend für das Jahr 
2020 zu melden. Gestaltungen aus frü-
heren Jahren müssen gemeldet werden, 
wenn die steuerlichen Auswirkungen 
im Jahr 2020 oder in den Folgejahren ein-
treten. Die Anzeigen für Gestaltungen aus 
2020 oder früher (i) waren für Steuerbe-
rater bis zum 11.02.2021 vorzunehmen 
und (ii) haben Steuerpflichtige bis zum 
31.03.2021 zusammen mit der Körper-
schaftsteuererklärung für 2020 einzu-
reichen. Anzeigen für Gestaltungen ab 
dem 01.01.2021 haben innerhalb von 30 
Tagen zu erfolgen.

Gemäß dem mexikanischen Regime gilt 
unter anderem auch die Vermeidung 
einer Betriebsstätte in Mexiko ausdrück-
lich als meldepflichtige Gestaltung. 
Strukturen, die zur Vermeidung einer 
Betriebsstätte genutzt werden, müssen 
von Steuerberatern oder Steuerpflichti-
gen, die solche Gestaltungen umsetzen, 
gemeldet werden. Die Veröffentlichung 
weiterer Leitlinien im Zusammenhang 
mit Betriebsstätten-Vermeidungskonzep-
ten steht noch aus. Eine Prüfung derarti-
ger Gestaltungen ist zu empfehlen.

Gängige Beispiele für zu prüfende, der 
Vermeidung von Betriebsstätten die-
nende Gestaltungen sind bestimmte 
Entsendungsvereinbarungen („Second-
ments“), die mit einem mexikanischen 
Vertragspartner geschlossen werden, 
sowie Vertragsaufteilungen für Liefe-
rungen und Dienstleistungen, bei denen 
die Leistungen und deren Vergütungen 
zwischen den Parteien aufgeteilt werden 
(„Contract Splitting“).
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Die OECD hatte im April 2020 eine erste 
Analyse der Auswirkungen der COVID-
19-Krise auf Doppelbesteuerungsab-
kommen veröffentlicht. Am 21.01.2021 
wurde nunmehr eine Aktualisierung des 
Leitfadens zu Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie auf Doppelbesteuerungsab-
kommen publiziert.

Die einzelnen Abschnitte des Leitfadens 
skizzieren die Anwendbarkeit der beste-
henden Vorschriften sowie den OECD-
Kommentar zu folgenden Fragen:

 → Begründung von Betriebsstätten durch 
Home-Office, abhängige Vertreter 
sowie bei Unterbrechungen von Bau-
stellen,

 → Änderungen der steuerlichen Ansäs-
sigkeit von Gesellschaften und Ein-
zelpersonen und die Anwendung der 
„Tie-breaker“-Regelung auf Doppelan-
sässige und

 → Einkommen aus nichtselbständiger 
Arbeit, d.h. Zahlungen im Rahmen von 
Konjunkturpaketen, „festsitzende“ 
Arbeitnehmer, Grenzgänger und Telear-
beit aus dem Ausland. 

Nach Ansicht der OECD soll der außerge-
wöhnliche und vorübergehende Wechsel 
des Standorts, an dem Arbeitnehmer 
aufgrund der COVID-19-Pandemie tätig 
sind, wie z.B. die Arbeit aus dem Home-
Office, keine neuen Betriebsstätten für 
den Arbeitgeber begründen. Dies soll auch 
für zeitweilige Abschlüsse von Verträgen 
im Home-Office durch Arbeitnehmer oder 
Vertreter und für Bau- und Montagebe-

triebsstätten gelten, welche aufgrund 
der COVID-19-Pandemie vorübergehend 
unterbrochen werden. 

Ein Home-Office kann eine Betriebsstätte 
darstellen, wenn es kontinuierlich für die 
Ausübung der Geschäftstätigkeit eines Un-
ternehmens verwendet wird und von dem 
Arbeitnehmer die Nutzung des Home-
Office für seine Tätigkeit verlangt wurde.

Die Tätigkeit im Home-Office aufgrund der 
COVID-19-Pandemie soll nach Ansicht der 
OECD nicht zu einer Betriebsstätte führen. 
Entweder weil eine solche Tätigkeit nicht 
über ein ausreichendes Maß an Beständig-
keit oder Kontinuität verfügt oder weil das 
Home-Office nicht in der Verfügungsmacht 
des Unternehmens steht. 

Für die Begründung einer Betriebsstätte 
durch einen abhängigen Vertreter ist wich-
tig zu beurteilen, ob der Arbeitnehmer 
diese Tätigkeiten „gewöhnlich“ ausübt. 
Die OECD ist der Meinung, dass die Tätig-
keit eines Arbeitnehmers oder Vertreters 
nicht als gewöhnlich anzusehen ist, wenn 
dieser nur aufgrund der COVID-19-Maß-
nahmen von zu Hause aus arbeitet.

Die Begründung einer Bau- und Montage-
betriebsstätte bemisst sich u.a. durch eine 
Tätigkeit von bestimmter Dauer. Viele 
Tätigkeiten auf Baustellen wurden durch 
die COVID-19-Pandemie vorübergehend 
unterbrochen. Die Dauer einer vorüber-
gehenden Unterbrechung wird jedoch bei 
der Berechnung, ob eine Betriebsstätte 
vorliegt, grundsätzlich berücksichtigt. Die 
vorübergehende Unterbrechung hat also 
keine Auswirkung auf das Entstehen einer 
Betriebsstätte.

Der OECD-Kommentar enthält keine 
genaue Definition der „vorübergehenden“ 
Unterbrechung. Unabhängig hiervon emp-
fiehlt die OECD, dass Unterbrechungen, die 
durch inländische COVID-19-Beschränkun-
gen hervorgerufen wurden, nicht in die 
Berechnung der Zeitschwellen für Bau- 
und Montage-Betriebsstätten einbezo-
gen werden sollten. Danach würde eine 
Betriebsstätte nicht entstehen, wenn die 
Dauerprüfung nur dadurch erfüllt würde, 

14  | Aktualisierung des Leitfadens zu Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf 
Doppelbesteuerungsabkommen   |   Autor: RA Martin Loibl, München

OECD

 
      Key Facts 

 → OECD aktualisiert Leitfaden zu Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie 
auf Doppelbesteuerungsabkommen.

 → Inhaltlich werden Fragestellungen 
zu Betriebsstätten, steuerlicher An-
sässigkeit und Einkommen aus nicht-
selbständiger Arbeit beleuchtet.

 → Nach Ansicht der OECD sollen sich 
die Maßnahmen aufgrund der 
COVID-19-Pandemie steuerlich nicht 
auswirken.
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dass Tage berücksichtigt werden, in denen 
der Betrieb auf der Baustelle aufgrund 
von COVID-19-Beschränkungen verhindert 
wurde.

Nach Ansicht der OECD ist ein vorüberge-
hender Standortwechsel von Vorstands-
mitgliedern oder anderen leitenden Ange-
stellten aufgrund der COVID-19-Pandemie 
eine außergewöhnliche und vorüberge-
hende Situation, welche keine Änderung 
der steuerlichen Ansässigkeit basierend 
auf einem DBA auslöst.

Trotz der Komplexität der Vorschriften 
und ihrer Anwendung auf eine Vielzahl 
potenziell betroffener Personen ist es nach 
Meinung der OECD unwahrscheinlich, dass 
die COVID-19-Reisebeschränkungen zu 
Änderungen bei der steuerlichen Ansässig-
keit nach einem DBA führen.

Die OECD nennt hier die zwei wesentlichs-
ten Situationen:

 → Eine Person ist vorübergehend nicht zu 
Hause (z.B. im Urlaub) und sitzt wegen 
der COVID-19-Pandemie in einem ande-
ren Land fest, wodurch sie dort eine 
Ansässigkeit nach innerstaatlichem 
Recht begründet.

 → Eine Person arbeitet in einem Land 
(dem „aktuellen Heimatland“) und ist 
dort ansässig, kehrt aber aufgrund der 
COVID-19-Situation vorübergehend 
in sein „früheres Heimatland“ zurück 
und begründet auch dort wieder einen 
Ansässigkeitsstatus.

In beiden Szenarien kommt die OECD zu 
dem Schluss, dass ein Wechsel der Ansäs-
sigkeit bei Anwendung der „Tie-breaker“-
Regelung (Zentrum lebenswichtiger Inte-
ressen, gewöhnlicher Aufenthaltsort und 
Staatsangehörigkeit) nicht zu Verwerfun-
gen führen darf, sofern dies nur aufgrund 

von COVID-19-Pandemie-Maßnahmen 
im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
geschieht.

In den aktuellen Leitlinien werden die 
nachfolgenden Sachverhalte vor dem 
Hintergrund der Regelung in Art. 15 des 
OECD-Musterabkommens betrachtet:

 → Lohnzuschüsse und ähnliche Einkünfte 
von Grenzgängern, die aufgrund von 
Beschränkungen ihre Arbeit nicht ver-
richten können.

 → Arbeitnehmer, die in einem Staat fest-
sitzen, in dem sie nicht wohnhaft sind, 
aber zuvor eine Beschäftigung ausge-
übt haben.

 → Arbeitnehmer, die in einem Staat an-
sässig sind und aus der Ferne für einen 
Arbeitgeber in einem anderen Staat 
arbeiten (Telearbeit).

Nach Ansicht der OECD sind Lohnzuschüsse 
basierend auf Maßnahmen aufgrund der 
COVID-19-Pandemie dem Staat zuzurech-
nen, an dem die Beschäftigung bis dato 
ausgeübt wurde.

Bei Durchführung der 183-Tage-Prüfung 
sind Anwesenheitstage aufgrund der 
COVID-19-Pandemie-Maßnahmen nach 
Ansicht der OECD außer Acht zu lassen.

Im Falle von Telearbeit kann die durch die 
COVID-19-Pandemie bedingte Ausübung 
der Tätigkeit aus einem anderen, dritten 
Staat dazu führen, dass der Arbeitgeber in 
diesem Staat zur Abführung von Lohnsteu-
er verpflichtet wird. Diese Änderung führt 
zu Compliance- und Verwaltungskosten 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die 
OECD verweist hier auf einige Rechtsord-
nungen, welche hierfür Leitlinien und 
administrative Erleichterungen veröffent-
licht haben, um den zusätzlichen Aufwand 
zu verringern.
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Durch das COVID-19-Steuermaßnahmen-
gesetz (COVID-19-StMG) wurde Art. 4 ATAD 
(Anti-Tax Avoidance Directive) in nationa-
les Recht eingebettet. Darin enthalten ist 
die Umsetzung der neuen Zinsschranken-
regelung, die durch den neu geschaffenen 
§ 12a Eingang in das österreichische Kör-
perschaftsteuergesetz (öKStG) findet. Ziel 
der neuen Bestimmung ist die Beschrän-
kung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von 
Zinsüberhängen, die 30 % des steuerlichen 
EBITDA übersteigen.

In Kraft tritt die Zinsschranke zum 
01.01.2021. Die erstmalige Anwendung 
erfolgt für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2020 beginnen.

Von der neuen Regelung sind unbe-
schränkt sowie beschränkt steuerpflich-
tige juristische Personen erfasst. Letztere 
jedoch nur, wenn sie im Inland eine 
Betriebsstätte unterhalten. Ausgenommen 
von der Neuregelung sind hingegen Kör-
perschaften, die nicht vollständig in einen 
Konzernabschluss eingebunden sind, über 
kein verbundenes Unternehmen verfügen 
und keine im Ausland befindliche Be-
triebsstätte betreiben.

Der Begriff „Zinsen“ umfasst jegliche 
Vergütungen für Fremdkapital einschließ-
lich sämtlicher Zahlungen für dessen 
Beschaffung sowie sonstige Vergütungen, 
die wirtschaftlich gleichwertig sind. Ein 
Zinsüberhang liegt vor, soweit die steuer-
lich abzugsfähigen Zinsaufwendungen die 
steuerpflichtigen Zinserträge eines Wirt-

schaftsjahres übersteigen. Das steuerliche 
EBITDA entspricht dem Gesamtbetrag der 
Einkünfte in einem Wirtschaftsjahr, neutra-
lisiert um steuerliche Ab- und Zuschreibun-
gen sowie den Zinsüberhang. 

§ 12a Abs. 1 öKStG normiert die Grundre-
gel der Zinsschranke. Demnach soll ein 
Zinsüberhang nur im Ausmaß von 30 % 
des steuerlichen EBITDA (=verrechenba-
res EBITDA) abzugsfähig sein. Übersteigt 
daher der Zinsüberhang diese Grenze, 
gelangt die Zinsschranke zur Anwendung 
und die Abzugsfähigkeit des Zinsüber-
hangs ist auf die Höhe des verrechenbaren 
EBITDA beschränkt. Wird der Zinsüberhang 
hingegen durch das verrechenbare EBITDA 
vollständig gedeckt oder überschreitet 
er den normierten Freibetrag von € 3 Mio. 
nicht, kann er zur Gänze abgezogen 
werden. Die Grundregel findet dann keine 
Anwendung. 

Der maßgebliche Zeitraum für die 
Ermittlung des Zinsüberhangs und des 
(verrechenbaren) EBITDA ist das jewei-
lige Wirtschaftsjahr. Der oben genannte 
Freibetrag von € 3 Mio. kann jedoch nur 
einmalig pro Veranlagungszeitraum in 
Anspruch genommen werden. Die bereits 
bisher verankerten Zinsabzugsverbote 
werden durch die Einführung der neuen 
Zinsschranke nicht berührt und sind geson-
dert zu prüfen.

Die von der ATAD eingeräumten Optionen, 
welche die  Zinsabzugsbeschränkung  ein-
schränken, abmildern oder ausschließen  
können, wurden umfangreich in den neu 
eingeführten § 12a öKStG übernommen. 
Folgende wären hier kurz zu nennen: 

 → Freibetrag: Uneingeschränkte Abzugs-
fähigkeit des Zinsüberhangs bis zu 
einem Betrag von € 3 Mio.

 → Altdarlehen: Zinsaufwendungen, die 
auf vor dem 17.06.2016 abgeschlosse-
nen Verträgen beruhen, sind bis zum 
Veranlagungsjahr 2025 vollständig 
abzugsfähig. 

 → Eigenkapital-Escape-Klausel: Voll-
ständige Abzugsfähigkeit eines 
Zinsüberhangs, wenn die betreffen-
de Körperschaft vollständig in einen 
Konzernabschluss einbezogen wird und 

15a | Umsetzung der Zinsschrankenregelung in Österreich   |   Autor: Peter Höntsch, WienÖSTERREICH

 
      Key Facts 

 → Einführung einer neuen Zinsschran-
ke durch § 12a öKStG als weitere 
Maßnahme zur Bekämpfung von 
Steuervermeidungspraktiken.

 → Steuerliche Abzugsfähigkeit eines 
Zinsüberhangs zukünftig auf 30 % 
des steuerlichen EBITDA beschränkt. 

 → Freibetrag von € 3 Mio. und zahlrei-
che Ausnahmeregelungen beschrän-
ken die Anwendbarkeit auf „große“ 
Konzerne.

 → Sonderregelungen für Unterneh-
mensgruppen gemäß § 9 öKStG.

COVID-19-Steuermaß-
nahmengesetz

Persönlicher  
Anwendungsbereich

Begriffsbestimmung

Grundregel

Ausnahmen
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ihre Eigenkapitalquote am jeweiligen 
Abschlussstichtag gleich hoch oder 
höher ist als die des Konzerns. 

 → Zinsvortrag: Auf Antrag unbegrenzter 
Zinsvortrag eines in einem Wirtschafts-
jahr nicht abzugsfähigen Zinsüber-
hangs.

 → EBITDA-Vortrag: Nicht verbrauchtes 
verrechenbares EBITDA kann in die 
nächsten fünf Wirtschaftsjahre vorge-
tragen werden. 

 → Öffentliche Infrastrukturprojekte: Zins-
aufwendungen, die zur Finanzierung 
von langfristigen öffentlichen Infra-
strukturprojekten anfallen, bleiben 
bei der Ermittlung des Zinsüberhangs 
sowie des EBITDA grundsätzlich außer 
Ansatz. 

Bei Unternehmensgruppen gemäß § 9 
öKStG entfaltet die Zinsschrankenregelung 
nur auf Ebene des Gruppenträgers seine 
Wirkung, wo sie auf das gesamte steuer-
liche Gruppenergebnis anzuwenden ist. 
Die Ermittlung des Zinsüberhangs und des 
steuerlichen EBITDA erfolgt somit konso-
lidiert für die gesamte Gruppe. Der oben 
beschriebene Eigenkapitalquotenver-

gleich sowie die Möglichkeit des Zins- und 
EBITDA-Vortrags gelten analog. Darüber 
hinaus gilt der erwähnte Freibetrag von 
€ 3 Mio. nur einmal für die gesamte Grup-
pe. Eine entsprechende Anpassung der 
Höhe in Abhängigkeit von der Gruppen-
größe findet sich im Gesetz nicht.

Obwohl man in Österreich davon ausging, 
dass die bereits bestehenden Restrikti-
onen beim Zinsabzug in § 12 Abs. 1 Nr. 9 
und Nr. 10 öKStG - Abzugsverbot für Kon-
zernbeteiligungsfinanzierungen sowie 
für niedrigbesteuerte Zinsen und Lizenz-
gebühren - angemessen seien, pochte die 
Europäische Union schlussendlich auf die 
Umsetzung des Art. 4 ATAD und drohte mit 
einem Vertragsverletzungsverfahren. Ob 
die nun neu eingeführte Zinsschranke zur 
gewünschten Eindämmung überhöhter 
Zinszahlungen und der angestrebten Be-
kämpfung von Steuervermeidungsprakti-
ken führt, wird sich zeigen. Für betroffene 
Rechtsträger gilt es jedoch bereits jetzt, 
mögliche Auswirkungen der Zinsschranke 
hinsichtlich bestehender Zinsaufwendun-
gen zu prüfen, um unerwünschten Folgen 
vorbeugen zu können.

StB Dr. Jürgen 
 Reinold, Wien, 
juergen.reinold@
wts.at

Ihr Kontakt

Sonderregelung für  
Unternehmensgruppen

Fazit

Nach der seit 01.01.2020 geltenden 
Rechtslage (§ 47 öEStG i.d.F. des AbgÄG 
2020) hatten ausländische Arbeitgeber in 
folgenden Fällen einen Lohnsteuereinbe-
halt durchzuführen:

 → Bestehen einer Lohnsteuerbetriebstätte 
(§ 81 öEStG) in Österreich;

 → keine Lohnsteuerbetriebstätte in 
Österreich, jedoch Beschäftigung von in 
Österreich unbeschränkt steuerpflichti-
gen Arbeitnehmern.

In allen anderen Fällen konnte sich der 
ausländische Arbeitgeber dafür entschei-
den, einen freiwilligen Lohnsteuereinbe-
halt durchzuführen. 

Das öBMF sah sich via Update der Lohn-
steuerrichtlinien veranlasst, die Lohn-
steuereinbehaltspflicht auf jene Konstel-
lationen zu beschränken, bei denen der 
Arbeitnehmer physisch in Österreich tätig 

15b | Doch keine Lohnsteuerabzugspflicht für ausländische Arbeitgeber ohne 
 Betriebstätte!  |   Autor: StB Karl Waser, Linz

ÖSTERREICH

 
      Key Facts 

 → Die Lohnsteuerabzugspflicht für aus-
ländische Arbeitgeber ohne Betrieb-
stätte in Österreich wird rückwirkend 
zum 01.01.2020 abgeschafft.

 → Für unbeschränkt steuerpflichtige 
 Arbeitnehmer, die den Mittelpunkt 
der Tätigkeit überwiegend in Öster-
reich haben, ist stattdessen künftig 
eine „Lohnbescheinigung“ abzu-
geben.

 → Es besteht weiterhin die Möglichkeit 
einer freiwilligen Lohnsteuerabfüh-
rung in Österreich. Dies ist vor allem 
dann sinnvoll, wenn der Arbeitneh-
mer ohnehin in Österreich sozialver-
sicherungspflichtig ist.

 → Es wurde klargestellt, dass eine 
freiwillige Lohnsteuerabführung 
nicht zu einer Lohnsteuerhaftung 
des Arbeitgebers führen kann.

(Alte) Rechtslage nach 
dem Abgabenänderungs-
gesetz 2020
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wurde und Österreich auch abkommens-
rechtlich das Besteuerungsrecht an den 
Arbeitnehmereinkünften zukam.

Der Gesetzgeber hat sich nun dazu 
entschlossen, das zwingende Lohnsteu-
erabzugsverfahren – rückwirkend zum 
01.01.2020 – wieder auf jene Konstellati-
onen einzuschränken, bei denen der aus-
ländische Arbeitgeber in Österreich über 
eine Lohnsteuerbetriebstätte verfügt. 

Verfügt der ausländische Arbeitgeber 
hingegen über keine Lohnsteuerbetrieb-
stätte, gilt nunmehr Folgendes:

Beschäftigt der ausländische Arbeitgeber 
einen in Österreich unbeschränkt steuer-
pflichtigen Arbeitnehmer, der seinen Mit-
telpunkt der Tätigkeit für mehr als sechs 
Monate des Kalenderjahres in Österreich 
hat, so hat der Arbeitgeber bis Januar bzw. 

bei elektronischer Übermittlung bis Febru-
ar des Folgejahres eine sog. Lohnbeschei-
nigung an das Finanzamt zu übermitteln, 
wobei hinsichtlich der Lohnbescheinigung 
für das Kalenderjahr 2020 eine abwei-
chende Einreichfrist bis 31.03.2021 gilt. 
In dieser Lohnbescheinigung sind Name, 
Wohnsitz, Geburtsdatum und Sozialversi-
cherungsnummer anzugeben sowie das 
Ausmaß der Bruttobezüge. 

Der ausländische Arbeitgeber kann wei-
terhin einen freiwilligen Lohnsteuerabzug 
in Österreich durchführen. Sollte der aus-
ländische Arbeitgeber die Lohnsteuer hier-
bei nicht in korrekter Höhe abführen, so 
kann dadurch allerdings keine Lohnsteu-
erhaftung begründet werden. Vielmehr 
trifft den Arbeitnehmer in diesem Fall eine 
Veranlagungspflicht nach dem ebenfalls 
neu normierten § 83 Abs. 2 Nr. 2 öEStG. 
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Neue Rechtslage nach 
dem COVID-19-Steuer-

maßnahmengesetz 

StB Karl Waser, Linz, 
karl.waser@icon.at

Ihr Kontakt

Ein österreichischer Arbeitskräfteentleiher 
zog von der Gestellungsvergütung und 
den weiterverrechneten Nächtigungskos-
ten, die er an einen britischen Personal-

gesteller zahlte, 20 % Abzugsteuer ab. Die 
beantragte anteilige Rückerstattung der 
Abzugsteuer auf Gemeinkosten, Gewinn-
anteil und Nächtigungskosten wurde vom 
österreichischen Finanzamt abgelehnt, 
weil die Abzugsteuer insgesamt geringer 
ausfiel als eine fiktive Lohnsteuer auf die 
Bezüge der Leiharbeiter. 

Das BFG entschied nun über die Frage, ob 
das Finanzamt die Rückerstattung einer 
Abzugsteuer auf Gestellungsvergütun-
gen i.Z.m. einer Arbeitskräftegestellung 
davon abhängig machen kann, ob diese 
Abzugsteuer eine „fiktive Lohnsteuer“ der 
gestellten Leiharbeiter überschreitet. Das 
Finanzamt hatte sich diesbezüglich auf 
die DBA-Entlastungsverordnung berufen. 
Diese fordere für die Entlastung von Ge-
stellungsvergütungen an der Quelle eine 
ausreichende Sicherstellung des österrei-
chischen Besteuerungsanspruchs, welche 
üblicherweise im Wege einer freiwilligen 
Lohnsteuerabführung zu erfolgen hat. 
Diese Grundsätze möchte das Finanzamt 
aus Gründen der Steuergerechtigkeit und 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung eben-
falls i.R.d. Rückerstattung anwenden.

15c | Abzugsteuererstattung an ausländische Arbeitskräftegesteller – fiktive 
 Lohnsteuerberechnung nicht zulässig  |   Autoren: StB Matthias Mitterlehner  
und StB Karl Waser, beide Linz

ÖSTERREICH

 
      Key Facts 

 → Einkünfte aus Arbeitskräftegestel-
lung zur Arbeitsausübung in Öster-
reich unterliegen einer 20%igen 
Abzugsteuer.

 → Im Rahmen von Rückerstattungs-
ersuchen wendet das zuständige 
Finanzamt regelmäßig eine „fiktive 
Lohnsteuer“ auf die Löhne der 
überlassenen Leiharbeitskräfte an. 
Übersteigt diese die einbehaltene 
Abzugsteuer, führt dies zur gänz-
lichen Ablehnung des Rückerstat-
tungsgesuchs.

 → Österreichisches Bundesfinanz-
gericht (BFG) sieht keine Rechts-
grundlage für die Anwendung einer 
fiktiven Lohnsteuer im Rahmen von 
Rückerstattungsverfahren.

 → Außerordentliche Revision vor dem 
VwGH noch nicht entschieden. 

Urteilsfall

BFG vom 06.08.2020  
(AZ: RV/7106560/2019)
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Seit dem 01.01.2021 besteht ein 30%iger 
Quellensteuerabzug bei Zahlungen an 
ausländische Unternehmen, soweit es sich 
um Vergütungen für Tätigkeiten in Schwe-
den handelt. Dies beinhaltet neben lokal 
in Schweden erbrachten Tätigkeiten auch 
solche, die außerhalb Schwedens ausge-
führt werden, aber als in Zusammenhang 

mit schwedischen Unternehmensaktivitä-
ten stehend angesehen werden. 

Um den Einbehalt von Quellensteuer zu 
vermeiden, können sich ausländische 
Unternehmen für F-Tax (schwedische 
Körperschaftsteuer) registrieren oder 
eine Quellensteuerbefreiung beantragen. 
Letztere gilt jedoch nur vertrags- bzw. 
projektspezifisch. Um sicherzustellen, dass 
der Vertragspartner keine Quellensteuer 
einbehält, sollte das ausländische Unter-
nehmen ihn vor Rechnungsstellung über 
die F-Tax Registrierung bzw. Quellensteu-
erbefreiung in Kenntnis setzen. Alternativ 
zur F-Tax-Registrierung bzw. Quellensteu-
erbefreiung ist ein Antrag auf Erstattung 
von Quellensteuer möglich, was jedoch 
den Liquiditätsabfluss nicht verhindert. 

Kehrseite der Medaille bei F-Tax-Registrie-
rung ist, dass ausländische Unternehmen 
mit F-Tax-Registrierung grundsätzlich zur 
Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet 
sind. Auch soweit keine Steuererklärung 
abzugeben ist, sind jährlich spezifische 
Informationen bereitzustellen, u.a. Art 
und Zeitraum der in Schweden durchge-

16  | Neuerungen für ausländische Unternehmen  |   Autoren: StB/FBIStR Dr. Blazenka 
Ban, Erlangen, Anja Liske, LL.M., München und Oliver Schreib, München

SCHWEDEN

 
      Key Facts 

 → Seit Januar 2021 grundsätzlich 
Einbehalt von 30 % Quellensteuer 
auf Vergütungen für Leistungen 
ausländischer Unternehmen. 

 → F-Tax Registrierung vermeidet den 
Einbehalt von Quellensteuer.

 → Einführung des Konzepts des wirt-
schaftlichen Arbeitgebers.

 → Verpflichtung zur Registrierung 
als Arbeitgeber und Einbehalt 
und Abführung von Lohnsteuer in 
 Schweden. 

 → Verpflichtung zur Abgabe einer 
 Steuererklärung und von spezifi-
schen Informationen zur F-Tax am 
Ende des Steuerjahres. 

Gesetzesänderung –  
seit 01.01.2021 grds. 
Quellensteuerabzug

Das BFG sah hingegen keine gesetzliche 
Grundlage für die Anwendung einer 
fiktiven Lohnsteuer als Erstattungssperre. 
Mangels inländischer Betriebsstätte des 
Personalgestellers lag keine Lohnsteu-
erabzugspflicht vor und die DBA-Entlas-
tungsverordnung war im vorliegenden 
Fall nicht anwendbar. 

Aufgrund der fehlenden Betriebsstät-
te stand Österreich gemäß Art. 7 DBA 
Großbritannien kein Besteuerungsrecht 
an den Unternehmensgewinnen des 
Personalgestellers zu, weshalb die antei-
lige Abzugsteuer auf den Gewinnanteil 
und die Gemeinkosten antragsgemäß zu 
erstatten sei. Nächtigungsgelder gehören 
nach innerstaatlichem Steuerrecht nicht zu 
den Einkünften aus unselbständiger Arbeit 
und könnten somit auch nicht von den 
unselbständigen Einkünften nach Art. 14 
DBA Großbritannien erfasst sein. Da diese 

folglich nicht Teil des in Österreich einkom-
mensteuerpflichtigen Arbeitslohns waren, 
stand auch insoweit eine Rückerstattung 
zu. Das Finanzamt hat gegen dieses Urteil 
Revision beim Verwaltungsgerichtshof 
eingelegt. Diese ist noch anhängig. 

In einem Beitrag in der österreichischen 
Fachzeitschrift ÖStZ kommen wir zu dem 
Ergebnis, dass ausländischen Arbeitskräf-
tegestellern grundsätzlich eine Rück-
erstattung der gesamten Abzugsteuer 
zustehen müsste. Die Rückerstattung der 
anteiligen Abzugsteuer, die auf den Lohn-
anteil des Leihpersonals entfällt, ließe 
allerdings die Einkommensteuerpflicht 
der Leiharbeiter in Österreich aufleben. 
Die Folge wäre eine Einkommensteuer-
veranlagungspflicht der Leiharbeiter, die 
zudem regelmäßig mit einer höheren 
Steuerbelastung im Vergleich zur Brutto-
abzugsbesteuerung verbunden wäre. 

Möglichkeiten zur  
Vermeidung/Erstattung 
von Quellensteuer

Aus der Registrierung 
ergeben sich  
Informationspflichten

Keine gesetzliche Grund-
lage für Einschränkung 

bzw. Versagung der 
Rückerstattung

Kein Besteuerungsrecht 
an Gemeinkosten,  
Gewinnanteil und  

Nächtigungskosten

StB Karl Waser, Linz, 
karl.waser@icon.at

StB Matthias 
Mitterlehner, Linz, 
matthias.mitter
lehner@icon.at

Ihr Kontakt
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führten Geschäftstätigkeiten und andere 
Informationen, die zur Bestimmung der 
Steuerschuld erforderlich sind. Ziel der 
schwedischen Behörden ist es, auf Basis 
dieser Informationen beurteilen zu kön-
nen, ob das ausländische Unternehmen 
eine Betriebsstätte in Schweden hat. Es ist 
entsprechend davon auszugehen, dass die 
Prüfung des Bestehens von Betriebsstätten 
erheblich an Bedeutung gewinnen wird. 

Ferner ist davon auszugehen, dass die o.g. 
Verpflichtung zum Quellensteuereinbe-
halt auch für nicht in Schweden ansässige 
Leistungsempfänger gilt, sofern diese bei 
der Leistungserbringung auf ausländi-
sche Subunternehmer zugreifen. Auch in 
diesem Fall ist dann bei einer fehlenden 
F-Tax-Registrierung eine Quellensteuer 
von 30 % einzubehalten und entsprechend 
an die zuständige Behörde abzuführen. 
Daher ist es empfehlenswert, mit dem 
Subunternehmer vertraglich zu vereinba-
ren, dass dieser eine F-Tax-Registrierung 
vornimmt, um zusätzliche Compliance-
Verpflichtungen für den Leistungsempfän-
ger zu vermeiden.

Ebenfalls zum 01.01.2021 wurde in 
Schweden der sog. wirtschaftliche Arbeit-
geberbegriff weiter kodifiziert. Basierend 
auf dieser wirtschaftlichen Betrachtungs-
weise wird der Arbeitgeber in Abhängig-
keit davon bestimmt, wer

 → die Kontrolle über den Arbeitnehmer 
ausübt, 

 → Räumlichkeiten und Material zur Verfü-
gung stellt, 

 → maßgeblich über den Zeitplan und den 
Urlaub entscheidet und 

 → die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers 
in Rechnung stellt, auch wenn dieser 
keinen Arbeitsvertrag mit dem Arbeit-
nehmer geschlossen hat. 

Bei einer konzerninternen Personalgestel-
lung ist dies in der Regel das aufnehmen-
de Unternehmen.

Auf Basis des wirtschaftlichen Arbeitge-
berbegriffs findet eine Besteuerung der 
entsprechenden Arbeitnehmereinkünfte 
in Schweden nunmehr ab Tag 1 statt. Als 
Konsequenz muss sich der ausländische 
(rechtliche) Arbeitgeber in Schweden 
registrieren und ist verpflichtet, monatlich 
Lohnsteuer für die entsandten Mitarbeiter 
abzuführen. Ausgenommen davon sind 
kürzere Tätigkeiten, welche 15 Tage am 
Stück und insgesamt 45 Tage während 
eines Kalenderjahres nicht überschreiten. 

Aufgrund der Neuregelung zum wirt-
schaftlichen Arbeitgeber ist zu beachten, 
dass die oben genannten steuerlichen 
Informationspflichten auch ausländische 
Unternehmen treffen, die als ausländische 
(rechtliche) Arbeitgeber in Schweden 
registriert sind. 

Verpflichtung zum  
Quellensteuereinbe-
halt auch für nicht in 
Schweden ansässige 
Leistungsempfänger

Einführung des Konzepts 
des wirtschaftlichen 

Arbeitgebers

Lohnsteuerpflicht bei  
Arbeitnehmerüber-
lassung/Personal-
gestellung
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Am 17.12.2020 hat der Bundestag das 
neue EEG und die Änderung weiterer 
energierechtlicher Regelungen beschlos-
sen. Diese weitreichende Novellierung 
ist zum 01.01.2021 in Kraft getreten. Vor 
allem interessant ist die Novelle für strom-
kostenintensive Unternehmen, die die 
Besondere Ausgleichsregelung (BesAR) 
in Anspruch nehmen, für Unternehmen in 
der Strom-Eigenversorgung und natürlich 
für Betreiber von Erneuerbare-Energien-
Anlagen.

Für die Betreiber von Bestandsanlagen 
gibt es nun Regelungen für die Zeit über 
2020 hinaus. Als das EEG im Jahre 2000 
erstmalig verabschiedet wurde, war 
die Förderdauer auf maximal 20 Jahre 
begrenzt. Für eine große Zahl von Anlagen 
wäre somit die Förderung mit Ende des 
Jahres 2020 ausgelaufen. Kurz vor diesem 
Termin wurden nun erstmals Regelungen 
für solche „Post-EEG-Anlagen“ getroffen 
(in § 3 Nr. 3a EEG 2021 als „ausgeförder-
te Anlagen“ definiert). Durch die §§ 21 
Abs. 1 Nr. 3, 100 Abs. 5 EEG 2021 ist eine 
Anschlussförderung nun grundsätzlich 
möglich. Dies gilt für Anlagen mit einer 
installierten Leistung bis 100 kW und für 
Windanlagen an Land, unabhängig von 
der installierten Leistung. 

Eine weitere Anpassung betrifft die Pflicht 
zum geeichten Messen im Falle der Dritt-
mengenabgrenzung. Diese Messpflicht 
kommt nun erst 2022. Unternehmen, die 
von einer Reduzierung der EEG-Umlage 
nach dem EEG profitieren, zum Beispiel 
als Eigenversorger mit eigener Stromer-
zeugung oder im Wege der Besonderen 
Ausgleichsregelung, erhalten ein weiteres 
Jahr Aufschub, die gesetzlichen Vorgaben 
an die Mess- und Eichpflichten für ihre 

privilegierten Strommengen zu erfüllen 
(siehe novellierter § 104 Abs. 10 EEG 
2021). Bislang galt für alle Unternehmen, 
die eine Reduzierung der EEG-Umlage in 
Anspruch nehmen wollten, die gesetzliche 
Pflicht, bis spätestens zum 31.12.2020 
mess- und eichrechtskonforme Zähler 
einzubauen. Dies verfolgte insbesondere 
das Ziel, eigene privilegierte von etwai-
gen fremden unprivilegierten Stromver-
bräuchen exakt abzugrenzen. Andernfalls 
drohte der durchaus umstrittene komplet-
te Verlust der EEG-Privilegien.

Die Deadline zum Jahresende 2020 hatte 
zahlreiche Unternehmen vor große prak-
tische Probleme gestellt. So waren zum 
einen Lieferengpässe bei der benötigten 
Zählertechnik zu verzeichnen und zum 
anderen die Auswirkungen der COVID-19 
Pandemie zu spüren, die das erforderliche 
Betreten von Betriebsgeländen für Dienst-
leister und Ingenieure zum Teil unmöglich 
machten. Zudem war der lange erwartete 
Leitfaden der BNetzA hierzu erst im Okto-
ber 2020 erschienen.

Abseits von der Regelung der Messpflicht 
können stromkostenintensive Unterneh-
men auch in Zukunft eine Reduzierung der 
EEG-Umlage für das Folgejahr beantragen. 
Dafür müssen sie insbesondere eine hohe 
Stromkostenintensität nachweisen. Hier 
bringt die EEG Novelle gewisse Erleichte-
rungen: 

 → Die erforderliche Schwelle der Strom-
kostenintensität wird in den nächsten 
drei Jahren jeweils 1 % nach unten 
gesetzt, von 14 % im Antragsjahr 
2021 auf letztlich 11 % im Antragsjahr 
2024. Die sukzessive Senkung der sog. 
SKI-Schwelle könnte insbesondere 
diejenigen Unternehmen gerade noch 
auffangen, welche die erforderlichen 
Schwellenwerte (krisenbedingt) zu-
künftig nicht mehr erreicht hätten.

 → Hinzu kommt eine echte Erleichterung 
für Unternehmen, welche zuletzt Pro-
duktionsrückgänge oder -schwankun-
gen zu erleiden hatten: die neue „2 aus 
3-Regelung“. In den drei Antragsjahren 

Hintergrund

Anschlussförderung  
für Bestandsanlagen

Vorbehaltloses Schätzen

Änderung im Antrags-
verfahren zur BesAR

Unternehmen und Erneuerbare Energien: Was bringt die Novelle des EEG 2021?   |    
Autoren: RAin Dr. Sabine Schulte­Beckhausen, RA Stefan Ulrich LL.M, RA Michael Schulz und 
Fabian Blazek, Köln/Düsseldorf

 
      Key Facts 

 → Novellierung des EEG 2021 in Kraft.
 → Erleichterung bei der Besonderen 

Ausgleichsregelung (BesAR).
 → Neues zur (Anschluss)Förderung von 

EE-Anlagen.
 → Anreize für Wasserstoff in Aussicht.
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2021, 2022 und 2023 sind anstelle der 
sonst üblichen letzten drei abgeschlos-
senen Geschäftsjahre nur zwei beliebi-
ge (günstige) dieser Geschäftsjahre für 
die Berechnungen von Stromverbrauch 
und Bruttowertschöpfung zugrunde zu 
legen.

 → Die Begrenzungswirkung für Stromver-
brauchsmengen über den Selbstbehalt 
von 1 GWh hinaus wird unabhängig 
von der Listenzugehörigkeit für alle 
erfolgreichen Antragsteller auf 15 % der 
EEG-Umlage festgelegt. Regelungen 
für Cap und Super-Cap bleiben daneben 
bestehen.

Eigenversorger dürfen – im Gegensatz 
zu Unternehmen, die ihren Strombedarf 
ausschließlich am Markt decken – auch 
unter dem neuen EEG 2021 in vielen Kon-
stellationen weiter EEG-Umlage sparen. 
So kommt es unter anderem zu einer 
Anhebung der Bagatellgrenze für eigen-
verbrauchten Strom aus kleinen Anlagen, 
in denen im Kalenderjahr ausschließlich 
erneuerbare Energien oder Grubengas 
eingesetzt worden sind. Dies kann zum 
vollständigen Entfallen der EEG-Umlage 
für Eigenversorgung aus kleinen Anlagen 
bis 30 kW für bis zu 30 MWh führen (vorher 
10 kW und 10 MWh).

Hingegen kommt es zu Nachteilen bei der 
Eigenversorgung aus hocheffizienten KWK-
Anlagen. Hier wird die Verringerung der 

EEG-Umlage auf maximal 3.500 Vollbenut-
zungsstunden jährlich gedeckelt, und dies 
rückwirkend zum 01.01.2018. 

Neuigkeiten gibt es außerdem für die 
Produzenten von Wasserstoff. So wurden 
mit dem EEG 2021 erstmalig Privilegie-
rungsvorschriften für die Erzeugung von 
Wasserstoff geschaffen. Diese betreffen 
zunächst nur die umlagebefreite Herstel-
lung von sog. Grünem Wasserstoff, also 
Wasserspaltung mit Strom aus erneuerba-
ren Energien, sowie eine neue Antragsva-
riante der Besonderen Ausgleichsregelung 
für Wasserstoffproduzenten. Ziel soll es 
sein, mit den neu eingeführten Vorschrif-
ten die Entwicklung von Technologien zur 
Herstellung von Wasserstoff zu unterstüt-
zen und eine Abwanderung der Wasser-
stoffproduktion ins Ausland zu verhindern. 

Die Neuregelung zur Amnestie für sog. 
Scheibenpachtmodelle in § 104 Abs. 5 
EEG 2021 betrifft Unternehmen, die in 
der Vergangenheit ein Stromeigenver-
sorgungsmodell über die Pacht einer 
sog. Kraftwerksscheibe realisiert hatten 
(laut Gesetz ein „anteiliges vertragliches 
Nutzungsrecht eines Letztverbrauchers“). 
Bei diesen Modellen sah es nicht nur die 
Bundesnetzagentur als kritisch an, ob der 
Nutzer einer solchen Scheibenpacht auch 
tatsächlich Betreiber der Anlage war und 
damit von den Privilegien der Befreiung 
oder Reduzierung der EEG-Umlage profi-
tieren durfte. Die bisherige Regelung in 

Eigenversorgung  
unter dem EEG 2021

Förderung für die Erzeu-
gung von Wasserstoff

Amnestie für  
Scheibenpachtmodelle
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§ 104 Abs. 4 EEG 2017 wollte hier Klarheit 
für Altfälle vor dem 01.08.2014 schaffen 
und sah eine Amnestie vor: Betroffenen 
Unternehmen wurde gegenüber dem 
Übertragungsnetzbetreiber ein Leistungs-
verweigerungsrecht gegen die Forderung 
auf Zahlung der EEG-Umlage eingeräumt. 
Dies war allerdings an die – höchst unklare 
– Voraussetzung geknüpft, dass der Nutzer 
die Anlage „wie eine Stromerzeugungsan-
lage betrieben hat“. Dies hat zu erhebli-
cher Beunruhigung in der Branche geführt, 
da in vielen Fällen Rückzahlungen der 
EEG-Umlage in Millionenhöhe im Risiko 
standen.

Das neue EEG 2021 ergänzt nun dieses 
Leistungsverweigerungsrecht um die Mög-
lichkeit einer gütlichen Streitbeilegung. 
Unter engen Voraussetzungen erhalten 
betroffene Unternehmen das Recht, von 
dem zuständigen Übertragungsnetzbe-
treiber den Abschluss eines Vergleichs zu 
verlangen. Der Anspruch kann von den 
Unternehmen nur bis zum 30.06.2022 
geltend gemacht werden. Auf sein Leis-
tungsverweigerungsrecht mit Blick auf 
die EEG-Umlage, die auf die betroffenen 
Strommengen anfallen könnte, muss das 
Unternehmen im Gegenzug verzichten. 
Danach – so die Absicht des Gesetzge-
bers – sollte durch diese Regelung für die 
streitigen Scheibenpacht-Altfälle endlich 
Rechtsfrieden hergestellt sein. Diese 
Regelung steht unter dem Vorbehalt der 
beihilfenrechtlichen Genehmigung durch 
die EU-Kommission.

Für Betreiber von bestimmten Bestandsan-
lagen greift die Ausnahme, dass eine ver-
säumte Registrierung im Marktstammda-
tenregister der Bundesnetzagentur (Frist 
31.01.2021) nicht zu Sanktionen bzw. zum 
Verlust von Zahlungsansprüchen nach dem 

EEG führt. Dies gilt für Solaranlagen, die 
vor dem 01.01.2009 in Betrieb genommen 
wurden, und sonstigen Anlagen, die vor 
dem 01.08.2014 in Betrieb genommen 
wurden, sofern sie nicht einer Registrie-
rungspflicht nach § 6 der Anlagenregister-
verordnung unterfallen. Betreiber von 
Anlagen, die nicht unter diese Ausnahme 
fallen, sollten ihre Registrierungspflicht 
prüfen und die versäumte Registrierung 
umgehend nachholen, um keine Sanktion 
zu riskieren.

Auf Betreiber von bestimmten Anlagen 
kommt eine neue Pflicht zu, diese tech-
nisch so auszustatten, dass Netzbetreiber 
oder andere Berechtigte damit über ein 
sog. Smart-Meter-Gateway unter anderem 
die Ist-Einspeisung abrufen können und 
diese ggf. fernsteuern können. Ob diese 
Pflicht besteht, ist unter anderem davon 
abhängig, welche installierte Leistung die 
Anlage hat. 

Nach langer Diskussion innerhalb des 
Marktsegments ist nun die Ausschrei-
bungspflicht für große PV-Anlagen durch 
das EEG 2021 geregelt worden. Anlagen 
auf Gebäuden (Aufdachanlagen) mit 
einer Inbetriebnahme ab dem 01.04.2021 
müssen erst ab 750 kWp ausgeschrieben 
werden. Für Dachanlagen zwischen 300 
kWp bis 750 kWp kommt den Betreibern 
ein Wahlrecht zu, ob diese Anlagen am 
Ausschreibungsverfahren teilnehmen 
oder die halbe Einspeisevergütung erhal-
ten. Aufdachanlagen konkurrieren in der 
Ausschreibung nicht mehr mit Freiflächen-
PV. Die Terminologie unterscheidet nun 
klar zwischen Freiflächenanlagen und 
Anlagen, die sich in, an oder auf Gebäuden 
befinden. Wenn die Anlagen bezuschlagt 
werden, gilt weiterhin der Ausschluss des 
Eigenverbrauchs.  

Keine Sanktionierung 
nach EEG bei Verletzung 

der Registrierungspflicht 
im Marktstammdaten-
register für bestimmte 

Bestandsanlagen

Smart-Meter- 
Einbaupflicht

Photovoltaik-Aus-
schreibungen für  
Dachanlagen

RAin Dr. Sabine 
Schulte­Beckhausen, 
Köln, 
sabine.schulte­beck
hausen@wts.de
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Nachdem das BMF noch kurz vor dem Jah-
reswechsel den Referentenentwurf des 
Transparenz-Finanzinformationsgesetzes 
Geldwäsche vorgelegt hatte, hat nun das 
Bundeskabinett am 10.02.2021 den Re-
gierungsentwurf des Transparenzregister- 
und Finanzinformationsgesetz („TraFinG“) 
verabschiedet. Nach der Richtlinie (EU) 
2018/843 (EU-Geldwäscherichtlinie) sind 
die Transparenzregister der EU-Mitglied-
staaten bis zum 10.03.2021 miteinander 
zu vernetzen. Der Gesetzentwurf soll die 
Voraussetzung hierfür schaffen, indem das 
Transparenzregister auf strukturierte Da-
tensätze zu den wirtschaftlich Berechtig-
ten in einem EU-weit einheitlichen Daten-
format umgestellt werden und damit nicht 
länger ein bloßes Auffangregister sein soll. 
Was der Verbesserung der praktischen und 
digitalen Nutzbarkeit des Transparenzre-
gisters dienen soll, wird durch die hierfür 
notwendigen Änderungen unter anderem 
des Geldwäschegesetzes („GwG“) zu einer 
starken Zunahme der eintragungspflich-
tigen Gesellschaften – von derzeit rund 
400.000 auf künftig ca. 2,3 Mio. – führen. 
Dies dient wiederum einer weiteren 
Intention des gegenständlichen Gesetz-
entwurfs, nämlich der Schaffung von 
Transparenz über Rechtseinheiten und ihre 
wirtschaftlich Berechtigten.

Ergänzend ist zu erwähnen, dass der 
Gesetzentwurf zur Umsetzung der (EU) 
2019/1153 (EU-Finanzinformationsrichtli-
nie) auch die Benennung des Bundesamts 
für Justiz (BfJ) und des Bundeskriminal-

amts (BKA) für den Kontenabruf und den 
hieran anknüpfenden Austausch von 
Kontendaten mit Europol vorsieht. 

Bislang sieht § 20 Abs. 2 GwG bezüglich 
der Pflicht zur Mitteilung des oder der 
wirtschaftlich Berechtigten an das Trans-
parenzregister bestimmte Befreiungen vor 
(Meldefiktion). 

Die Mitteilungspflicht gilt nach derzeitiger 
Rechtslage zum einen als erfüllt, wenn die 
zur Angabe des wirtschaftlich Berechtigten 
notwendigen Informationen bereits aus 
anderen öffentlichen Quellen (z. B. Han-
delsregister) lückenlos ermittelbar sind 
(§ 20 Abs. 2 Satz 1 GwG). Zum anderen gilt 
die Mitteilungspflicht bei börsennotierten 
Gesellschaften stets als erfüllt (§ 20 Abs. 2 
Satz 2 GwG). Über den Wortlaut des Ge-
setzes hinaus wird die Meldefiktion unter 
bestimmten Voraussetzungen auch auf 
Tochtergesellschaften börsennotierter 
Gesellschaften ausgeweitet. Aus diesem 
Grunde können sich gegenwärtig ca. 
1,9 Mio. Unternehmen auf eine Befreiung 
von der Mitteilungspflicht berufen.

Infolge der vorgenannten Meldefiktion 
werden aktuell im deutschen Transparenz-
register nur solche Rechtseinheiten 
„aufgefangen“, deren wirtschaftlich Be-
rechtigte nicht aus anderen inländischen 
Registern ermittelt werden können. Dies 
ist beispielsweise der Fall bei Konzernen 
unter Beteiligung von bislang in Registern 
nicht erfassten Rechtsformen und auslän-
dischen Anteilseignern, bei Kommandit-
gesellschaften und bei vom Normalfall ab-
weichenden Stimmrechtsvereinbarungen. 
Daher liegen dem Transparenzregister 
auch nur in Bezug auf diese Rechtseinhei-
ten Daten zum wirtschaftlich Berechtigten 
in strukturiertem Datenformat vor, sofern 
der Meldepflicht auch tatsächlich nachge-
kommen wurde. Dies wiederum begrün-
det den aktuell paradoxen Zustand eines 
intransparenten Transparenzregisters, 
welches aufgrund der dünnen Datenlage 
bzw. unstrukturierten Datensätze in seiner 
effektiven Nutzbarkeit stark eingeschränkt 
ist. 

Regierungsentwurf  
vom 10.02.2021

Ausgangslage:  
Meldefiktion gem.  
§ 20 Abs. 2 GwG

Umstellung von 
Auffangregister auf 
Vollregister 

Regierungsentwurf zur Verschärfung der Meldepflichten im Geldwäschegesetz   |   
Autoren: RA Boris Nefedow und Irina Anechiforesei, beide München

 
      Key Facts 

 → Pflicht zur Meldung wirtschaftlich 
Berechtigter für alle Gesellschafts-
formen.

 → Abschaffung der Meldefiktion nach  
§ 20 Abs. 2 GwG.

 → Vernetzung der EU-Transparenz-
register.

 → Inländischer Immobilienanteilser-
werb i.S.d. § 1 Abs. 3 GrEStG durch 
ausländische Gesellschaften künftig 
meldepflichtig.
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Geldwäscherecht    
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Durch die ersatzlose Aufhebung von § 20 
Abs. 2 GwG soll dieser Zustand beendet 
und das Transparenzregister zu einem 
Vollregister erweitert werden. Vollregister 
deshalb, weil künftig alle Gesellschaften 
unabhängig von ihrer Rechtsform zur 
Ermittlung und Mitteilung ihres wirtschaft-
lich Berechtigten verpflichtet werden. 

Um mehr Rechtsklarheit und Rechtssicher-
heit bei der Ermittlung des wirtschaftlich 
Berechtigten bei börsennotierten Gesell-
schaften zu gewährleisten, wird § 3 Abs. 2 
Satz 1 GwG dergestalt angepasst, dass nun 
auch für diese die unwiderlegliche Vermu-
tung nach Satz 1 mit ihren zahlenmäßig 
fixierten Grenzen Anwendung findet. 
Damit einhergehend kann es auch bei bör-
sennotierten Gesellschaften einen fiktiven 
wirtschaftlich Berechtigten geben.

Verpflichtete nach dem GwG sollen da-
durch entlastet werden, dass deren Sorg-
faltspflicht zur Identifizierung der wirt-
schaftlich Berechtigten einer Gesellschaft 
künftig im Regelfall als erfüllt gilt, wenn 
vom Vertragspartner Angaben zum wirt-
schaftlich Berechtigten erhoben wurden 
und sich kein Widerspruch gegenüber den 
Angaben im Transparenzregister ergibt. 
Eine entsprechende Ergänzung von § 12 
GwG ist konsequent, da jede Gesellschaft 
meldepflichtig wird und sich die Daten-
lage im Transparenzregister demnach 
deutlich erhöht und verlässlicher wird.

Schließlich soll durch die Änderung des 
§ 20 Abs. 1 GwG nicht nur der Direkter-
werb von Immobilien im Inland durch aus-
ländische Gesellschaften eine Meldepflicht 
beim inländischen Immobilieneigentümer 
auslösen, sondern auch der Anteilserwerb 
durch ausländische Gesellschaften, der 
sog. share deal. Dabei müssen die Anteile 
aber dem Umfang von § 1 Abs. 3 GrEStG 
entsprechen.

Das TraFinG soll bereits am 01.08.2021 in 
Kraft treten, wobei je nach Rechtsform 
der bisher nicht meldepflichtigen Gesell-
schaften unterschiedliche Übergangsfris-
ten vom 31.03.2022 bis zum 31.12.2022 
gelten; Unstimmigkeitsmeldungen wegen 

fehlender Eintragung sind erstmals am 
01.04.2023 abzugeben.

Der Wegfall der Mitteilungsfiktion wird für 
viele Unternehmen eine Herausforderung 
darstellen. So ist die Ermittlung des wirt-
schaftlich Berechtigten vielfach komplex 
und erfordert oft ein gesellschaftsrechtli-
ches Know-how, insbesondere in Konzern-
strukturen. Gerade bei Letzteren dürfte 
erschwerend hinzukommen, dass die 
Meldepflicht gesellschaftsbezogen und 
gerade nicht konzernbezogen ist. 

Das Bundesministerium des Innern dürfte 
indes mit steigenden Einnahmen rechnen, 
da Buß- und Verwarnungsgelder wegen 
Verstößen gegen das GwG dieser Behör-
de zufließen. So handelt unter anderem 
ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig Angaben zu den wirtschaftlich 
Berechtigten nicht einholt bzw. nicht oder 
nicht rechtzeitig der registerführenden 
Stelle mitteilt (§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 55 
GwG). Bei einmaligen Verstößen sind Geld-
bußen bis zu € 150.000 möglich, obschon 
der Regelsatz hierfür höchstens € 1.000 
beträgt. Vor allem Rechtseinheiten, die 
bisher die Mitteilungsfiktion irrtümlicher-
weise in Anspruch genommen haben und 
durch Inkrafttreten des TraFinG erstmals 
ihrer Meldepflicht nachkommen, haben 
mit Sanktionen zu rechnen. So ist die 
Anzahl der verhängten Bußgelder in der 
Vergangenheit stetig gestiegen, nachdem 
die Übergangsfrist für die Meldepflicht am 
01.10.2017 endete (§ 59 Abs. 1 GwG). 

Das Verhängen eines Bußgeldes in un-
bekannter Höhe könnte überdies einen 
Reputationsschaden des betroffenen 
Unternehmens nach sich ziehen, da auf 
den Seiten der zuständigen Aufsichts- und 
Verwaltungsbehörden sämtliche unan-
fechtbaren Bußgeldentscheidungen für 
die Dauer von fünf Jahren veröffentlicht 
werden (vgl. WTS Journal 05/2017). Diese 
öffentlich wirksame Zurschaustellung, das 
sogenannte „naming und shaming“, dürfte 
an Bedeutung gewinnen und könnte die 
finanziellen Konsequenzen eines Bußgel-
des für die Unternehmen je nach Branche 
deutlich überwiegen.

Abschaffung der  
Meldefiktion nach  

§ 20 Abs. 2 GwG

Anpassung von § 3 GwG

Erleichterung  
für Verpflichtete 

Immobilien Share  
Deal löst auch  

Meldepflicht aus

Ausblick

Drohende Bußgelder

„Naming und Shaming“

RA/StB Thomas 
Melcher, München, 
thomas.melcher@
wts­legal.de

Ihr Kontakt



Bei der FAS haben wir uns das Ziel gesetzt, 
diese Entwicklung aktiv mitzugestalten, 
weiterzuentwickeln und für unsere Kun-
den einzusetzen: mit dem seit Dezember 
2020 neu entstandenen Bereich „Digital 
Architecture“ (DA) wird die tiefe fachliche 
Expertise der WTS/FAS im Steuer- und 
Finanzwesen mit dem Know-how über 
Datenwertschöpfung der neuen Generati-
on vereinigt. Durch den Einsatz von cloud-
basierten Technologien und innovativen 
Werkzeugen der Datenwertschöpfung 
möchten wir unsere Fachberatung noch 
flexibler, skalierbarer, datengetriebener 
und damit für die Zukunft wettbewerbsfä-
hig machen. 

Digital Architecture Beratung

Die „Digital Architects“ der FAS sind auf die 
Standorte Berlin, München und Stuttgart 
verteilt. Headquarter ist Berlin unter der 
Leitung von Moritz Pawelke. Das multidis-
ziplinäre Team besteht aktuell aus zehn 
Personen, die an den Schnittstellen zwi-
schen Business und Domain Knowledge, 
Technologie, Datenanalyse und agilem 
Projekt- und Programm-Management 
jenseits von Technologie (SCRUM und 
Design Thinking) arbeiten. Die Kombi-
nation unterschiedlicher Disziplinen und 
Profile aus dem digitalen und akademi-
schen Umfeld verspricht eine holistische 
Betrachtungsweise der Anforderungen 
und Spezifikationen unserer Kunden. Die 
daraus entstehenden Synergien gehören 
zur DNA der Digital Architecture Beratung. 
Sie werden besonders im Zusammenspiel 
von fachlicher Expertise und fundierten 
Kenntnissen digitaler Architekturen und 
Datenwertschöpfungsprozessen deutlich.
 
Datenwertschöpfung und  
Tech enabled consulting 

So kann eine effiziente und strukturierte 
Vorbereitung von Daten für weitergehen-
de Analysen nur durch das Zusammenspiel 
von fachlichem Wissen und Datenmo-
dellierungs- sowie Tool-Kenntnissen 
erfolgen. Auch bei der Konzeption von 
analytischen Anwendungen und Benutzer-
oberflächen (User Experience / Interface) 
ist eine umfassende Beratung nur mit 
entsprechendem fachlichen Wissen und 
Verständnis für statistische Methoden 

Themenspecial

Moritz Pawelke, Berlin

Datenwertschöpfung als Basis der 
 Unternehmenssteuerung der Zukunft 
Modernen Lösungen zur Unternehmenssteuerung liegen heutzutage neben dem 
Verständnis des Geschäftsmodells (Business Knowledge) und fachlicher Expertise 
(Domain Knowledge) immer stärker Erfolgsfaktoren zugrunde, die auf der Wert-
schöpfung aus Daten, dem Einsatz disruptiver Technologien und agilen Prozessen 
basieren (Data Knowledge). 
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möglich. Nur durch die Kombination der 
verschiedenen Wissensbereiche kann sich 
Digital Architecture Beratung mit Lösungen 
auszeichnen, die unsere Mandanten dazu 
befähigen, aus Rohdaten Informationen 
und aus Informationen entscheidungsre-
levantes Wissen und Wertschöpfung zu 
generieren – zeitnah, fehlerunanfällig und 
automatisiert.

Entscheidend für die Umsetzung techni-
scher Lösungen in der Digital Architec-
ture Beratung ist nicht die Verwendung 
eines bestimmten Produkts, sondern die 
konkreten Anforderungen und Rahmen-
bedingungen unserer Kunden. Techno-
logie sollte immer ein effizienter und 
unabhängiger Enabler der angedachten 
Prozesse sein, anstatt Abläufe der Tool-
Auswahl anpassen zu müssen. Technolo-
gieentscheidungen sollten ein Maximum 
an Flexibilität bieten – z.B. on-premise- als 
auch multi-cloud-fähig sein – und keine 
Lock-in Effekte nach sich ziehen.

Zukunftsfähiges Spektrum 
an Anwendungsfällen

Für ein effizientes, skalierbares und aut-
arkes Datenwertschöpfungsmodell ist es 
irrelevant, welche Daten verarbeitet – das 
heißt geladen, transformiert, modelliert, 
ausgeliefert und analysiert – werden 
können. Die Anwendungsfälle erstrecken 

sich über das gesamte Spektrum beste-
hender Finanz- und Steuerberatung und 
auch darüber hinaus auf zukünftige Bera-
tungsformen, neue Berichtsformate und 
Dienstleistungsangebote.

Anschlussfähige Lösungen mit 
skalierbarer Technologie

Zusätzlich definiert sich Digital Architec-
ture durch hohe Kompatibilität und 
Anschlussfähigkeit. Nur Lösungen, die 
schnell und ohne lange Ramp-Up-Phasen 
in Betrieb genommen werden können, 
ermöglichen den Einsatz von technologie-
befähigten Prozessen und Tools. Es ist 
zentral, dass alle gängigen Datenquell-
systeme von ERP bis CRM mit wenig 
Aufwand integriert werden können und 
eine modulare Erweiterbarkeit garantiert 
ist. Außerdem sollten die produktiven 
Architekturen weitestgehend autark im-
plementiert werden können. Der Bedarf 
an oftmals sehr engen Kapazitäten von 
internen IT-Abteilungen für den Aufbau 
und den Betrieb einer Umsetzung soll so 
gering wie möglich gehalten werden.

Agiles Programm-Management

Der Einsatz moderner Software-Lösungen 
und Cloud-Plattformen wird in der Digital 
Architecture Beratung durch agiles und fle-
xibles Projektmanagement komplemen-
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Das Konzept der 
End-2-End Datenwert-
schöpfungskette (DWK): 
Generische End-2-End 
Lösungsskizze der 6 
Architekturkomponenten 
der DWK

tiert. In einer Welt, in der Entscheidungen 
schnell getroffen und langfristig gedacht 
werden müssen, ist es wichtig, Lösungen 
zu entwickeln, die schnell umsetzbar und 
gleichzeitig nachhaltig gedacht sind. Die 
Projektumsetzung mit Prozessen wie 
SCRUM und Kanban sowie Methoden wie 
Design Thinking und Lean Startup stellt 
sicher, dass diese Balance aus Innovati-
onskraft und Nachhaltigkeit erreicht wird. 
Wie schon bei der Technologiewahl steht 
Pragmatismus und effiziente Anwendbar-
keit über starrer Festlegung auf nur einen 
Ansatz. 

End-to-End Datenwertschöpfungskette

Aus der Gesamtheit der bisher beschrie-
benen Ansätze und Werkzeuge leitet die 
Digital Architecture Beratung ihr zentrales 
Vorgehensmodell ab: die Datenwertschöp-
fungskette (DWK). Sie gliedert sich in sechs 
aufeinanderfolgende Prozessschritte, die 
ein durchgängiges Governance-Modell und 
agiles Programm-Management verbindet.

Der entscheidende erste Schritt in der 
Umsetzung der DWK ist – im übertragenen 
Sinn – mit ihrem Ende zu beginnen. In der 
Anforderungsaufnahme wird zunächst 
analysiert, welche Erkenntnisgewinne 
gezogen werden sollen: Welche Fragen 
sollen beantwortet, welche Entscheidun-
gen getroffen werden? Getrieben von den 
ermittelten Fragestellungen folgt die Auf-

schlüsselung der notwendigen Teilschritte, 
um die entsprechenden Antworten zu er-
arbeiten: In welchem Format müssen die 
Daten ausgeliefert werden, damit sich die 
avisierten Erkenntnisse gewinnen lassen? 
Wie müssen die Daten gespeichert und 
strukturiert werden, damit sie analyse-
fähig sind? Welche Data Science-Modelle 
lassen sich auf die Daten anwenden, um 
damit zukunftsgewandte Analyseverfah-
ren ermöglichen zu können? Wie können 
Anwender Daten extrahieren, laden und 
transformieren? Welche Rohdaten und 
Quellsysteme sind einzubinden, um die 
entsprechende Datengrundlage für alle 
nachgelagerten Schritte zu schaffen?

Strukturiert zu datengetriebenen 
Entscheidungen

Diese Vorgehensweise zur Erfassung und 
Auswertung der Anforderungen ermög-
licht die Entwicklung und Implementie-
rung einer Lösung, die an den Ursachen 
von Problemen und grundlegenden 
Analysebarrieren ansetzt. Die Datenwert-
schöpfungskette der Digital Architecture 
Beratung liefert eine klare Gegenüberstel-
lung des Ist-Zustandes mit einer Zieldar-
stellung, die digitale Werkzeuge einsetzt, 
um Prozesse nicht nur zu verbessern, 
sondern innovativ und nachhaltig neu zu 
gestalten – End-to-End von der Anbindung 
der Datenquellen bis zur datengetriebe-
nen Entscheidung.

Einführung • Das Konzept der End-2-End Datenwertschöpfungskette

Das Konzept der End-2-End Datenwertschöpfungskette (DWK) 
Generische End-2-End Lösungsskizze der 6 Architekturkomponenten der DWK
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Moritz Pawelke, 
Berlin, 
moritz.pawelke@
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Fazit

Digital Architecture Beratung bewegt 
sich an der Schnittstelle von Business 
und Domain Knowledge, Technologie, 
agilem Programm-Management und 
Advanced Analytics. Ihr Ziel ist, aus 
dem Zusammenspiel von innovativer 
Prozesssteuerung und modernen 
Technologien aus komplexen Rohda-
ten entscheidungsrelevante Informati-
onen zu gewinnen. Das entlang einer 
ganzheitlichen Datenwertschöpfungs-
kette strukturierte Vorgehensmodell 
fokussiert auf den Erkenntnisgewinn 
und die nachhaltige Handlungsfähig-
keit unserer Kunden.
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Das International Accounting Standards 
Board (IASB) schlägt in dem Entwurf 
eines Vorschlags zur Änderung von IFRS 
16 (ED/2020/4 „Lease Liability in a Sale 
and Leaseback“) vor, die Bilanzierung 
gemäß IFRS 16: Leasingverhältnisse im 
Zusammenhang mit Sale-and-Lease-
back-Transaktionen zu verbessern. Die 
vorgeschlagenen Änderungen würden 
die Bilanzierungsmethode des Verkäu-
fers/Leasingnehmers bei Erstansatz des 
Nutzungsrechts und der Leasingverbind-
lichkeit in einer Sale-and-Leaseback-
Transaktion und die Folgebewertung der 
Leasingverbindlichkeit spezifizieren. Der 
Änderungsvorschlag gilt für die Sale-and-
Leaseback-Transaktionen, bei denen die 
Voraussetzung der Übertragung eines 
Vermögenswerts als Verkauf erfüllt ist.

Das IFRS Interpretations Committee erhielt 
eine Anfrage, die Bilanzierung von Sale-
and-Leaseback-Transaktionen mit variab-
len Leasingzahlungen zu regeln. Die Ziel-
setzung war zu klären, wie der Verkäufer/
Leasingnehmer das aus dem Rückleasing 
resultierende Nutzungsrecht zu Beginn der 
Laufzeit des Leasingverhältnisses bewer-
ten und wie er den Gewinn oder Verlust 
der Transaktion erfassen soll. Die bislang 
unterschiedliche Bilanzierungspraxis 
führte zu wesentlichen Abweichungen in 
den Jahresabschlüssen der Verkäufer/Lea-
singnehmer.

Der Änderungsentwurf würde die bisheri-
gen Regelungen zu Sale-and-Leaseback-
Transaktionen weiterentwickeln, hat aber 
keine Auswirkungen auf die Grundsätze 
der Bilanzierung von Sale-and-Leaseback-
Transaktionen und auf die Bilanzierung der 

Leasingverhältnisse, die nicht mit Sale-and-
Leaseback–Transaktionen verbunden sind.

Im Falle einer Sale-and-Leaseback-Trans-
aktion hat der Verkäufer/Leasingnehmer 
bei Erstansatz 
a   das mit dem Rückleasing verbundene 

Nutzungsrecht mit dem Teil des früheren 
Buchwerts anzusetzen, der sich auf das 
vom Verkäufer/Leasingnehmer zurück-
behaltene Nutzungsrecht bezieht. Der 
Verkäufer/Leasingnehmer bestimmt die-
sen zurückbehaltenen Anteil durch einen 
Vergleich zwischen den erwarteten, dis-
kontierten Leasingzahlungen und dem 
beizulegenden Zeitwert des verkauften 
Vermögenswertes. Der Verkäufer/Lea-
singnehmer hat etwaige Gewinne oder 
Verluste nur insoweit zu erfassen, als sie 
sich auf die auf den Käufer/Leasinggeber 
übertragenen Rechte beziehen.

b   die Leasingverbindlichkeit zum Barwert 
der erwarteten, diskontierten Lea-
singzahlungen anzusetzen. Sofern der 
Verkaufspreis oder die vereinbarten 
Leasingzahlungen von den marktüb-
lichen Werten abweichen, ist eine   
entsprechende Anpassung notwendig. 

c   sämtliche variablen Leasingzahlun-
gen (unabhängig davon, ob diese von 
einem Index oder einer Rate abhängen, 
z.B. auch umsatzabhängige Mieten) zu 
berücksichtigen. Die Leasingzahlun-
gen sind über die Gesamtlaufzeit des 
Leasingverhältnisses entsprechend den 
Erwartungen zu schätzen. Für die Fol-
gebewertung der Leasingverbindlich-
keit sind diese geschätzten erwarteten 
Leasingzahlungen über die Gesamt-
laufzeit unverändert beizubehalten. 
Eine Neubewertung der variablen 
Leasingzahlungen erfolgt nur noch bei 
einer Änderung der Leasinglaufzeit 
oder einer Modifikation. Eventuelle 
Abweichungen zwischen der Schätzung 
und den tatsächlichen Zahlungen sind 
ergebniswirksam zu erfassen. 

Die Übergangsvorschriften sehen grund-
sätzlich eine retrospektive Anwendung 
gemäß IAS 8 vor. Die Kommentierungsfrist 
für den Entwurf endet am 29.03.2021.

Umfang des Entwurfs 

Hintergrund

Geltungsbereich

Nutzungsrecht

Leasingverbindlichkeit

Variable Leasing-
zahlungen

1a   | Entwurf zu Änderungen an IFRS 16 bei der Bilanzierung von Sale-and-Lease-
back-Transaktionen   |   Autorin: WPin (Ungarn) Gyöngyver Csomay, München

 
      Key Facts 

 → Konkretisierung der Berechnung des 
Nutzungsrechts und der Leasing-
verbindlichkeit bei Erstansatz und 
Folgebewertung.

 → Berücksichtigung aller variablen 
Leasingzahlungen.

 → Grundsätzlich retrospektive Anwen-
dung.

 → Kommentierungsfrist bis 29.03.2021.
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Die Folgen von COVID-19 werden immer 
deutlicher. Mit Auslaufen der staatlichen Un-
terstützungsmaßnahmen für Unternehmen 
wird sich zeigen, inwieweit die Liquidität 
und Bonität zahlreicher Unternehmen akut 
gefährdet ist. Hierdurch rücken auch Forde-
rungen als relevanter Bestandteil der Vermö-
genspositionen in den Fokus. Forderungs-
ausfälle können den Erfolg und damit die 
Liquidität nachhaltig negativ beeinflussen. 
Bei geringen Umsatzrenditen können Forde-
rungsausfälle nur durch erhebliche Umsatz-
steigerungen ausgeglichen werden. In der 
Praxis wird jedoch häufig den Tätigkeiten im 
Forderungsmanagement ein vergleichswei-
se geringer Stellenwert beigemessen. 

Gerade in Zeiten von COVID-19 und neuen 
Rahmenbedingungen wie Homeoffice zeigt 
sich vor allem im Mahnwesen bei vielen 
Unternehmen Nachholbedarf. Auch wenn 
eine EDV-basierte Buchhaltung heute weit-
gehend Standard ist, haben viele Unterneh-
men keine effizienten Abläufe bei Forde-
rungsrisiken. Manuelle Prozessschritte, wie 
z.B. die unregelmäßige, manuelle Abfrage 
bei Wirtschaftsauskunfteien oder die manu-
elle Einleitung des Mahnprozesses impli-
zieren dabei einen hohen Zeitaufwand und 
zugleich eine hohe Fehleranfälligkeit. Die 

Konsequenzen können von Compliance-
Verstößen durch unzutreffende bilanzielle 
Vermögensausweise bis hin zu finanziellen 
Verlusten reichen. 
 
Gerade vor diesem Hintergrund ist es ratsam, 
sich über die Einführung eines vollständig 
digitalen Mahnwesens Gedanken zu machen. 
Von der Erfassung von Daten zum Klärungs-
fall über den automatischen Mahnversand bis 
hin zur revisionssicheren Archivierung – mit-
hilfe einer tief in das bestehende ERP-System 
integrierten Lösung erhalten Unternehmen 
ein Komplettpaket für echte End-to-End-
Automatisierung. Dabei liefert eine zentrale 
Datenbank u.a. eine Übersicht über alle 
Details einer Forderungsposition. Sachbear-
beiter erlangen ein ganzheitliches Bild, da 
sämtliche Informationen in das Debitoren-
management-System integriert werden. 
Prozesse wie z.B. der Mahnlauf können so 
automatisch und nach definierten Regeln er-
folgen. Die Überprüfung von Fälligkeiten und 
Fristen erfolgt systemseitig. Ein schnellerer 
und integrierter Datenaustausch ermöglicht 
Forderungsmonitoring in Echtzeit. Damit las-
sen sich effektiv risikobehaftete Debitoren-
gruppen identifizieren und im Zweifel kann 
zeitnah auf Entwicklungen am Markt reagiert 
werden. Diese gesteigerte Transparenz kann 
zu einem konstruktiveren und effizienteren 
Umgang mit Kunden und einem insgesamt 
verbesserten Cashflow führen. 

Die Einführung eines digitalen Mahnwe-
sens bildet zudem die Grundlage für die 
Nutzung von Zukunftstechnologien wie 
z.B. Massendatenanalysen oder Machine 
Learning. Automatisch generierte Kennzah-
len, wie z.B. DSO (Days Sales Outstanding), 
liefern dabei Anhaltspunkte, welche Pro-
zessverbesserungen anzugehen sind. Dies 
ermöglicht langfristig einen Paradigmen-
wechsel vom reaktiven hin zum proaktiven 
Forderungsmanagement. 

Unternehmen können hier brachliegendes 
Potenzial ausschöpfen. Unsere Experten für 
den Finanzbereich unterstützen bei der Digi-
talisierung des Forderungsmanagements von 
der initialen Potentialanalyse über die Aus-
wahl der richtigen KPIs und Software sowie 
die Umsetzung einzelner Maßnahmen bis hin 
zur laufenden Betreuung und Optimierung 

Herausforderungen  
im Forderungs-

management 

Die Krise als Chance für 
die Einführung eines 
digitalen Mahnwesens 
nutzen

Digitale Werkzeuge für 
ein professionalisiertes 
Forderungsmanagement

1b  | Die Auswirkungen der Corona-Pandemie verlangen neue Strategien im 
 Forderungsmanagement   |  Autorin: Nadine Beck, Stuttgart

 
      Key Facts 

 → Gerade in Krisenzeiten ist die Siche-
rung der Liquidität durch ein professi-
onelles Forderungsmanagement für 
Unternehmen überlebenswichtig.

 → In der Praxis steuern Fachabteilungen 
die Forderungsprozesse jedoch häufig 
noch manuell und mit veralteten, 
nicht integrierten Systemen. 

 → Um die negativen Auswirkungen der 
Pandemie zu minimieren, werden 
neue Strategien im Forderungsma-
nagement verlangt. 

 → Die Integration in zentrale Soft-
waresysteme (ERP/CRM) und die 
Automatisierung von End-to-End-
Finanzprozessen mit innovativen 
Technologien dienen als Unterstüt-
zung in der Krisenbewältigung und 
ermöglichen proaktives, intelligentes 
Forderungsmanagement. 

Sebastian Braun, 
Stuttgart, 
sebastian.braun@
fas.ag

Ihr Kontakt

von Finanz- und Geschäftsprozessen. 
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Die EU-Kommission hat sich mit der Maß-
nahme 9 des Aktionsplans zur Finanzier-
ung nachhaltigen Wachstums (COM(2018) 
97) die „Stärkung der Vorschriften zur 
Offenlegung von Nachhaltigkeitsinforma-
tionen“ zum Ziel gesetzt. In diesem Kon-
text arbeitet die EU derzeit an einer Re-
form der EU-CSR-Richtlinie (Non-Financial 
Reporting Directive (NFRD) 2014/95/EU). 
Hierzu wurde die EFRAG (European Finan-
cial Reporting Advisory Group) Mitte 2020 
beauftragt, konzeptionelle Grundlagen für 
ein Verfahren zur Erstellung von EU Non-
Financial Reporting Standards zu erstellen. 
Die in diesem Zusammenhang durch-
geführte Analyse bereits bestehender, 
meist privater Initiativen zur Berichter-
stattung von ESG (Environmental-Social-
Governance)-Themen ergab in mehrfacher 
Hinsicht eine große Vielfalt. Dabei spielt 
die Frage, welche Informationen für die 
Berichterstattung als wesentlich angeseh-
en werden, eine zentrale Rolle.

Wesentlichkeit ist der konzeptionelle 
Rahmen für die Entscheidung, welche 
Informationen mit welcher Priorisierung 
offengelegt werden sollen. Diese Ein-
schätzung soll unter Berücksichtigung 
der Bedürfnisse und Erwartungen aller 
Stakeholder - also der Adressaten der 
Berichterstattung - getroffen werden. Bei 
dieser äußerst wichtigen Abwägung kann 
zwischen drei Perspektiven unterschieden 
werden:

 → Wesentlichkeit in finanzieller Hinsicht 
– sie legt den Schwerpunkt auf die 
Risiken für die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage und somit den Wert des 
Unternehmens. Dieses Wesentlichkeits-
verständnis beruht auf der sog. Outside-
In-Perspektive und ist gleichbedeutend 
mit der Wesentlichkeitsdefinition 
des IFRS Conceptual Framework (CF). 
Danach ist eine Information wesentlich, 
wenn ihr Fehlen oder ihre fehlerhaf-
te Angabe die Entscheidungen eines 
Hauptnutzers (Investors) beeinflussen 
kann (CF 30).

 → Wesentlichkeit in Bezug auf ökolo-
gische und soziale Belange – sie legt 
den Schwerpunkt auf die Auswirkun-
gen der Aktivitäten des berichtenden 
Unternehmens auf Menschen, die 
Öffentlichkeit und die Umwelt. Dieses 
Wesentlichkeitsverständnis beruht 
auf der sog. Inside-Out-Perspektive. 
Dieses Konzept findet sich z. B. in der 

Die EU-CSR-Richtlinie 
wird überarbeitet

2a  | Erweiterter Wesentlichkeitsbegriff der in Überarbeitung befindlichen  
EU-CSR-Richtlinie   |   Autor: WP/StB/CPA Harald von Heynitz, München

 
      Key Facts 

 → EU-Kommission überarbeitet EU-CSR-
Richtlinie.

 → Die EU erwägt, eigene Standards zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zu 
erlassen.

 → Für die Berichterstattung nichtfinan-
zieller Inhalte soll das Konzept der 
doppelten Wesentlichkeit eingeführt 
werden.

wts journal  |  # 1  |  März 2021 75

Wer sind die Adressaten 
und was erwarten sie?

Wesentlichkeit aus der 
Outside-In-Perspektive

Wesentlichkeit aus der 
Inside-Out-Perspektive
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GRI (Global Reporting Initiative). Nach 
dem Global Standard 101 soll ein 
Unternehmen solche Maßnahmen in 
seiner Berichterstattung priorisieren, 
die die bedeutendsten Auswirkungen 
auf die Nachhaltigkeit seines Umfelds 
in wirtschaftlicher, ökologischer und 
sozialer Hinsicht haben und gleichzeitig 
für die Stakeholder entscheidungsrele-
vant sind.  

 → Die sog. doppelte Wesentlichkeit – da-
nach sollen sowohl die Wesentlichkeit 
in finanzieller Hinsicht als auch die We-
sentlichkeit in Bezug auf Umwelt und 
soziale Belange gleichzeitig Berücksich-
tigung finden. Die Idee der doppelten 
Wesentlichkeit befindet sich bereits in 
der EU-CSR-Richtlinie, die in Art. 19 (1) 
die Angabe nichtfinanzieller Informa-
tionen fordert, „die für das Verständnis 
… der Lage des Unternehmens sowie 
der Auswirkungen seiner Tätigkeit er-
forderlich sind und sich mindestens auf 
Umweltbelange, … beziehen“. In den 
Leitlinien der EU-Kommission für die 
Berichterstattung über nicht finanzielle 
Informationen (2017/C 209/1) heißt 
es dazu, dass „die Wesentlichkeitsper-
spektive der Richtlinie … sowohl die 
finanzielle Wesentlichkeit als auch die 
ökologische und soziale Wesentlichkeit 
…“ erfasst.

Aus den Unterlagen des EFRAG für 
die „Outreach Events“ im Januar 2021 

(www.efrag.org) geht hervor, dass die EU 
in ihrer überarbeiteten EU-CSR-Richtlinie 
das Konzept der doppelten Wesentlich-
keit vorschreiben wird. Deshalb schlägt 
die EFRAG einen EU-Standard vor, der die 
„Nachhaltigkeitswesentlichkeit“ und die 
„finanzielle Wesentlichkeit“ definiert und 
das Konzept operationalisiert. Zudem 
fordert die EFRAG einen Standard, nach 
dem die Unternehmen ihren Prozess zur 
Festlegung der Wesentlichkeit beschrei-
ben sollen, um die notwendige Trans-
parenz herzustellen. Es bleibt abzuwarten, 
wie die EU die Elemente der finanziellen 
und der nachhaltigen Wesentlichkeit 
gleichzeitig berücksichtigen wird, denn 
laut EFRAG ist die Schnittmenge nicht 
ausreichend. 

Anfang Februar 2021 hat die IFRS Founda-
tion aufgrund der positiven Antworten 
zu ihrem Konsultationspapier (siehe WTS 
Journal 05/2020) beschlossen, eine detail-
liertere Analyse der Anforderungen an 
ein Sustainability Standards Board (SSB) 
vorzunehmen. Dessen Ziel sind global ein-
heitliche Standards zur Nachhaltigkeits-
berichterstattung. Sollte es zur Gründung 
des SSB kommen, wird die EU mit diesem 
zusammenarbeiten müssen. Aus dem Kon-
sultationspapier geht hervor, dass die IFRS 
Foundation zunächst den Fokus auf die 
etablierte finanzielle Wesentlichkeit legen 
möchte, um Komplexität zu vermeiden. 
Hier könnte sich ein Konflikt mit der EU 
anbahnen.  

Konzept der doppelten 
Wesentlichkeit

EU will doppelte Wesent-
lichkeit vorschreiben

IFRS Foundation bevor-
zugt zunächst finanzielle 
Wesentlichkeit 

WP/StB/CPA Harald 
von Heynitz, 
München, 
harald.vonheynitz@
fas.ag
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EU-CSR-EU-CSR-
RichtlinieRichtlinie
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Daten und Informationen sind über die 
letzten Jahre zum strategischen Erfolgs-
faktor für den erfolgreichen Geschäfts-
betrieb geworden, denn sie bilden die 
Grundlage für wichtige Unternehmens-
entscheidungen. Daher gehört eine hohe 
Stammdatenqualität, die verlässliche, 
aktuelle und fehlerfreie Daten sicherstellt, 
zu den Grundlagen des effektiven und 
effizienten unternehmerischen Handelns. 

Stammdaten liefern die Grundinforma-
tionen zu den betrieblich relevanten 
Objekten, wie zu Produkten, Lieferanten, 
Kunden oder Mitarbeitern. Es handelt 
sich somit um Daten, die eine Schlüs-
selrolle bei der geschäftlichen Aktivität 
einnehmen. Üblicherweise werden diese 
einmalig im Unternehmen angelegt und 

zeichnen sich danach durch eine gewisse 
Konstanz aus. Oft kommen Stammdaten in 
verschiedenen Unternehmensbereichen 
zum Einsatz. Sie werden teilweise gleich-
zeitig entlang der Wertschöpfungskette 
genutzt. 

Im Zuge der zunehmenden Fokussierung 
auf End-to-End Prozesse verstärken sich 
die Anforderungen an die Stammdaten-
qualität. Ein ERP-System liefert hier die 
technische Basis, die Geschäftsprozesse 
im Unternehmen zu etablieren und den 
Fachbereichen verfügbar zu machen. Da-
mit abteilungs- und systemübergreifend 
gearbeitet werden kann, ist jedoch auch 
eine einheitliche und korrekte Sicht auf 
die unternehmensweiten Stammdaten 
notwendig, die nicht nur rein technisch 
getrieben ist. In der Praxis kommt es häu-
fig vor, dass bspw. derselbe Geschäftspart-
ner in einem System als Kunde und in dem 
anderen System als Lieferant gepflegt ist, 
ohne dass eine Verbindung zwischen den 
Daten besteht. Auch ist es möglich, dass 
der Geschäftspartner in beiden Systemen 
als Kunde angelegt wurde, allerdings 
unterschiedliche Lieferadressen, Ansprech-
partner, Schreibweisen etc. existieren. 
Damit können die Daten nur unzureichend 
synchronisiert werden, sodass die Stamm-
datenqualität zum Schlüsselelement für 
die Zusammenführung verschiedener 
Daten entlang der Geschäftsprozesse wird. 

Zur Verbesserung der Stammdatenquali-
tät können zahlreiche Maßnahmen, wie 
bspw. technische Bereinigungsverfahren, 
eingesetzt werden, die allerdings zumeist 
einen reaktiven Charakter aufweisen. 
Damit vor der Fehlerentstehung bereits 
Maßnahmen eingeleitet werden können, 
wird ein entsprechendes Stammdaten-
Monitoring benötigt. Dieses bietet die 
Möglichkeit der Identifikation etwaiger 
Störfaktoren sowie deren Ursachen und 
gibt Aufschluss darüber, ob die Stammda-
ten die gewünschte Qualität aufweisen. In 
der Regel ist dieser Prozess an ein manuel-
les oder automatisiertes Reporting gekop-
pelt, bei dem Datenqualitätsberichte in-
nerhalb des originären Systems oder über 
weitere Analysetools generiert werden. 
Die Berichte schaffen Transparenz, indem 

Stammdatenqualität 
als wichtige Grundlage 

unternehmerischen 
Handelns

2b  | Aktives Stammdaten-Monitoring zur Sicherstellung langfristiger Daten- 
qualität   |   Autorin: Alicia Meise, Düsseldorf

 
      Key Facts 

 → Es ist zu erwarten, dass das Thema 
Stammdatenqualität und damit 
einhergehende Verbesserungsmaß-
nahmen in den kommenden Jahren 
weiter an Bedeutung gewinnen.

 → Stammdaten bilden die Grundlage 
für Geschäftsprozesse und sind für 
den Informationsaustausch inner-
halb eines Unternehmens von essen-
tieller Bedeutung. Die Sicherstellung 
einer angemessenen Stammdaten-
qualität ist Voraussetzung für eine 
effiziente und effektive abteilungs- 
und systemübergreifende Zusam-
menarbeit.

 → Maßnahmen zur Verbesserung der 
Stammdatenqualität kommen bisher 
eher reaktiv zum Einsatz – es fehlen 
häufig präventive Maßnahmen, um 
Fehlern vorzubeugen. Vor allem 
hinsichtlich der Messbarkeit und 
Kontrolle der Stammdatenqualität 
besteht weiterhin erheblicher Nach-
holbedarf.

 → Stammdaten-Monitoring ermöglicht 
eine kontinuierliche Überwachung 
der Stammdatenqualität und dient 
somit der frühzeitigen Fehlererken-
nung. So kann eine hohe Stammda-
tenqualität auch langfristig gewähr-
leistet werden.  

Stammdatenqualität als 
Erfolgsfaktor für eine 
End-to-End Prozess-
organisation

Das Stammdaten- 
Monitoring als  
präventive 
Verbesserungs-
maßnahme
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sie aufzeigen, bei welchen Stammdaten 
und deren Attributen Unvollständigkeiten, 
Inkonsistenzen und Fehler auftauchen.

Da sich die Stammdatenqualität nicht 
nach festgelegten Maßstäben, sondern 
vielmehr nach den – für den Datenkonsu-
menten – relevanten Aspekten wie z. B. 
der Vollständigkeit oder Aktualität der 
Daten bestimmt, stellt die Messbarkeit 
und Kontrolle der Stammdatenqualität 
derzeit noch eine Herausforderung dar. 
Das Problem besteht hier insbesondere 
auf Grund des Fehlens geeigneter Kenn-
zahlen und Prozesse. Um Qualität messbar 
zu machen, muss somit ein einheitliches 
Bewertungssystem in Form von indivi-
duell definierten Kennzahlen geschaffen 

werden. Dementsprechend unterschied-
lich können die Datenqualitätsberichte 
aufgebaut sein. Dies wird begleitet von 
Standards und Richtlinien, die die Anforde-
rungen an „gute“ Stammdaten festlegen. 
Ebenso wichtig ist die Analyse bestehen-
der Prozesse und das Aufsetzen neuer 
Stammdatenprozesse. Erst organisatorisch 
verankerte und strukturierte Prozesse 
ermöglichen eine ausreichende Kontrolle 
über die Stammdatenqualität. Wir stehen 
Unternehmen dabei beratend zur Seite 
und versetzen Fachbereiche in die Lage, 
die für sie relevanten Stammdaten eines 
Geschäftsprozesses kontinuierlich und im 
Rahmen eines vertretbaren Zeitaufwands 
zu messen, zu analysieren und zu kontrol-
lieren.

Aktuelle Heraus-
forderungen im 

Monitoring-Prozess

Sebastian Braun, 
Stuttgart, 
sebastian.braun@
fas.ag
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Regierungsentwurf

Änderungen gegenüber 
dem Referentenentwurf

2c  |   Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Finanzmarktintegrität 
(FISG) – Kritik des IDW   |   Autor: WP/StB Hans­Georg Weber, München

Am 16.12.2020 wurde der Regierungs-
entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der Finanzmarktintegrität (FISG) ver-
öffentlicht. Die Änderungen sollen am 
01.07.2021 in Kraft treten. 

Der Regierungsentwurf entspricht wei-
testgehend dem im Oktober 2020 vom 
BMF und BMJV veröffentlichten Refe-
rentenentwurf (vgl. dazu WTS Journal 
05/2020). Lediglich die Verschärfung der 
zivilrechtlichen Haftung des Prüfers ge-
genüber dem Unternehmen fällt mit € 16 
Mio. für die Prüfung kapitalmarktorien-
tierter Unternehmen (vorher € 20 Mio.), 
€ 4 Mio. für die Prüfung nicht kapital-
marktorientierter Kreditinstitute und 
Versicherungsunternehmen (vorher 
keine Regelung) und € 1,5 Mio. für die 
Prüfung sonstiger Unternehmen (vorher 
€ 2,0 Mio.) im Regierungsentwurf 
geringer aus als noch im Referenten-
entwurf. Dennoch wiederholt das 
IDW seine grundsätzliche Kritik an der 
Haftungsverschärfung, u.a. auch vor dem 
Hintergrund, dass es für grob fahrlässiges 
Verhalten künftig gar keine Haftungs-
beschränkung mehr geben soll. Nach 

Auffassung des IDW wird die Haftungs-
verschärfung die Konzentration im 
Prüfungsmarkt verstärken und vor allem 
kleinere und mittelständische Prüfungs-
praxen praktisch von der Durchführung 
von Abschlussprüfungen ausschließen. 
Nicht zuletzt führe dies zu einer Erhöhung 
der Versicherungsprämien verbunden 
mit im Ergebnis auch höheren Kosten der 
Wirtschaft.

Insgesamt befürchtet das IDW, dass die 
im Regierungsentwurf vorgesehenen
Maßnahmen zur Regulierung der Ab-
schlussprüfung (Haftungsverschärfung, 
zwingende Rotationspflicht nach 
zehn Jahren und die weitergehende Tren-
nung von Prüfung und Beratung) weitrei-
chende negative Auswirkungen auf die 
Geschäftsmodelle der Wirtschaftsprüfer 
haben werden. Die Qualität der Ab-
schlussprüfungen werde in Zukunft eher 
sinken als steigen, die Konzentration im 
Prüfungsmarkt werde gefördert und die 
Nachwuchsgewinnung für den Beruf des 
Wirtschaftsprüfers weiter erschwert, was 
den Wirtschaftsstandort Deutschland 
zusätzlich belastet.

Kurznews

Befürchtungen des IDW

WP/StB Hans­Georg 
Weber, München, 
hans­georg.weber@
fas.ag

Ihr Kontakt
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